
Steuographischer Bericht
d e r

-xeiAndzwanzigsterr Sitzung des Landtages zn Laibach
am 9. März 1863.

A nw esende: V o r s i t z e n d e r :  F reiherr v. C o d e l l i ,  Landeshauptmann von K ram . —  K . k. S ta tth a lte r : Frcih. 
v. S c h l o i ß n i g g .  —  Sämmtliche M itg lie d e r, m it Ausnahme des H errn  Abgeordneten: A m b r o s c h ,  J o m b a r t ,  
Loc k er .  —  S c h riftfü h re r: V i l h a r .

T a g e s o r d n u n g  :  1. Lesung des Sitzung« -  Protokolls vom 6. M ärz. —  2. V ortrag  über den Gesetzentwurf bezüglich der Bestreitung 
der Kosten fü r die Herstellung und Erhaltung der katholischen Kirchen- und P fründen-Gebäude. —  3. Vortrag die Errichtung einer Ober-

realschule betreffend.

ßrgiim irr  Zihimg 10 Mljr 20 Minuten Vormittags.

P r ä s i d e n t :  Ich  eröffne die S itzung , nachdem die ge­
hörige Anzahl der Herren Abgeordneten versammelt ist, und 
ersuche den H errn  S chriftfüh rer, daö P rotokoll der letzten 
S itzung zu lesen.

(S chriftfüh re r Kapelle liest dasselbe. —  Nach der 
Verlesung.) I s t  gegen die Fassung des Protokolls etwas 
zn bemerken? (Nach einer Pause.) Wenn nichts dagegen 
bemerkt w ird ,  so ist das Protokoll alö richtig anerkannt.

Ich  gebe m ir  die E hre , dem h. Hanse mitzutheilen, 
daß der Ausschuß fü r den Antrag bezüglich der E in führung 
der Geschworncngcrichtc in Strafsachen sich constituirt und 
den H errn  Abg. D r .  B lc iw eiS  als Obm ann und den H rn . 
Abg. D r .  Suppan als S chriftfüh rer gewählt habe.

W ir  kommen nun zum Vortrage über den Gesetz­
entwurf in  B e tre ff der Bestreitung der Kosten zur H er­
stellung der Kirchen- und Pfründcn-Gcbäudc.

Ich  ersuche den H errn  Berichterstatter Krom cr, seinen 
dießfälligen V ortrag  zu beginnen.

Berichtcrst. Abg. K  r  o m c r  ( l ie s t :)

Bericht
des Ausschusses über die Vorberathung der Regierungs- 
V o rlag e , betreffend die Bestreitung der Kosten zur H er­
stellung der Kirchen- und Pfründen - Gebäude, dann zur 

Bcischaffung der Kirchen - Erfordernisse.
D e r zur Vorberathung der R egierungs-Vorlage, be­

treffend die Bestreitung der Kosten zur Herstellung der 
Kirchen- und Pfründcngcbäudc, dann zur Bcischaffung der 
Kirchen-Erfordcrnisse von dem h. Landtage gewühlte A us­
schuß war der Anschauung, daß die hier fragliche Con- 
currcnz-Pflicht nu r dann allseitig gerecht und b illig  festge­
stellt werden könne, wenn deren Entstchungsgruud, bishe­
riger Bestand und Umfang einerseits, dann die letzter Ze it

x x m . Landtags - Sitzung.

eingetretene Aenderung der meisten maßgebenden V erhä lt­
nisse anderseits —  m it gleicher S o rg fa lt erhoben und un­
befangen berücksichtiget w ird.

D e r Ausschuß hat daher zur entsprechenden Lösung 
dieser Aufgabe vorerst den Leitfaden der Geschichte zu seinem 
Anhaltspunkte genommen, und so über den ursprünglichen 
T ite l, seitherigen Bestand und über die gesetzliche N orm irung 
obgedachter Concurrcnzpflicht nachfolgende Daten erhoben:

D ie  ersten Christen waren durch mehrere Jahrhun­
derte den Verfolgungen der Juden und Römer ausgesetzt, 
daher sic während dieser Periode nur in  geheimen Zuflucht- 
stätten zur gemeinschaftlichen Gottcsvcrchrung sich versam­
melten. A ls  sie jedoch unter dem Kaiser Constantin dem 
Großen die freie Rcligionsübung erlangten, fingen sic im  
frommen E ife r alsbald a n , mehrere, m itunter prachtvolle 
Kirchen zu bauen, sic m it den Wohnungen der Geistlichen 
und Kirchendiener auszustatten und deren genügendes E in ­
kommen sicher zu stellen. Alle diese Auslagen wurden aus 
den reichlichen O pfern der christlichen Gemeinden bestritten. 
Selbst in  den spätern Jahrhunderten, als m it der A us­
breitung des Christenthums auch die Nothwendigkeit der 
Herstellung immer neuer Kirchen- und Pfründengcbäude 
e in tra t, genügten zur Bestreitung der dießfälligen Kosten 
die fre iw illigen Beiträge und das in den Gemeinden unter 
der Leitung der Bischöfe eingeführte, auf altes Herkommen 
gestützte Gewohnheitsrecht; daher von Seite des Staates 
zur N orm irung der Concurrcnzpflicht gar keine Verfügungen 
erlassen wurden.

Wenn die Gemeinden alle Auslagen zur Errichtung 
neuer Pfründen m itunter nicht erschwingen konnten, so 
übernahmen einzelne W ohlthäter eine mehr namhafte B e i­
steuer zur Herstellung der Kirchen- und Pfründeugebäude, 
ober zur entsprechenden D o tirun g  des Seelsorgers.



Diesen Wohlthätern nun wurde von den Bischöfen in 
dankbarer und ehrender Anerkennung das Kirchcnpatronat 
(palris onus, daher palronus) m it allen damit verbundenen 
Rechten und Pflichten übertragen.

D ie vorzüglichsten Rechte dcS Kirchenpatrons waren 
folgende:

1. Daß ihm die Kirchengeistlichkeit überall m it be­
sonderer Hochachtung begegnen, ihn bei solennen Festen 
an der Gränze dcS kirchlichen Weichbildes empfangen und 
in die Kirche geleiten mußte;

2. daß er bei öffentlichen Umgängen den V o rtr itt 
hatte und in der Kirche den ersten Ehrensitz einnahm;

3. daß er m it Weihrauch eingcränchert, m it dem 
Weihwasser besprengt, in den öffentlichen Kirchengcbetcn 
genannt und G ott besonders empfohlen wurde;

4. daß bei seinem Todesfälle die Kirchenmusik auf 
eine bestimmte Zeit eingestellt und die Altäre theilweise 
ihres Schmuckes entkleidet wurden;

5. daß ihm in der Kirche ein besonderer Bcgräbniß- 
platz (G ru ft) angewiesen und sein Name mittelst einer I n ­
schrift verewigt wurde;

6. daß er im Falle des Nothstandes von der Kirche 
oder Pfründe den nöthigen Unterhalt ansprechen; endlich

7. daß er fü r die erledigte Pfründe dem Bischöfe 
einen Geistlichen vorschlagen konnte.

Dagegen hatte er die Verpflichtung, die Kirche vor 
feindlichen Angriffen zu schützen, die zugesicherten Beiträge 
rechtzeitig zu leisten, und insbesondere fü r die Erhaltung 
der kirchlichen Gebäude im guten Bauzustande zu sorgen.

- Allein alle diese Verpflichtungen basirtcn sich nur auf 
ein nicht wohl vollstreckbares Gewohnheitsrecht und nach 
der Auslegung mehrerer Cauonisten hat das Concilium in 
Trient dicßfalls bestimmt, daß die Patrone zu den Kirchen- 
und Pfründcngebäuden nur dann beizutragen haben, wenn 
sic aus der Kirche ein Einkommen beziehen; falls sic jedoch 
nicht beitragen wollten, so seien sic des Patronatsrcchtcs 
verlustig. —  Ein eigentlicher kirchlicher Zwang ans B c i- 
tragSlcistung wurde demnach gegen den Patron nicht an­
gewendet.

Auf so unsicheren Grundlagen, eigentlich auf bloßen 
Gewohnheitsrechten beruhte die Concurrenzpflicht der Ge­
meinden und Patrone zur Erhaltung der Kirchen und 
Pfründengcbäudc bis in die M itte  des 18. Jahrhnndcrtes.

Erst die Kaiserin M a ria  Theresia und Kaiser Josef ü. 
haben auch diese kirchliche Angelegenheit, anfänglich durch 
Particular-Entscheidungen und späterhin in mehr allgemeinen 
Normen zu regeln begonnen.

S o  verfügte das Hofdecrct vom 24. December 1782, 
„daß der Ncligionsfond vorzugsweise zur Dotirung der 
Seelsorger bestimmt, daher die Patrone und die Dominien 
gehalten seien, die Kirchen- und Pfründengcbäude selbst zu 
erhalten."

M i t  dem Hofdecrct vom 29. Jänner 1783 wurde 
verordnet, daß zur Herstellung und Erhaltung dieser Ge­
bäude die Gemeinden nur die Hand- und Zngarbeit zu 
leisten, das Uebrige aber die Patrone und die Dominien, 
dann fü r kirchliche Bauten die Kirche selbst, für Pfründen­
bauten die Pfründner beizutragen haben. —  Diese Ver­
fügung wurde auch in den Hofdecrctcn vom 14. Februar 
1787 , 19. August 1798 , 20. September 1804, 22. 
M a i 1805 und 15. A p ril 1819 wiederholt besprochen, 
und bmt Patron die Bestreitung der Meisterschaften, den 
Dominien die Beistcllnng der Baumaterialien zugewiesen.

Nach dem Hofkanzleidecrete vom 18. Jun i 1807 sind 
die Kosten fü r die Erhaltung der Kirchengebäude vorerst 
aus dem entbehrlichen Kirchen-Vermögen zu bestreiten; bei

den Pfründengebäudcn aber hat der Pfründner die gewöhn­
liche Ausbesserung der Thüren, Schlösser, Ocfen und 
Fenster, dann der Fußböden und der Bedachung aus Eige­
nem zu besorgen. —  Auch hat er fü r die Kosten aller 
Reparaturen zu haften, welche durch seine ober seiner Dienst- 
leute Schuld, Nachlässigkeit oder Verwahrlosung veranlaßt 
wurden.

Laut der Hofkanzlci-Dccrete vom 16. Februar 1788 
und vom 9. Jänner 1789 ist die innere Einrichtung der 
Kirche und deren Ausstattung m it Paramenten, Taufstei­
nen und andern Gcräthschaftcn aus dem Kirchcnvermögen, 
in dessen Ermangelung aber aus dem ReligionSfonde zu 
bestreiten; der Patron hat zu diesen Auslagen nicht beizusteuern.

D ie  Hofkanzlei - Dccrctc vom 19. Jänner, 1. A p ril 
und 19. August 1783 bestimmen, daß erforderlichen Falles 
auch das entbehrliche Vermögen der Filialkirchen zur Her­
stellung oder Erhaltung der Mutterkirche verwendet werden 
könne; dagegen sind nach dem Hofkanzlei-Dccretc vom 25. 
M a i 1820 alle Auslagen fü r die Filialkirchen nur von 
Jenen zu bestreiten, denen an der Erhaltung dieser Kirchen 
gelegen ist.

Z u r Herstellung und Erhaltung der Meßnergebäude 
ist nach den Hofkanzlei- Decreten vom 6. J u li 1786 und 
12. August 1788 gleichfalls die gesetzliche Banconcurrcnz 
berufen.

Ebenso hat nach den Hvfkanzlei - Decreten vom 23. 
October 1784 , 24. September 1785 und 9. September 
1786 auch bei allen, den Klöstern und S tiften einver­
leibten , d. i.J ic i den sogenannten Ordenspfarren das gleiche 
Concnrrcnz-System einzutreten.

Laut Hofkanzlei-Dccrctes vom 15. Ju n i 1827 hatten 
die Patrone die Dominien und die Gemeinden fü r die 
Wohnungen aller, im  ganzen Kirchensprengcl erforderlichen 
Seelsorger, daher auch fü r die Wohnungen der Coopcra- 
torcn zu concurriren.

Endlich wurde m it dem Hofkanzlci-Dccrete vom 14. 
August 1823 unter Berufung auf das Normale vom 18. 
Jun i 1807 bestimmt, daß der Pfründner zur Herstellung 
und Erhaltung der Pfründengcbäude nur dann beizutragen 
habe, wenn sein Einkommen jährlich 400 Gulden über­
steigt. I n  diesem Falle sei ihm die Congrua von 300 
Gulden und ein D ritth c il des Mchreinkommens frei zu 
belassen, von den weiteren %  Theilen aber habe er bei 
einem Ueberschusse von 100 bis 200 Gulden m it dem 10. 
Theile, bei dem Ueberschnsse von 200 bis 300 Gulden 
m it dem neunten Theile und so weiter zu concurriren.

B e i diesen gesetzlichen Bestimmungen verblieb es bis 
zum Jahre 1848. A ls jedoch in diesem Jahre die An­
sicht auftauchte, daß durch das Patent vom 7. September 
1848 mit der Aufhebung des Ilutcrthansverbandcs, auch 
alle den Kirchcn-Patronen rücksichtlich der Erhaltung kirch­
licher Gebäude obliegenden Verpflichtungen unter Einem 
aufgehoben seien, haben die Ministerien des Innern und 
der Justiz m it Verordnung vom 10. Jun i 1849, Z . 3965, 
Folgendes erlassen:

„Durch das Patent vom 7. September 1848 sind 
zwar die den Grnndobrigkciten als solchen obgelcgencn 
Bcitragslcistniigcn zur Herstellung und Erhaltung kirchlicher 
Gebäude insoweit aufgehoben, daß in dem Betrage und in 
der A rt des Beitrages jeder Unterschied zwischen den Ge­
meinden und ihren ehemaligen Obrigkeiten wegfällt, daß 
sohin die Lctztern gleich jedem Mitglicde der Gemeinde nur 
zu jenen: Beitrage und zu jener Leistung gehalten sind,

I m it welcher sic im Verhältnisse zu andern Gcincindegliedcru 
! nach dein landesüblichen Verthcilnngs-Maßstabe zu concur­

riren haben.



Dagegen steht das Patronatsverhältniß nach seiner 
historischen und rechtlichen Entwicklung m it dem durch das 
Patent vom 7. September 1848 aufgehobenen Unterthans- 
vcrbande in  keiner V erb indung; denn cs beruht ans S t i f ­
tungen oder Verträgen und selbst bei den sogenannten neuen 
P farren ans der fre iw illigen Annahme der ehemaligen 
Obrigkeiten. Dasselbe kann daher durch das Patent vom 
7. September 1848 nicht als aufgehoben angesehen werden. 
—  Indessen ist cs unerläßlich, auch hinsichtlich des Kirchcn- 
patronatcs den veränderten Zcitvcrhältnisscn Rechnung zu 
tragen; dessen definitive Regelung w ird  jedoch Gegenstand 
einer besondern Verhandlung sein. —  B iö h in  aber haben 
die politischen Behörden in jedem Falle der Belastung des 
Kirchenpatrons ein fre iw illiges Ucbcrcinkommcn und die 
Vertheilung der Concurrenzlast nach einem billigen V er­
hältnisse zu versuchen. —  Kom m t ein Vergleich nicht zu 
S tan de , so sind alle m it größeren Auslagen verbundene 
B a u te n , Reparaturen und Anschaffungen einzustellen und 
nu r die unaufschiebbaren laufenden Auslagen dem Patrone 
aufzuerlegen."

Spä terh in  wurden zur endlichen Regelung deö P a­
tronats-Verhä ltn isses und der hier fraglichen Concnrrenz- 
P flich t von dem hohen M in is te rium  wiederholte Bera thun­
gen gepflogen und im  Jahre 1856 auch die damals in 
W ien versammelten Bischöfe um ihre gutachtlichen Anträge 
angegangen. Den Ausfluß und das Endergebnis^ dieser 
Berathungen enthält die Regierungsvorlage, welche von 
dem hohen Landtage dem Ausschüsse zur V orprü fung zuge­
wiesen wurde.

Diese Darstellung bietet in  kurzen Umrissen die histo­
rische und gesetzliche Entwicklung der zur Herstellung und 
Erhaltung der Kirchen- und Pfründcngcbäude bisher bestan­
denen Concnrrcnzpslicht.

W as nun die in  letzterer Ze it eingetretene Aenderung der 
hiebei maßgebenden Verhältnisse anbelangt, so dürfte deren 
unbefangene Beurtheilung zu nachfolgenden Resultaten 
füh re n :

D ie  betn Kirchenpatron zugestandenen Rechte sind im  
Verlaufe der Zeiten theils erloschen, theils mehr wcrthlos 
geworden, und können höchstens als Ehrenrechte angesehen 
werden. Dagegen hatte er anfänglich, als die minder 
zahlreichen Anfassen eines Kirchcnsprcngels in  der Regel 
auch m it kleinen Kirchen sich begnügten, zu bereit Herstel­
lung und Erhaltung auch nur geringere Beiträge zu leisten. 
W ie jedoch die Bevölkerung und die Vorliebe fü r  schöne 
Kirchen- und Pfründengcbändc immer mehr zunahm, hat 
auch die Concnrrenzlast des Patrons immer steigende D i ­
mensionen angenommen. Vorzüglich bett ehemaligen D o ­
minien , welche zur Unterstützung ihrer Unterthanen auch 
das Kirchenpatronat übernahmen, wurde letzterer Z e it diese 
Last um so drückender, weil ihnen m it der Aufhebung des 
Unterthansvcrbandcs theilweise auch die Quellen versiegten, 
um  derlei Beiträge ohne Gefährdung der eigenen Subsi­
stenz decken zu können. Ebenso war auch die Concnrrenz- 
pflicht des Pfründners bisher nach der Congrua von 300 fl. 
n o rm ir t , welche jedoch gegenwärtig zu seinem anständigen 
Unterhalte durchaus nicht zureicht. Endlich ist die gegrün­
dete Hoffnung vorhanden, daß die Gemeinden nach vo ll­
ständiger Ablösung der Urbariallasten sich immer mehr 
kräftigen, und theils int freien B o d e n , theils im  A u f­
blühen der Industrie und des Handels die M it te l finden 
werden, um einen größeren T he il der fraglichen Commn- 
nalbantcn selbst bestreiten zu können.

Nach dieser Darstellung ist die dem Ausschüsse zur 
Vorberathung zugewiesene Regierungsvorlage, m it den 
bisher bestandenen Concurrenz-Normen großen The ils  über­

einstimmend, nur würden darin auch die im  Laufe der 
Zeiten geänderten Verhältnisse in  meist b illiger Weise be­
rücksichtiget. D e r Ausschuß hat daher diese Regierungs­
vorlage, so weit sie die P flich t, die Reihenfolge und den 
Maßstab der Beitragsleistung b e trifft, nu r in  der Con- 
curreuzquotc des Patrons thcilwcise, sonst minder wesentlich 
abgeändert. Dagegen hielt er bei allen im  Concurrcnzwege 
herzustellenden Bauten einen gesetzlich geregelten Gang der 
Concnrrenz - V erhand lung, dann eine entsprechende Leitung, 
Ucberwachung und Verrechnung des Baues im  Interesse 
der Concurrenzpflichtigen als nothwendig, und hat daher 
seine Vorberathung auch auf die Feststellung dießbezüglicher 
Bestimmungen ausgedehnt. D a s  Gesammtergebniß der 
über die einzelnen Paragraphe der Regierungsvorlage vom 
Ausschüsse gefaßten Beschlüsse ist in  dem Gesetz-Entwürfe 
dargelegt, welche heute der h. Versammlung zur Schlnß- 
berathnng vo rlieg t, und der Ausschuß stellt den A n tra g :

„D e r  h. Landtag wolle beschließen: D e r vom A us­
schüsse vorgelegte Gesetzentwurf, betreffend die Bestreitung 
der Kosten zur Herstellung der Kirchen- und Pfründenge- 
bäudc, dann zur Bcischaffnng der Kirchcncrfordcrnisse, 
werde fü r das Herzogthmn K ram  als Gesetz angenommen 
und S r .  k. k. apostol. Majestät zur Allerhöchsten Sanction  
vorgelegt."

(D e r W o rtla u t des vorliegenden Entwurfes ist fo l­
gender:

Gesetz
v o m ............... fü r das Herzogthnm K ra in , betreffend die
Bestreitung der Kosten zur Herstellung und Erhaltung der 
katholischen Kirchen- und Psründengcbäude, dann zur B e i-  

schaffnng der Kirchenerfordcrnisse.

M i t  Zustimmung des Landtages M eines Hcrzogthums 
Krain finde ich anzuordnen, wie fo lg t:

§• 1 .

D ie  Kosten zur Herstellung und Erhaltung der K ir ­
chen-, P fa rrho f-, Kanzlei- und sonstigen Pfründengebände, 
dann zur Beischaffnng der Kirchenciurichtnng, der P a ra ­
mente und anderer Kirchenerfordernisse haben vor Allen 
Jene zu bestreiten, welche hiezu kraft einer S tiftu n g  eines 
Vertrages, oder eines sonstigen Rechtstitels verpflichtet sind.

D ie  A r t  und daS M aß  der Leistung richtet sich nach 
dem besondern VerpflichtungStitcl.

§. 2.

Wenn und in wie weit eine derartige Verpflichtung 
sich nicht geltend machen lä ß t, ist zur Bedeckung dieser 
Kosten zunächst das entbehrliche freie Einkommen des be­
treffenden Gotteshauses, fa lls  jedoch dieses nicht zureicht, 
und kein besonderes Uebcreinkommen entgegen steht, auch 
jenes der dazu gehörigen Filialkirchen zu verwenden.

Unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften über 
die Veräußerung und Belastung des Kirchengutes kann 
auch das Stammvermögen dieser Kirchen in so weit in  
Anspruch genommen werden, als dasselbe weder bereits 
eine andere W idm ung ha t, noch fü r die Bestreitung der 
sonstigen, durch das Erträgniß des Kirchenvcrmögcns zu 
deckenden Auslagen erforderlich ist.

§• 3.
B e i P fa rrho f- und Wirthfchaftsgebänden sind die Re­

paraturen, zu denen der kirchliche Pfründner durch seine 
eigene, seiner Dienstlcutc oder Hausgenossen Schuld, Nach-
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lässigkcit oder V erw ah rlo su n g  A n laß  gegeben h a t ,  von ihm  
allein zu bestreiten.

§• 4.
K leinere A u slag e n  fü r  die sogenannten s a r ta  tec ta , 

a l s : die R au ch fa n g k eh re r-B es ta llu n g , d an n  die gewöhnliche 
A usbesserung der B ed ach u n g , der B ö d e n ,  O c fe n , T h ü re n , 
F e n s te r , S ch lösser u . s. w . h a t der P f rü n d n e r  bei P f a r r -  
hof- und  W irth sch aftsg cbänd en  gleichfalls allein  zu be­
streiten.

§. 5.
Z u  den ü b rig e n  B a u a u s la g c n  fü r  diese G ebäude haben 

die kirchlichen P f rü n d n e r  dann  b e izu trag en , wenn ihre 
P f rü n d e  la u t  der von der C o ncurrenz richtig befundenen 
oder über allfä llige E insprachen richtig gestellten Fassion  ein 
Jah rese in k o m m en  von m ehr a l s  5 0 0  fl. ö. W . ab w irft.

§■ 6.
I n  diesem F a lle  haben die P f rü n d n e r  bei einem

E inkom m en über 5 0 0  b is 6 0 0  fl. den 1 0 . T h e il
„ 6 0 0 7 0 0  „ „ 9 .  „
„ 7 0 0 n 8 0 0  „ „ 8 . „
I I 8 0 0 9 0 0  „ „ 7 . „
I I 9 0 0 f, 1 0 0 0  „ „ 6 . „
I I 1 0 0 0 „ 1 1 0 0  „ „ 5 .  i f

1 1 0 0 „ 1 2 0 0  „ „ 4 .  „
„ 1 2 0 0 „ 1 3 0 0  „ „ 3. „
„ 1 3 0 0  fl. die H ä lf te  der nach Abschlag der

Kosten fü r  die H a n d la n g e r-  und Z u g a rb e ite r  verbleibenden 
B a n a n s la g e n ,  welche in  der im  § . 1 b is  4  bezeichneten 
W eise nicht gedeckt w erden k ö n n en , n ie m a ls  aber ein M e h -  
re re s  zu bestreiten.

§ . 7 .
D ie  kirchlichen P f rü n d n e r  sind berech tig t, die sie tre f ­

fende S ch uld ig keit in  J a h r e s r a te n  ab zu s ta tten , welche nicht 
u n te r  den d ritten  T h e il  ih re s  den B e tr a g  von 5 0 0  fl. 
übersteigenden M ehre in ko m m ens herabgehen dürfen.

D ie  V erpflichtung  zu diesen R aten zah lu n g en  übergeht, 
so w eit sie der P f rü n d n e r  nach der genehm igten Z u fris tu n g  
nicht selbst zu leisten h a t te ,  auch au f d a s  J n tc rc a la re  und 
au f den N achfolger im  P fründengcnusse.

§■ 8.

Z u r  B es tre itu n g  der durch die A nw endung der v o r­
anstehenden B es tim m u n g en  (§ § . 1— 7 ) nicht bedeckten B a u ­
au s la g e n  ist zunächst der P a t r o n  in  Anspruch zu nehm en.

D erse lb e  h a t ,  in  so w eit nicht besondere p rivatrech t­
liche T i te l  e tw as A nderes bestim m en, den fünften  T h e il  
des A u fw an d es zu ü b e rn e h m e n , welcher nach Abschlag des 
B e itra g e s  a u s  dem K irchenverm ögcn und P frü n d e n  - E in ­
kom m en , d an n  des W erth e s  der H a n d la n g e r-  mtb Z n g a r -  
beitcn zu bestreiten bleibt.

§ . 9 .
W e r  sich im  Besitze eines G u te s  b efindet, w o m it d as  

P a trv n a ts re c h t verbunden i s t ,  h a t ohne Unterschied des 
R elig ionsbekenntnisses die dem P a t r o n  nach diesem Gesetze 
obliegenden P flichten  zu erfüllen.

A u s  dem U m stande allein , daß der B ischof u nab hän g ig  
von der P rä se n ta tio n  eine P frü n d e  v e rle ih t, kann derselbe 
zu Leistungen des P a t r o n s  nicht verpflichtet w erden.

§. io.
Geistliche Genossenschaften w erden bei den ihnen  in - 

cv rpo rirten  P f r ü n d e n ,  in  wie ferne nicht eine geringere

V erpflichtung  nachgewiesen w ir d ,  nach Abschlag des W e r ­
thes der a llfä lligen  H a n d la n g e r-  und  Z u g a rb e ite n  die H ä lf te  
der im  § . 1 erw ähn ten  Kosten zu bestreiten haben.

§. H.
,  D ie  A u s la g e n , welche durch die in  den voranstchcndcn 

B estim m un gen  bezeichneten B e iträ g e  nicht gedeckt erscheinen, 
sind a n s  dem E rlöse  der zum  beabsichtigten Zwecke a llen ­
fa lls  eingeleiteten S a m m lu n g e n , u nd  in so w eit auch diese 
nicht zureichen in  der R egel wie andere C o m m u n a l-E rfo r -  
dernissc nach den B es tim m un gen  des G em einde - Gesetzes 
a u fz u b r in g e n , nöthigen  F a lle s  durch eine U m lage im  
ganzen K irchensprengel nach dem M a ß s tab e  der dirccten 
B e s te u e ru n g , jedoch m it Rücksichtnahme ans die gesetz­
liche B efre iu n g  der nichtkatholischcn G lau bensgenossen  zu 
bestreiten.

§ . 12.

D ie  F ilialk irchen und W ohngebäude der bei denselben 
cxponirtcn  Geistlichen h a b e n , wo nicht andere R ech tsv er­
bindlichkeiten o b tv a lte n , m it Z u h ilfen ah m e des verfüg baren  
K irchcnvcrm ögens jene herzustellen und  zu e rh a l te n ,  in  
deren In te re sse  solche Kirchen und W ohngebäude bestehen. 
S i c  w erden aber d e ß h a lb , abgesehen von einem besondern 
U ebercinkom m en von  der B e itra g sp flic h t zu den A u slag e n  
der M nttcrk irche und P f a r r e  (§ . 1) nicht befreit.

§• 1 3 .
W en n  m it dem M cßn crd icnste  d as  Recht au f  eine 

W o h n u n g  verbunden  i s t , so gelten rücksichtlich der H ers te l­
lun g  und E rh a ltu n g  derselben die V orschriften  dieses 
Gesetzes.

I s t  der M e ß n e r  zugleich S c h u lle h re r ,  so sind die 
A u slag e n  fü r  die ihm  gebührende W o h n u n g , in  so ferne 
die wechselseitige B e itra g sp flic h t der S c h u l-  und  Kirchcn- 
C oncurrcnz nicht schon geregelt ist und  kein sonstiges U ebcr- 
cinkom m en erzielt w i r d ,  von den beiden C oncnrrcnzpflich- 
tigcn zu gleichen T h e ilen  zu trag en .

§• 1 4 .
S o  oft die V e rw a ltu n g  des K irchen- oder P f rü n d e n -  

vcrm ögens nach diesem Gesetze einen B e i t r a g  des P a t r o n s  
oder der G em einden  beanspruchen w i l l ,  h a t dieselbe im  
W ege des O rd in a r ia te s  um  die E in le itu n g  der C oncu rrcnz- 
V crh an d lu n g  anzusuchen, welche von  der politischen B e ­
hörde ans G ru n d  der ih r m itgetheilten  oder nachzuholenden 
B a u p lä n e , Kostenüberschläge und  K irchcnvcrm ögens - A u s ­
züge einzuleiten und  cndgiltig  durchzuführen ist.

§• 15.
Z u  dieser V erh an d lu n g  sind die C oncnrreuzpflichtigcn 

rechtzeitig und m it dem B eisatze e in zu lad en , daß sic im  
F a lle  ih re s  A u sb le ib en s der beabsichtigten B a n f l lh rn n g  a ls  
beipflichtend angesehen und  zu r Leistung des au f sie en t­
fallenden  B e itra g e s  verhalten  w erden w ürden . D e r  P a t r o n  
ist berechtiget, sich auch durch einen hiezu besonders B e v o ll­
m ächtigten vertreten  zu lassen.

§• 1 6 .
B e i  der V o rn ah m e  der V e rh an d lu n g  ist die N o th ­

wendigkeit der B a u t e ,  der B a u p la n  und  Kostenllbcrschlag, 
die B c itra g sq u o te  der einzelnen C o n c n rrc n tc n , die A r t  der 
E in zah lu n g  oder Leistung u. s. w . genau  zu berathen, und 
w enn möglich durch E inverstän dn iß  festzustellen.



D ie  E rled ig u n g  dieser V e rh a n d lu n g , so wie die E n t ­
scheidung über die vorgekom m enen E insprachen steht der 
politischen B e h ö rd e  u n te r  F re ilassu n g  des gesetzlichen J n -  
stanzenzugcs zu.

§ . 1 8 .
Nach cndgiltig  erled ig ter C o n cn rren z -V crh n n d ln n g  sind 

von  der politischen B e h ö rd e  die C oncnrrcnzpflichtigeu, rück­
sichtlich deren V e rtre te r  zu r W a h l eines B au au ssch usses 
einzuladen . D iese r  h a t a n s  dem kirchlichen P frü n d n e r  und 
a u s  v ier an dern  M itg lie d e rn  zu bestehen, welche von den 
zu r W a h l erschienenen C o ncu rrcn ten  m it ab so lu ter S t i m ­
m enm ehrheit gew äh lt w erden. D e r  Ausschuß ü b e rn im m t 
die L e itu n g , A u sfü h ru n g  u nd  V errechnung des B a u e s .  
S ä m m tlic h e  M itg lie d e r  haben dieses G eschäft unentgeltlich 
zu beso rg en , fü r  die h iem it verbundenen b aren  A u slag e n  
w ird  ihnen  der Ersatz geleistet.

§ . 1 9 .
D e r  B au au ssch u ß  ist in  seinem W irkungskreise d as  be­

schließende und  überwachende O r g a n ; jedoch in  der A rt 
u nd  W eise der B a u f ü h r u n g ,  in t K o sten au fw an d e , in  der 
A n fo rd eru n g  der G eld beiträg e  oder N atu ra lle is tu n g en  n . s. w. 
an  die B es tim m u n g en  der rechtskräftigen C o n cu rren z -V er- 
h an d lu n g  gebunden. S e in e  Beschlüsse sind m it abso lu ter 
S tim m e n m e h rh e it zu fassen , fü r  alle Concnrrcnzpflichtigcn 
bindend und  im  politischen W ege vollstreckbar. U eber 
allfä llige B e ru fu n g e n  ober Beschw erden haben die p o lit i­
schen B e h ö rd e n  zu entscheiden.

§• 20.
D e r  Ausschuß w äh lt a n s  seiner M itte  einen O b m a n n  

a ls  vollziehendes O rg a n . D iese r v e rtritt  den A usschuß 
nach A u ß e n , fü h r t  die Kasse u n te r M ts p c r r e  eines zweiten 
M itg lie d e s  und  h a t dem Ausschüsse alljährlich  die Rech­
n u n g  und nach beendetem B a n e  ü ber säm m tliche E in n a h ­
m en und A u sg a b en  die S ch lußrechnung  zu legen.

D e r  Ausschuß h a t letztere u n te r seiner S o lid a rh a f tu n g  
zu erledigen und  dessen die C oncurrcnzpflichtigen m it dem 
B eisätze zu v e rs tän d ig e n , daß sie die gelegte B au rech n n n g  
beim  kirchlichen P frü n d n e r  e inseh en , und  binnen  drei M o ­
n a ten  nach erh altener V ers tänd ig un g  im  politischen J n s tn n -  
zenzuge bem ängeln  k ö n n en , w id rig cn s dieselbe a l s  geneh­
m iget angesehen w erden w ürde.

§• 21.
Alle den G egenstand  dieses Gesetzes betreffenden V o r ­

schriften b leiben in  so w eit au frech t, a ls  sie nicht durch 
d a s  gegenw ärtige Gesetz eine A enderung erleiden.)

B e v o r  ich in  die Lesung der einzelnen P a ra g ra p h e  
übergehe, bitte ich den H e rrn  L an d esh au p tm a n n , die G e ­
n era ld eb a tte  eröffnen zu w ollen.

P r ä s i d e n t :  Ic h  eröffne n u n  die G en era ld eba tte  
ü ber den soeben vernom m enen  G egenstand , und  ersuche die 
H erre n , welche d a s  W o r t  zu ergreifen wünschen, sich zu m elden.

A bg. K o r e n :  Ic h  bitte um  d as  W o rt.
P r ä s i d e n t :  H e r r  A bg. K oren  h a t d as  W o rt.
A bg. K o r e n :  Z u r  B e g rü n d u n g  des A n tra g e s  au f 

die E rm äß ig u n g  der P a tro n a ts la s te u  w urde in  dem B erich te 
des zu r B o rb e ra th u n g  gew äh lten  Ausschusses vorzüglich der 
U m stand  hervorgehoben, daß den ehem aligen D o m in ie n  diese 
Last u m  so drückender gew orden ist, w eil ihnen  m it der j 
A ufhebung des U n terthan  env erb andcö auch thcilweise die : 
O ü e lle n  versiegten, u m  derlei B e iträ g e  ohne G efä h rd u n g  : 
der eigenen S ubsistenz decken zu können.

A llein  dieser Ansicht kann nicht beigepflichtet w erden , 
Weil durch die G ru n d en tlas tu n g  fü r  die D o m in ie n  keine N ach­
theile, w o h l aber V ortheile  entstanden sind ( R u fe :  O h o !  
l in k s ) ;  ich sage V orth e ile , w eil d as  bereits aufgehobene 
%  w ieder in  Anrechnung gebrach t, sic som it nicht ein 
D r i t te l ,  sondern  n u r  2/15 an  ih ren  B ezüg en  eingelassen 
haben (U n ruh e), dagegen aber denselben bei der Z ch en tab - 
lösung der Z eh en t aller davon befreit gewesenen K lee-, 
K rau t- , E rd äp fe l-  und anderer m it zehcntfrcicn Früchten 
bebauten Acckern zugewachsen und  zu G u te  gekommen ist. 
E in  w eiterer V o rth e il w a r der, daß n un  die N utzjahre n u r  
den v orm alig en  Z ehentholden  und  nicht m ehr den Z eh en t­
herrn  treffen. E in  fernerer V o rth e il, daß die d am it ver­
bundenen bedeutenden K osten, resp. L as ten , Regiekosten 
überflüssig u nd  behoben sind.

D a r a u s  ist also ersichtlich, daß die G ru n d en tlas tu n g  
von D o m in ie n  keine N achtheile, sondern  n u r  V o rth e ile  ver­
schafft h a t. U m  diese m eine Ansicht ü b rig e n s  besser zu 
unterstützen, berufe ich mich au f die R ede S r .  Excellenz 
des H e rrn  F eldm arschall G ra fe n  N u g e n t ,  die er in  der 
2 6 . S itz u n g  des R e ich sra th cs  gehalten  h a t, welche ich m ir  
erlauben w erde, um som ehr, da diese R ede d as  Land K ra in  
betrifft, v o rzu tragen . D iese la u te t :

„F eldm arschall G ra f  N u g en t habe sich vorgenom m en, 
nicht zu sprechen, n u n  aber sehe er sich dazu v eran laß t, 
weil w eder von der einen, noch von  der an d ern  S e i te  die 
V o r-  und  N achtheile der G ru n d en tla s tu n g  hervorgehoben 
worden seien. D ie  W a h rh e it is t :  D ie  G ru n d en tlas tu n g  
h a t große V o rth e ile  und große N achtheile gehabt. D ie  
V ortheile  sind alle au f S e i te n  der sogenannten H errschafts­
besitzer, ich sage also, daß ich a ls  G rundbesitzer in  K ra in  
und  K ro a tien  sehr große V o rth e ile  durch diese V erfü g u n g  
e rlan g t habe, w ährend  m eine B a u e rn  sow ohl in  K ra in  a ls  
K ro atien , ich w ill nicht sagen, zu G ru n d e  gerichtet w orden 
sind, aber jed enfa lls  dadurch sehr viel gelitten  haben.

Ic h  g laube, diejenigen, die zuerst die G rn n d cn tlas tu n g  
v erlang t haben , haben nicht die Absicht gehabt, den soge­
n ann ten  H errschaften  V o rth e ile  zu verschaffen, sondern viele 
m ehr den u n te rn  C lassen ; sie haben d as  Entgegengesetzte- 
erreicht. D ie ß  ist wichtig und  ist zu H erzen zu nehm en 
bei den V erfü g u n g en , die jetzt stattfinden  sollen. E s  gibt 
aber noch einige andere E rw äg u n g en , d a s  ist näm lich die 
N othw endigkeit den Z usam m enh ang  der In d iv id u e n  m it 
dem G ru n d  und  B o d e n  zu erhalten . E s  w aren  durch den 
vorigen Z u s ta n d  die sogenannten  U n te rth an en  so m it dem 
G ru n d  u n d  B o d e n  v erbu nd en , daß der B a u e r  nicht leicht 
seinen G ru n d  weggeben k onnte; in  K ro a tien  w a r gleichsam 
der G rundbesitz fü r  den B a u e r  ein kleines M a j o r a t ; durch 
die G ru n d cn tlas tiin g  ist dieß aufgehoben w orden. I n  m ei­
ner kleinen H errschaft von 3 0 0  U nterthanen  sind bereits 
4 9  U n te rth an en  seit der G rn n d en tlas tn n g  entfernt. D urch  
die G ru n d en tla s tu n g  ist cs d ah in  gekommen, daß 4 9  von 
jenen U n te rth an en  befreit w orden sind, d. h. sie sind von 
G ru n d  und  B o d e n  befreit w o rden ."

D iese s  offene B ekenntn iß  liefert w ohl den schlagend­
sten B e w e is , daß durch die G ru n d cn tlas tu n g  n u r  fü r  die 
v orm aligen  U n te rth an en  N achtheile entstanden sind.  ̂ M a n  
möge sich nicht m it der H offnu ng  täuschen, daß die G e ­
m einden nach vollständiger A blösung der U rb a r ia l-L a s te n  
sich kräftigen und  M itte l  erlangen  w erden, die C o m m n nal- 
lastcn leichter bestreiten zu können. D ie  vollständige E n t ­
wickelung der G rn n d cn tlas tn n g  gehört nicht der G eg en w art, 
sondern der Z u k u n f t ,  in  welcher w ieder neue Gesetze und 
neue G en era tio n en  entstehen werden.

M e in e  H e rre n !  w ir haben zu sorgen fü r die W o h l­
fa h rt der G e g e n w a r t,  und n u r  insoferne auch fü r  die Z u -



kirnst, als dadurch nicht bic erste überbürdet oder unter­
drückt w ird .

M eine H e rren ! eS liegt im  Rechte, daß die gegensei­
tigen Pflichten gleichmäßig behandelt und ausgetragen werden, 
worauf das hohe Haus gerechte Rücksicht nehmen wolle.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Abg. D r .  S u p p  a n :  D e r vorliegende Gesetz-Ent­

w u rf ist im  Grunde genommen nichts anders, als eine 
Recapitu la tion der verschiedenen, schon gegenwärtig be­
stehenden Gesetze und Verordnungen, und in  dieser B e ­
ziehung wäre es überflüssig gewesen, ein Gesetz zu votiren, 
welches nichts anderes enthält, als da s , was bereits be­
steht. ES ist jedoch in  einem Puncte von den gegenwärtig 
bestehenden Normen in  einer wesentlichen Weise abgewichen 
worden, namentlich in  B e tre ff der Lasten, welche gegen­
w ärtig  dem P atron obliegen, und bezüglich bereit der §. 8 
die Verfügung treffen w i l l ,  welche nunmehr Geltung haben 
sollen. Ich  könnte nun zwar meine Anschauung in  der 
Specialdebatte beim §. 8 aussprechen, und dort die be­
züglichen Anträge stellen, und behalte m ir dieses auch vor, 
infoferne der A n tra g , den ich in der Generaldebatte stelle, 
nicht angenommen werden sollte, und eben so würde ich 
einen diesbezüglichen Antrag bei §. 8 stellen, wenn auch 
der A n tra g , den ich in  der Generaldebatte vorbringen 
werde, Annahme findet. D a s  Patronatsverhältn iß ver­
lang t nämlich dringend nach einer Lösung, und zwar nicht 
nach einem bloßen P a llia t iv m itte l, welches dieser E n tw u rf 
bezweckt, sondern nach einer radiealen Lösung. D a s  P a ­
tronatsverhältniß kann man von einem doppelten Gesichts- 
punete aus betrachten. V on  dem Gesichtspnnete, wie es 
sich faetisch gebildet ha t, und jenem , wie es gegenwärtig 
bei uns in  Oesterreich nach den bestehenden Gesetzen und 
Normen sich ausgebildet und Geltung hat.

E s kann keinem Zw eife l unterliegen, daß das P a tro - 
uatsverhältniß ursprünglich lediglich ein kirchliches V erh ä lt­
niße zwischen der Kirche und einem W ohlthäter war, welcher 
sich der Kirche annahm , dieselbe stiftete, oder ih r  andere 
W ohlthaten erwies. D ie  Kirche dagegen räumte dem P a ­
tron  gewisse Rechte e in , welche ebenfalls als nichts anderes 
zu betrachten waren, als der Ausdruck der dankbaren A n ­
erkennung fü r die der Kirche geleistete W ohlthat. Eine 
Verpflichtung zu einer fortdauernden Leistung hatte der P a ­
tron  nicht auf sich genommen, eine solche Verpflichtung sprach 
auch die Kirche von ihm  nicht an , und wie der Ausschuß­
bericht ebenfalls erw ähnt, auch nach dem kanonischen Recht 
w ird  eine derartige fortdauernde Verpflichtung des Patrones 
nicht anerkannt. D ie  österreichischen Gesetze haben dagegen 
diese Verpflichtung zu einer fortdauernden Last gemacht. 
E s fräg t sich nun, soll das Patronatsverhältniß geordnet 
werden auf Grundlage seiner ursprünglichen N a tu r ,  oder 
soll es geordnet werden auf Grundlage der bestehenden 
Gesetze? Ich  muß mich fü r das letztere aussprechen, ich finde 
hier ein analoges V erhä ltn iß , wie es obwaltet zwischen den 
D om in ien und den ehemaligen Unterthanen derselben. Nach 
meiner Ansicht war auch dieser Unterthanen-Verband ursprüng­
lich ein Unrecht, welches jedoch durch die Gesetze geschützt, 
und dadurch zum Rechte wurde. (O h o , links.) M öge nun 
auch die österreichische Regierung etwas willkürlich vorge­
gangen sein, als sie die Last des Patrons zu einer fo r t­
dauernden erklärte, so würde doch eben diese Last dadurch 
zu einer gesetzlichen, und ich glaube nicht, daß man den 
P a tro n , ohne daß er eine Entschädigung fü r seine Last 
leiste, dieser Verpflichtung entheben soll. Es wäre dieses 
ebensowenig statthaft, als wenn man den früheren Unter­
thanen-Verband ohne irgend eine Entschädigung fü r die D o ­
minien aufgehoben hätte. D a s  Verhältn iß  ist nach meiner

Ansicht ein ganz analoges, das Patronatsverhältn iß  kann 
daher ebenfalls nu r dadurch geregelt, dadurch zu einer 
gänzlichen,, zu einer radiealen Lösung gebracht werden, wenn 
die Patrouatslasten abgelöst werden, und ein Gesetz er­
lassen w ir d , welches den M od us  dieser Ablösung bestimmt. 
Ich  bin d a fü r, daß man bei dieser Ablösung auf die mög­
lichst billige Weise vorgehen so ll; allein gerade, weil ich 
dafür b in , so kann ich nicht der Proposition zustimmen, 
daß man schon gegenwärtig die Lasten des P atrons ver­
mindere, dadurch bindet man sich die Hände fü r die künf­
tige Ablösung und aus diesem G runde halte ich daherdieHerab- 
mindemng der Patrouatslasten gegenwärtig fü r unzweckmäßig, 
indem ich dieß lediglich dem Ablösungsgesetze vorbehalten 
wissen möchte.

Nach unserer Landtagsverfassuug glaube ich nicht, daß 
der hohe Landtag berufen sei, das Ablösungsgesetz zu vo­
tiren ; allein er ist unzweifelhaft nach §. 19 lit. 3 berufen, 
einen Antrag zu stellen, wenn das B edürfn iß  und die 
W oh lfah rt des Landes es erheischen. Ich  würde demnach 
den Antrag dahin stellen: „D e r  hohe Landtag wolle be­
schließen , es sei an die hohe Regierung das Ersuchen zu 
stellen, dem nächsten ReichSrathe einen E n tw u rf über die 
Ablösung des Patronatsverhältnisses vorzulegen."

(Fürstbischof D r .  W idm er und Abg. M u lle y  melden 
sich zum W orte.)

Fürstbischof D r .  W i d m e r :  Vielleicht geben S ie  m ir 
noch Gelegenheit zu einigen Bemerkungen.

Abg. M  u l  l  e y : Ich  bitte . . . .
Fürstbischof D r .  W i d m e r :  H err Landeshauptmann! 

Ich  war nicht gesonnen, in  dieser Angelegenheit das W o rt 
zu ergreifen, weil ich an dem Grundsätze festhalte, der 
Z e it Rechnung zu tragen und sie durch überflüssige Reden 
so wenig wie möglich fruchtlos hinstreichen zu lassen. A lle in , 
nach den heute schon wahrgenommenen Bemerkungen scheint 
es in  Bezug auf das Patronatswesen hin  und wieder an 
der gehörigen K larhe it zu ermangeln.

O bw ohl ich im  Allgemeinen mich m it dem Ausschuß­
berichte einverstanden erkläre, so glaube ich doch, daß gerade 
zur Aufklärung dieser Sache Einiges noch aus der Ge­
schichte der Kirche nachzutragen sein dürfte.

B is  zum 5. Jahrhunderte, ja  sogar bis zum 6. J a h r­
hunderte sind von dem Patronatswesen in der Geschichte 
gar keine Spuren zu sindeu. Zuerst kommen sie in  S panien 
vor unter der westgothischen Regierung, und zwar in fo l­
gender F o rm : Bekanntlich sind dort sehr viele S hnoda l- 
coneilien gehalten worden, an welchen nicht nur Bischöfe, 
sondern auch weltliche G roße, wie in  späterer Z e it beson­
ders unter den Karolingern und im  ganzen deutschen Reiche 
der F a ll w a r, T he il nahmen.

D a  kommt nun v o r, daß ein Bischof in  einer frem ­
den Diöeese eine Kirche gebaut hatte und es wurde ihm  
durch den Diöeesanbischof in  Folge eines Syuodal-Beschlusses 
die Erlaubniß gegeben, dem Diöeesanbischof den Geistlichen 
zu bezeichnen, der dort seine Dienste zu leisten hätte.

D a  ging man nun weiter in der Entwicklung fo r t ;  
ursprünglich waren um den Bischof alle Geistlichen ver­
sammelt, und das, was durch fre iw illige Beiträge der Geist­
lichen zusammenkam, wurde verhältnißmüßig vertheilt unter 
den Bischöfen und unter den übrigen Geistlichen, unter 
den Armen und fü r die Kirchenbauten. H ie für wurde in  
späterer Ze it die fabrics ccclcsiae, d. i. ein eigener Fond 
fü r  die Kirchenbauten errichtet, aus dem die Unkosten fü r 
die Kircheugebäude bestritten wurden.

A lle in  die H erren, welche aus ihren Gütern viele 
Gläubige hatten, wünschten nicht im m erfort genöthiget zu 
sein, zum Bischofsitze kommen zu müssen, was jedoch so



b lie b , so lange jene kirchliche Gepflogenheit aufrecht er­
halten wurde, welche w ir  in  den fränkischen S tatuten 
finden , besonders in jenen, die in  den P rovinz ia l-S ynvden 
gegeben worden, daß noch im  9. Jahrhunderte die G lä u ­
bigen aus den Provinzialstädten auf den Bischofsitz kommen 
m ußten, um dort dein Gottesdienste beizuwohnen, da be­
kanntlich die P farren erst im  3. und 4. Jahrhunderte er­
richtet wurden und in  den S tä d te n , wo die Bischöfe ihren 
S itz  hatten, vor dem 11. Jahrhunderte kaum irgend eine 
S p u r  von einer P farre  vorkam. Bekanntlich hat das Con­
cilium  von T rie n t erst die Verordnung erlassen, daß die 
Regelung der P farren wo möglich stattfinden, und auch 
auf jenen P fa rre n , welchen geistliche Corpora tionen, z. B .  
Capiteln als Dotationen zugewiesen wurden, was die See l­
sorger b e trifft, in  der A r t  gesorgt werden mußte, daß der­
gleichen Corporationen nach den Bestimmungen des Bischofs 
einen Geistlichen alg V icm ius perpetuus herzustellen hatten, 
m it jener D o ta t io n , die der Bischof zu bestimmen nach 
dem Gesetze fü r Recht fand.

N un  haben also die Grundbesitzer sich oft Kaplane 
gewünscht in ihren Schlössern, und von dein Bischöfe sich 
einen Geistlichen erbeten, damit dieser die Seelsorge fü r 
die nächste Umgebung versehe. Anfangs ging der Geist­
liche nur zeitweise hin und wurde auch gewechselt, damit 
er wieder zurückkomme und so das gemeinschaftliche Leben 
mehr aufrecht erhalten wurde. S pä ter aber haben diese 
Herren auch die D o ta tion  des Geistlichen angewiesen, und 
so sind, wie ich früher erwähnt habe, im  Verlaufe von 
4 — 5 und späteren Jahrhunderten sogenannte Pfarren oder 
Bencfizien entstanden, und es wurde kein neuer Geistlicher 
ausgcweiht, dem nicht ein solches Benefizium oder eine 
Pfründe zugewiesen werden konnte, und wenn ein Geist­
licher ans diese P farre Verzicht leistete, so mußte er auch 
nach den neuesten Kirchen - Vorschriften der sogenannten 
Congvegalio eoncilii in Rom  sich ausweisen, daß er h in­
längliches Privatvermögen besitze, um anständig leben zu 
können, daher auch noch jetzt in  Bezug ans einen Bischof 
die N orm  g i l t ,  daß er ohne Genehmigung des päpstlichen 
S tuh les nicht einmal seine Bischofswürde niederlegen kann 
und dieses nicht erlaubt w ir d , wenn nicht aus eine Weise 
ausgewiesen werden kann, daß er anständig leben kann.

S o  entstanden die P fa rre n , und als Anerkennung 
d a fü r , daß ein solcher Besitzer eine Kirche gebaut, also 
zuerst gegründet, dann das Gebäude und endlich auch die 
D o ta tion  gegeben ha tte , wurden ihm  m it der Z e it Rechte 
eingeräum t, welche auch in den justinianischen Gesetzen ober 
dem römischen Rechte berührt werden, den Geistlichen dafür zu 
präscntiren, und so entstand das sogenannte Patronatsrecht. 
D a s  PatconatSrccht, fü r  unsere Z e it eines der bedeutend­
sten Rechte und zugleich, wie aus dem gegenwärtigen Gesetz- 
Entw urfe  erhellet, nun eines der lästigsten, wurde fortan 
in  der Kirche festgehalten.

Wenn also irgend Jemand einen G rund , ein großes Ge­
bäude, eine D o ta tion  angewiesen hatte , und hatte f ü r  seine 
P e rs o n  das A lles gethan, so wurde ih m  das sogenannte 
Patronatsrecht zuerkannt. D ie  Vorzüge sind hier h inläng­
lich auseinander gesetzt tvordcn, ich kann mich also einer 
weiteren Auseinandersetzung enthalten.

D ie  Last aber wurde ursprünglich durchaus nicht als 
P flich t auferlegt, sondern, wenn mehrere zusammen bei­
getragen hatten und sich verständigten, so wurde diesen 
Mehreren der sogenannte Patronats-Vorzug oder PatrouatS- 
T itc l ertheilt. Denn es ist Patronat von P a tro n , wie 
ans dem römischen Rechte ersehen werden kann, ein Name, 
der in späteren Jahrhunderten vorkommt. F rüher hießen 
sie durchaus nicht P atrone, und nur ans dem römischen

Rechte und nach römischer S it te ,  wo bekanntlich das V e r­
hältniß der Patrone und Clienten eine bedeutende Rolle 
spielte, wurde diese Benennung entnommen.

Ich  werde mich hier enthalten, die weitern Rechte des 
Patrones auseinander zu setzen, weil sie überhaupt in  diesem 
Gesetz-Entwurf nicht hinein gehören, z. B .  wie cs geistlich 
oder laiisch w a r, wie es an ein G u t gebunden w a r, ober 
bloß persönlich vererbt werden konnte —  Alles dieses ist 
auch in  den österreichischen Gesetzen, wie insbesondere in 
dem Corpus ju rium  incorporalorum  weitläufig auseinander­
gesetzt w ird , genau bezeichnet, sondern ich werde nur in  
so w e it, als es auf den gegenwärtigen Gesetz-Entwurf B e ­
ziehung h a t, davon Erwähnung machen.

Bekanntlich wurden die Kirchen schon zur Ze it der 
Christen - Verfolgungen splendid gebaut; so z. B .  bestand 
zur Ze it D ioc le tian 's  in Nicomedia eine Prachtkirche, die, 
als die Verfo lgung anfing, niedergerissen wurde. Am  herr­
lichsten sind Kirchen unter Constantin und später gebaut 
worden. Es bestand gar keine A r t  von Z w a n g , aber w ir 
sehen schon damals in  E uropa , in  Frankreich, Spanien und 
Deutschland, daß Alles nur in  Folge des herrschenden re li­
giösen S innes aufgebaut wurde. Wenn nun irgendwo eine 
Kirche verfie l, und es hat sich derjenige, der als P atron 
anerkannt w a r, zur Wiederherstellung derselben nicht her­
beilassen können oder wo llen, so verlor er das Patronats­
recht; ein Z w a n g  wurde ihm in keiner Weise auferlegt. 
D as dauerte so f o r t ,  und dieß g ilt nach dem Kirchenrcchte 
heut zu Tage noch. D ie  Versammlung der Auslegung des 
Conciliums von T r ie n t , welches gerade die Aufgabe hatte, 
die Kirchengesctze des Concilium s von Trient-zn erklären, an­
erkennt in den neuesten Entscheidungen durchaus keine V e r­
pflichtung fü r den P a tro n , eine verfallene Kirche aufzu­
bauen, und insofern der S ta a t das Eigenthum als das 
G rundprincip seines Bestandes anerkennen muß, kann man 
auch durch einen Vergleich die Sache erreichen.

W enn nun bei u n s , wie bei den Bauern der F a ll 
is t, eine Kaischc ober mehrere Katschen bestehen und man 
nimmt einen Inw ohner a u f , n u n , es kann durch lange 
Z e it,  Jahrzehente, Jahrhunderte geschehen, daß die Fam ilie  
in der Kaischc w ohn t, man w ird  aber, wenn nicht ein be­
sonderer Vertrag darüber bestimmt w urde , und wenn nicht 
dann das positive Recht des bürgerlichen Gesetzbuches ange­
wendet w ir d , wornach der Besitz unter gewissen B ed in - 
gnngcn als Rechtsanspruch auf irgend etwas g ilt ,  nie das 
Eigenthumsrecht des Bauern auf diese Kaischc bestreiten 
und ihm nie eine Verpflichtung auferlegen, der vermehrten 
Fam ilie ein neues, schönes Haus aufzubauen.

Es darf nicht geläugnet werden, daß der Einzelne 
verpflichtet is t, seine Existenz, sei cs ein H ans, sei cs sein 
E igenthum , sei cs sein Leben zum Wohle der Gesammt­
heit herzugeben. Es können aber auch Fülle eintreten, wo 
eine ganze N a tio n , ein ganzer S ta a t auch fü r Ind iv iduen  
einstehen muß.

W enn w ir  also die ganzen Patronats-Verhältnisse und 
alle die Leistungen, fü r die der Patron in  Anspruch gc- 
nommen w urde, bloß aus der W ohlthätigkeit, aus der 
freien E rk lä run g , aus dem freien Beitrage herleiten, so 
läßt sich nachdem Vernunftrechte keine V e rp f l ic h tu n g  
dazu deduciren; ich sage, nach dem Vernunftrechte, denn 
cs gibt viele Rechte der Einzelnen —  wer z. B .  200.000 
M a n n  h a t, der kann viele Rechte aufstellen, und so lange 
ihm die 200.000 M a n n  zu Gebote stehen, muß ihm auch 
Folge geleistet werden. (Heiterkeit, B ra v o !)

Aber cs ist nach der N a tu r der Sache zu betrachten, 
wenn es sich um ein Recht und ein V e rh ä ltn iß , welches 
bloß aus dem Wohlthätigkcitösinne hervorgegangen ist, Han-



de lt, so kann unmöglich darin eine Verpflichtung bloß auS 
dieser W ohlthätigkeit hergeleitet werden, auch wieder etwas 
Mehreres zu thun, und um  bei dem früher angewendeten 
Vergleiche zu verbleiben, glaube ich, läßt sich durchaus 
nicht eine Verpflichtung herle iten, daß der B auer nun der 
verarmten Fam ilie  wirklich einen Prachtpalast erbaue.

Demnach a lso , wenn die Patronats-Verhältnisse, in s ­
besondere die Beiträge des Patrons in  Oesterreich geän­
dert w urden, so geschah das gerade nur seit dem Jahre 
1 7 8 2 , —  die Sache ist sehr erklärbar, wie das aus einem 
unparteiischen Referenten ersehen werden kann, der, w eil 
er nicht Katholik w a r , und auch positiv kaum als streng­
gläubiger Christ angenommen werden d a rf, dagegen von 
ausgezeichueten Protestanten als ein Crypto - Katholik be­
zeichnet w ir d , Glauben verdienen dürfte. A do lf Menzel, 
in  seiner neuen Geschichte der Deutschen, im  ersten Bande, 
wo er eben die Entwicklung der Reform ation beleuchtet, 
sagt, es wäre das allbekannt, daß der Resormverlauf durch 
die Fürsten befördert wurde, und zwar zu ihrem eigenen 
V o rth e ile , und wie gerade aus diesem Werke Menzel'S, 
insbesonders aus der Vorrede des vierten Bandes sehr 
schön zu ersehen is t, die Fürsten haben die Reform ation 
zu ihrem eigenen Vortheile ausgebeutet und sie haben da­
durch ihre M acht verm ehrt, w e il sie nicht bloß weltliche, 
sondern auch alle religiösen und kirchlichen Rechte an sich 
gezogen haben. Freilieh geht dann am Schluffe gerade 
aus der Reform ation das sogenannte demoeratische P rinc ip  
he rvor, welches sich in  gewisser Beziehung in Frankreich 
und England in  sonderbaren Erscheinungen entwickelt hat, 
und wie A do lf Menzel m it Recht bemerkt, haben andere 
Nationen aus dieser Entwicklung des 16. Jahrhunderts 
fü r  ihre S taats-Entw icklung gewonnen, Deutschland aber 
in  jeder Beziehung nur verloren. Denn es spaltete sich in 
Folge der Reform ation in  zwei H ä lfte n , und wie vergeb­
lich ungeachtet aller Bestrebungen zur Herstellung deutscher 
E inheit die bezüglichen Versuche waren, beleuchten die 
Tagesblätter hinlänglich. (B e ifa ll im  Centrum.)

N un  aber haben, inte w ir  ganz deutlich bemerken, die 
protestantischen Fürsten, als sie die Kircheugüter an sich 
zogen, alle Lasten den Patronen zugewiesen, das war ein 
V o rth e il fü r  ihre Person.

Kaiser Josef >>. wurde von einer ausgezeichnet frommen, 
katholischen F rau  geboren, die sich auch seine religiöse E r ­
ziehung angelegen sein ließ. A lle in  der Geist der Z e it 
hatte auch seine M ach t, und diese hatte sich auch insbe­
sondere bei Kaiser Josef gezeigt. E s ist ein H ofra th ge­
wesen, der den geschichtlichen Unterricht des Kaisers zu 
besorgen hatte. D e r hatte mehrere Bände zusammen ge­
schrieben und hielt es fü r  seine Aufgabe, dem Kaiser, der 
viele Talente und ein edles Herz hatte und im  Grunde 
seiner Seele immer katholisch b lieb , alle Aergernisse, die 
insbesondere von Seite der Päpste und von Seite der 
Geistlichkeit vorkamen, vorzutragen, um auf diese Weise 
den jungen Prinzen von feurigem B lu t ,  strebsamen Geist 
aufzuregen, und so geschah es, daß Kaiser Jose f, im  
eigentlichen S inne  Volksfreund, der insbesondere Freund 
der Bauern  genannt w ir d . wie Ram shorn in  seiner Ge­
schichte sagt, der ihn schätzt und ungemein erhebt —  und 
der auch kein Katholik w a r, also kein katholischer Bischof 
oder P fa f f ,  wenn ich fü r auswärtige S tim m en, nicht in  
diesem Hause, erwähnen darf ■—  ausgezeichnet, wohlwollend, 
allein Autocrat und Absolutist im  höchsten S inne  des 
W ortes war.

Um fü r die Gemeinden Sorge zu tragen, hat Kaiser 
Josef alle diese Gesetze, die w ir  haben, auch das P a tro - 
nats-Verhältn iß  eingeführt, und weil ihm  200 .000  M a n n

zu Gebote standen, mußte auch allen diesen Gesetzen Folge 
geleistet werden.

Dieser Geist ist ans solche Weise in  die österreichische 
Gesetzgebung hineingekommen und bis auf die neueste Z e it 
immer in  der Weise fortgeführt worden.

Es gibt historische Rechte und ich, als katholischer 
Bischof, muß diese historischen Rechte anerkennen. O b  sich 
nun die Verhältnisse der A r t  geändert haben, daß das, 
was nun seit dem Jahre 1 7 8 0 , um mich einer runden 
Z a h l zu bedienen, eingeführt w u rde , auch wenigstens the il- 
weise behalten werden so ll, über das w il l  ich gegenwärtig 
durchaus keine S tim m e abgeben, obwohl ich darauf h in ­
weisen dürfte , daß gerade seit dem Jahre 1848 so v ie l 
Historisches weggenommen, so v ie l verändert worden, was 
aber in  dieser Richtung eben so viele Gegenbemerkungen 
veranlaßt hat.

W as nun die Vergleichung m it den D om in ien be­
t r i f f t ,  ob das ganz analog sei, und daher auch eine E n t­
schädigung beantragt werden könnte, da glaube ich F o l­
gendes bemerken zu können: D ie  Grundherrschaften, die 
Grundobrigkeiten sind eine historische Entwicklung und wenn 
auch vielfach G ewalt daran the ilnahm , so hat doch S itte  
und allgemeine Anschauungsweise, und insbesonderes daö 
germanische Wesen dieselben begründet, denn schon T ac itus  
sprach von Gefolgen. W enn irgend ein Anführer m it seinen 
Schaaren nach Abeutheuern einen Zug in  weite herrenlose 
Länder ausführte und diese sich un te rw a rf, so wurde von 
allen seinen Genossen anerkannt, daß er den Löwentheil 
haben dürfe.

D ie  eigentliche Entwicklung des sogenannten D o m i- 
niealwesens glaube ich aus dieser S it te  und Anschauung 
herleiten zu dürfen.

Bezüglich der G rundobrigkeiten, besonders bei der 
Vermehrung der Bevö lkerung, also bei den wachsenden 
Ansprüchen aus religiöse Bedürfnisse mochte allerdings der 
Anspruch auf die Patronatsleistungen theilweise gegründet 
gewesen sein, denn wenn die Bevölkerung wuchs, die B e ­
bauung des Landes zunahm, haben die Grundherreu durch 
den Zehent v ie l mehr eingenommen, es war also ganz 
b illig  und recht, daß sie fü r  die ihrer Herrschaft Unter­
worfenen die kirchliche Sorge in  einer Beziehung über­
nahm , und so ist dann eben durch die österreichischen Ge­
setze befohlen worden, daß die Patrone die Gewerkschaften, 
die D om in ien aber das M a te ria le , —  und die Patrone 
in  Steierm ark sogar, nebst den Kosten der Gewerkschaften 
das M ate ria le  liefern m ußten, was ihnen hin und wieder 
doch etwas zu stark geworden ist.

D a s  war namentlich das Verhältn iß  deö Bischofs 
von Laibach. —  Nach dem kirchlichen Gesetze, das auch 
der gegenwärtige Gesetzentwurf anerkennt, hat der Bischof, 
insofern er Pfründen zu verleihen h a t, durchaus nicht auch 
die Verp flich tung, fü r die Kirchengebäude zu sorgen, denn 
sonst hätte der Bischof ursprünglich alle Kirchen bauen 
müssen. E s stünde aber bei diesem Verhältnisse durchaus 
nicht in  den Kirchengesetzen, noch in  der Macht des Bischofs, 
wenn die P farre nicht gehörig do tirt is t, dieselbe aufzu­
lösen.

Es kann dem Bischöfe auf keine Weise die Sorge fü r 
dieselbe aufgebürdet werden. I n  Oesterreich ist gerade dieß 
nach den josefinischen Gesetzen durchaus nicht berücksichtigt 
worden, sondern der bezügliche Paragraph des Schuleodex 
ist ganz unzweifelhaft, er befiehlt einfach, daß derjenige, 
der die P fa rre  verle ih t, auch der P atron fü r die Schule 
is t,  w e il die Kirche die P flich t hat und es ihre wesent­
liche Aufgabe is t,  auch fü r  den Unterricht zu sorgen, ohne 
daß es gerade bestimmt w äre , in  Form  der Volksschule.



D a ru m  wurde aber nach den österreichischen Gesetzen allen 
Personen die P flicht auferlegt, fü r  den Schulbau zu sorgen.

Bekanntlich w ar ein großer T h e il von Steierm ark 
früher dem Bischöfe von Laibach untergeordnet; auf diese 
Weise sind dem Bischöfe von Laibach nicht weniger als 
31 P farren als Patronate zugewiesen.

D e n n , wie Kaiser Josef die Regulirung der Diöcesc 
vornahm , ist Alles bei Steierm ark geblieben, was der 
Bischof frei zu verleihen hatte und darüber ist er nun 
P atron. D ie  Einkünfte des Bischofs von Laibach wachsen 
nicht m ehr, besonders seit der Grundcutlastung , er hat seine 
bestimmte D o ta t io n ; wie die Auslagen immer wachsen, ist 
auch bekannt. Nehmen w ir  nun auch dieses Gesetz, cs w ird  in 
S teierm ark verhandelt werden, wenn nach diesem Gesetze 
der Bischof alle 31 Pfründen m it einem Fünfte l zu besorgen 
hä tte , so müßte der Bischof sagen: B ehü t' Euch G ott, 
W under kann ich nicht w irken, ich habe nicht die Gabe, 
Geld zu vermehren im  B eute l (H e iterke it), wie Christus 
das B ro t  vermehrt hat. Also eö zeigt sich die Uuausführ- 
barkeit solcher Gesetze.

N un aber ist noch etwas Anderes zu berücksichtigen, 
alle Verhältnisse, insbesondere die der Einzelnen werden 
im  Leben nie vollkommen geregelt, es muß immer auf die 
B illig k e it und Liebe gerechnet werden, und es ist eben der 
Vorzug des Christenthum s, daß es die Liebe als P rinc ip  
aufstellt. N u n , es sind gegenwärtig in  K ra in  insbeson­
dere die meisten Religionsfond-Herrschaften auf diese Weise 
verkauft, daß ihnen nach josefinischen Gesetzen die P a tro ­
natslasten zugewiesen werden.

W arum  sollten jetzt aus diese Weise die ehemaligen 
R e lig ionsfond-H errschaften, welche alle m it diesen V e r­
pflichtungen verkauft wurden, von einer B citragspflicht fre i­
gesprochen werden? Ich  glaube, das gehört m it hinein 
in  den ersten P aragraph; es w ird  das natürlich in  beson­
deren Paragraphen näher und deutlicher ausgesprochen wer­
den , damit die Sache kürzer und leichter abgethan w ird .

Jedenfalls sind die Gemeinden zu schonen, denn wenn 
Jemand gut erwogen h a t, daß er Verpflichtungen h a t, so 
muß diese Verpflichtung weiter fo rt aufrecht bleiben. (B ra vo .)

Aber das , meine ich, sollte beim Gesetze noch ergänzt 
werden, es ist darin bestimmt, daß P frün dne r, welche 
über 50 0  fl. haben, zu den Bauten beitragen sollten; nun 
nehme ich a n , und cs w ird  erfahrungsgemäß sehr o ft der 
F a ll sein, daß z. B .  Jemand als P atron nicht sehr fre i­
gebig is t , so w ird  er so lange die Sache dijrch den Recurs- 
weg hinausziehen, bis er endlich glücklich entwischt.

D ie  Gebäude werden erst in  bestimmter Z e it bau­
fä llig  , cs kann also Jemand 30 Jahre den Genuß einer 
P farre und alljährlich große Ucberschüsse —  was freilich 
in  K ra in  nur bei wenigen P farren der F a ll sein dürfte —  
haben; andere kommen, sind kaum 3 Jahre d o rt, und 
müssen einen Abzug erleiden, und wer zahlt dann, wenn 
jener, der den B a u  veranlaßt h a t, früher s tirbt? Es 
wäre vie l zweckmäßiger, einen Baufond zu errichten und 
auch das S taatsm inisterium  h a t, wie ich p riva tim  weiß, 
den von Laibach aus hinaufgeschickten Regierungs-Entw urf 
fü r  gut befunden, und cs wurde m ir  gesagt, die R o rm i- 
ruug des Bausandes stehe dem Landtage zu.

Jeder P fa rre r ,  der nach dem vorliegenden Gesetz-Ent­
würfe überhaupt zu Bauführungcn beizutragen Hütte, sollte 
alle Jahre kleinere Q uoten beitragen, das sollte festgesetzt 
werden und wenn dann größere Bauten nothwendig wer­
den, so ist der jeweilige P fa rre r nicht zu größeren Bauten 
verpflichtet, als jeder Andere; denn gleiche V orthe ile , gleiche 
Lasten. W ie im  Gesetz-Entwürfe weiter berührt w ird , kann 
Jem and, der einer fremden Confession angehört, natürlich
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das Patronatsrecht in  keiner Beziehung ausüben, cs kann 
bei ihm nur von Patronatspflichten die Rede sein, und 
dieser M ißstand muß vermieden werden. W ie bekannt, 
w ird sich auch T ir o l ,  trotz seines S trcbens , kaum mehr 
erwehren können, daß nicht auch Protestanten sich in T ir o l 
ankaufen dürfen.

W ie wenig passend ist nun das: eö kauft z. B .  ein 
J s rc a lit ,  ein Protestant ein G ut. E r w ird  doch so sehr 
als möglich hintanzuhalten suchen, daß er nicht Beitrüge 
fü r katholische Kirchen zu leisten h a t, es w ird daher die 
Sache 30 bis 4 0  J a h re , wie die Erfahrung schon oft ge­
zeigt ha t, hinausgeschoben werden und am Ende muß der 
Bcncficiat die Kirche selbst bauen.

D a  wäre in  solchen Fä llen , wenn dergleichen Käufe 
geschehen würden, angezeigt, daß man eine Ablösungsge­
bühr m it in  den Kaufvertrag aufnehmen würde, und es 
könnte die Regierung überwachen, daß der Loskauf von 
der Patronatspflicht, oder die Ablösung, hinein aufge­
nommen w ird . ES ist doch etwas sehr der N a tu r der 
L-ache Widersprechendes, daß einer, der wünschen muß, daß 
das fremde Rcligionsbekenntniß ganz aufhöre, und Jeder, 
der irgend eine Ueberzeugung in  re lig iöser' Beziehung hat, 
muß diese Gesinnung haben. Jeder Glaubensbekenner muß 
dieß wünschen, also auch der Katholik, daß alte Katholiken 
wären, der Protestant, sobald er sein System fü r wahr 
h ä lt, daß alle Protestanten wären und es wäre durchaus 
eine Jnconsequenz, wenn man die Cäsaren und Im p e ra ­
toren in  die Hölle verdammen w o llte , weil sie das Christen­
thum verfolgt haben; w ir  dürfen also auch von unserer 
Seite nicht andere Confessionen m it G ewalt unterdrücken 
wollen. (Lebhafter B e ifa ll.)

Deßwegen soll in  der Beziehung Freiheit sein, aber 
natürlich auch Consequenz und Festigkeit, man soll fü r  seine 
Kirche auch den Kopf herzugeben bereit fe in , wenn man 
nur eine Ueberzeugung hat. W arum  sollte also den Is ra e ­
liten , den Protestanten die Last aufgelegt werden, fü r 
Bauten von Kirchen beizutragen, deren Nichtexistenz sie 
wünschen müssen; da wäre eine Ablösung am Platze. Eine 
allgemeine A blösung, wie erwähnt w urde, ist kaum möglich, 
beim es läßt sich der Werthbetrag durchaus nicht bestimmen, 
die Patrone haben durchaus gar keine Vortheile aus irgend 
einer Kirche. W ie sollte das, was sie zu leisten haben, 
geschätzt werden, wornach soll die Sache bestimmt werden? 
Es gibt keinen Anhaltspunct, etwas anderes wäre es z. B .  
bei einem D o m in iu m , da war eine Ablösung schon eher 
möglich, w eil ein gewisses Q uantum  der Leistung dem D o ­
m inium  entschädigt wurde, also ein T he il dieses Q uan­
tums könnte nun fü r Kirchcnbau ausgeschieden werden, 

j  W arum  sollen gerade die D o m in ien , wenn das Land Kirchen 
gebaut ha t, eine Verpflichtung haben, zu diesen Kirchen 
beizutragen? Aus der Gewohnheit, aus der willkürlichen 
Anordnung läßt eö sich nicht ableiten —  nur da raus, daß 
man positiv in  Oesterreich das aufgestellt hatte, daß auch 
derjenige, der einen V orthe il davon hatte, auch wirklich 
etwas fü r die Bestreitung des religiösen Bedürfnisses bei­
tragen sollte. Jnsoferne wäre das, was hier erwähnt 
wurde, durchaus nicht ungerecht, daß die Dom inien nach 
der Ablösung, die sie erhalten haben, auch ein Quantum  
fü r die Bestreitung der religiösen Bedürfnisse zu leisten 
hätten. W enn aber an und fü r sich das gesagt w ird , so 
wäre es ebenso gerechtfertigt, zu sagen. Jem and, bereute 
Fabrik errichtet h a t, dadurch und durch dieselbe reich w ird , 
hat von der Gegenwart V orthe ile , er müsse also bloß 
darum ohne alles Verhältniß zum Kirchcnbauc beitragen. 
Es müssen doch überall Grundideen, Rechtsideen anerkannt 
werden, woraus dann die Verpflichtung abgeleitet w ird ,



und d a s , meinte ich eben, sollte überhaupt bei den B e -  
ftimmungen über dieses Gesetz berücksichtiget werden. I m  
Ganzen aber muß ich erklären, daß ich nur durch einige 
A eußerungen, wie ich A nfangs anssprach , zum Reden ver­
anlaßt wurde. D a  ich doch nicht hier in  Ä ra in , sowie in 
S te ie rm a rk , wo der Gesetzentwurf in der nämlichen Weise 
behandelt werden w ird , so stark betheiligt b in , indem ich 
hier von heute aus morgen bin und ich die Sache mehr 
a ls  Sache meines Nachfolgers betrachte, daß ich daher im 
G anzen m it dem E ntw ürfe des österreichischen Gesetzes^ein­
verstanden bin. E tw as  muß geschehen, im Ganzen ist es 
doch eine sehr bedeutende und erwähneuswerthe Erleichte­
ru n g , wenn der sechste T heil nach der R egierungsvorlage, 
oder nach dem hier vorliegenden Entw ürfe der fünfte T heil 
dem P a tro n  zugewiesen w ird , denn gegen die Gewerk­
schaften und noch dazu das M a te ria l , ist das eine bedeu­
tende E rleich terung, und wie dann die Verhältnisse da sind, 
so ist es doch wieder ganz b illig , d a ß , wie ich früher be­
merkt habe , der erste P arag rap h  seine Anwendung findet, 
daß so die Uebung erhalten werde und also der P a tro n  
wirklich beizusteuern habe. Freilich werden hin und wieder 
Schwierigkeiten entstehen, wie namentlich bei den P a tr o ­
n a te n , die m it ehemaligen Herrschaften verbunden sind. 
E s  ist bekannt, daß G rundentlastungs - O b lig a tio n en , wo 
kein Fideieom miß sta ttfindet, verkauft werden können, ein 
bloßes R eale ist bei der gegenwärtig starken Besteuerung 
sehr wenig einträglich und wird der P a tro n  kaum V5 oder 
Va leisten können, wenn er zu kirchlichen B au ten  beitragen 
so ll, besonders nachdem nicht in Rücksicht gebracht wurde, 
daß d a s ,  w as fü r P a tron a tslasten  erhalten werden sollte, 
grundbücherlich vorgemerkt und bei Käufen und Verkäufen 
tu  Abrechnung gebracht w ird.

E s  würden in der Wirklichkeit imm erfort hie und da 
schwierige Verhältnisse e in tre ten , das läßt sich dann brevi 
m anu ausgleichen.

Ich  bin also m it den Verbesserungen, welche der A u s­
schuß nun in  dem R egierungsentw urfe angebracht hat, ein­
verstanden. Nichts in  der W elt ist vollkommen.

D ie  Verbesserungen sind anerkenuensw erth, und so 
würde ich einsäet) gerade dafür stim m en, daß der Gesetz­
entw urf über kirchliche B a u te n  wie vom Ausschüsse bean­
trag t w u rd e , angenommen werde. (Lebhafter B eifa ll.)

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Jem and  das W o r t?
Abg. D r .  T o m a n :  Ich  bitte um  das W ort. Ich  

werde in meritorischer Beziehung über das Gesetz mich nicht 
des W eitern auslasten. Ich  will n u r zu dem A nträge des 
H errn  D r .  S u p p a n  eine Bemerkung machen. Ich  halte 
die vorliegende F rage  auch fü r eine politische und eine 
rechtliche. I n  politischer Beziehung ist die F rage des P a ­
tro n a ts  in  jener Richtung zu erled igen , a ls dergleichen 
F ra g e n , die aus den Vorzeiten an  u n s hergekommen sind, 
erledigt worden sind. E s  ist ein V erhältniß  zwischen den 
Patrouatspersonen  oder Körperschaften, und zwischen der 
allgemeinen Körperschaft der Kirche. I n  dieser Richtung 
halte ich es aus den G ründen , die der H err D r .  S u p p a n  
nnd seine Fürstlichen G naden eben jetzt ausgesprochen haben, 
fü r sehr wünschensw erth, daß dieses V erhältn iß  gleich dem 
U n te r th a n s-, S e rv itu ts  - und Lehens - V erhältnisse, so wie 
ähnlichen, in Oesterreich noch vorhandenen Verhältnissen 
gegen Entschädigung aufgelöst, aufgehoben und daher einem 
Ende zugeführt werde.

Allein dieser Gegenstand hat auch eine andere S e ite , 
das ist die rechtliche S e ite .

V on  diesem Gesichtspunete aus m uß ich ihn so au f­
fassen , wie der H err D r .  S u p p a n . Ich wünsche, daß die 
Verpflichtung zu B eitragsleistungen nicht jetzt abgemindert,

sondern in dem M aße gehalten w erde, in welchem sie w ar, 
und daß das zur G rundlage der A blösungs-Entschädigung 
genommen werde.

E s  ist nicht vielleicht so ganz w ahr, daß sich kein M a ß ­
stab dafür finden lasse. E s  hat sich fü r viel schwierigere 
U n terthanbands-V erh ä ltn isse , fü r viel schwierigere S e r ­
v itu ts-V erhältn isse  ein M aßstab, nach welchem doch so viel 
a ls  möglich a da equal dem Rechts - Verhältnisse entschädigt 
w urd e , finden lassen.

D ie  entgeltliche Auflösung liegt selbst int Interesse der 
Kirche, weil die Verpflichtung eines P a t r o n s ,  zum B e i­
spiele vorzüglich eines D om in iea listen , ja  n u r  au s  dem 
R e a l - ,  aus dem O b lig a tio n s- , oder andern V erm ögens- 
Zweigen geleistet werden kann , diese ab e r, wo sie nicht 
nach unsern Gesetzen belastet s in d , der bezüglichen Pflicht 
zur B eitragsleistuug  entzogen werden können.

D e r  Geist der Z e i t ,  übrigens aber nach Auflöftmg 
aller solcher B eziehungen, geht nach B efreiung  des E igen­
thum s und so auch in dieser Richtung. D a ß  also sowohl 
in politischer, a ls  rechtlicher Linie einem wie dem andern 
Theile dieses Verhältnisses Recht w erde, bin ich fü r den 
A ntrag des H errn  D r .  S u p p a n .

Allein w as die Competeuzfrage b e triff t, kann ich mich 
wieder nicht m it den M otiven  des H errn  D r .  S u p p a n  ein­
verstanden erklären.

D ie  allgemeinen P rincip ien  und Grundsätze liegen der 
verfassungsmäßigen B ehand lung  des Reichsrathes ob, d a r­
über kamt kein Zw eifel sein; nach § . 18 11. unserer Lan­
des - O rdnung  aber steht den Landtagen die weitere F rage, 
so wie in Sachen der Gemeinden z u , weil die weitere E r ­
ledigung derselben gewiß n u r auf diese A rt am zweckmäßig­
sten geschehen kaun.

D a  aber der A ntrag des H errn  D r .  S u p p a n  in dieser 
Richtung nicht verstößt, sondern n u r die M otiv irung  eine solche 
w ar, m it welcher ich mich nicht einverstanden erklären könnte, 
so unterstütze ich den A ntrag des H errn  D r .  S u p p a n  und 
wünsche, daß e r ,  weil er nicht ein den vorliegenden G e­
setzentwurf aufhebender A ntrag is t ,  daß er am Schluffe a ls  
A n trag , gewissermaßen a ls  Z nsatzantrag zur Abstimmung 
gebracht werde.

Abg. M  u l l  e y : B itte  um  das W ort. Ich  glaube mich 
gegen die A nträge sowohl des H errn  D r .  S u p p a n  a ls  des 
H errn  D r . T o m an  erheben und jetten S r .  sürstbischöflichen 
G naden anschließen zu müssen. W ir  leben in einem ge­
ordneten S ta a te , die G rundlage einer staatlichen O rd n un g  
ist die Achtung des Gesetzes. D a s  P a tro n a t m it feinen 
darauf bezüglichen Gesetzen reicht in eine ältere Periode 
zurück.

Unsere Aufgabe ist es nicht, tut der prim itiven E n t­
stehung und seinem U rsprünge zu rütteln .

F ü r  u n s m uß es ganz gleichviel sein, ob es in  einer 
gesetzlichen, in  einer historischen oder überhaupt in einer 
G ewohnheit auf V ertrag s- oder sonstigen Erbrechten und 
T ite ln  beruhe. W ir  haben u n s auf dem faktischen S ta n d ­
punkte zu bewegen. E s  ist ein allgemein anerkanntes, m it 
dem Volke in s  B lu t  verwachsenes Gesetz, vermöge dessen 
b is nun  die O rd n un g  in dieser Richtung aufrechterhalten 
wurde. D iesen S tan d p un k t scheint auch die R egierung ein­
genommen zu haben.

D ie  hohe R egierung hat u n s  die G rundlage in  dem 
Gesetze herabgegeben und es ist n u r unsere Aufgabe, d a s­
selbe der gegenwärtigen Z eit und den Landesverhältnissen 
anpassend zu machen.

Ich  bin daher gegen die Auflösung des P a tro n a te s , 
und meine, daß dasselbe n u r nach dem gegenwärtigen S ta n d ­
punkte regu lirt werde, und schließe mich dem A ntrage des



Ausschusses an  u nd  stim m e fü r  E ing ehu ng  in  die S p e ­
c ia l-D e b a tte .

Abg. D r .  T o m a n :  Ic h  bitte u m  d a s  W o rt . D e r  
geehrte H e rr  V o rre d n e r h a t den A n tra g  des H e rrn  D r .  
S u p M n ,  den ich unterstü tzt h abe , m it  fo lgender M o tiv i-  
ru n g  bekäm pft, daß w ir  in  einem  w ohlgeordneten  S t a a t e  
u n s  befinden, und  daß w ir au  den vorigen  factischcn V e rh ä lt­
nissen nicht zu rü tte ln  haben. J a ,  m eine H e rre n !  w enn 
w ir  alle V erh ä ltn isse , in  welchen w ir  u n s  b e fin d en , und 
welche a u s  der V erg an g en h e it an  u n s  gekommen sind^fest- 
h a ltc n  so llte n , d an n  w ürde die Gesetzgebung in  eine S t a g ­
n a tio n  g e ra th e n , dann  w ürde die Gesetzgebung überflüssig 
s e in , dann  verschließen w ir u n s  gegen die Z e i t ,  d an n  ver­
schließen w ir  u n s  gegen alle bessern In s t itu t io n e n  selbst, 
w enn sic u n s  nützen sollten. D ie ß  g ilt auch von dem V e r ­
h ä ltn isse , welches vorliegend in  F ra g e  steht.

D e r  A n tra g  des H e rrn  D r .  S n p p a n  ist ein in  jeder 
R ich tung  n u r  nützlicher.

I n  der R ic h tu n g , in  welcher H e r r  M u lle y  den D r .  
S u p p a n 'sch e n  A n tra g  bekäm pft h a t ,  h a t er n ichts genügendes 
vorgebracht. W odurch kann denn eben ein P a tro n d e rd a u c rn d c n  
V erpflichtung  g en ü g en ? M i t  seinem  tem p o rä ren  B e itra g e , 
m it  seiner P e r s o n ,  m it seiner S te l lu n g ?  G ew iß  nicht n u r  
m it dem O bjecte  der R e a li tä t .  W en n  aber die R e a li tä t  
zu einem solchen V erhältn isse  nicht m it solcher Last behaftet 
i s t ,  daß sic eben n u r  d a fü r  hastend b le ib t ,  d an n  kann sic 
den P a t r o n  entziehen dem bezüglichen B e i t r a g s  - V erpflich- 
tu n g s  - V erhältn isse .

E in e  solche B e la s tu n g  w iderspricht aber der A uffassung 
der F re ih e it des E ig e n th u m s , welches P r in c ip  in  allen 
an d ern  R ic h tu n g e n , wie ich bem erkt habe, in  der R ich tung  
des U n te r th a n s -V e rh ä ltn is se s , des S e rv itu ts -V e rh ä ltn is s e s , 
des Lehen - V e rh ä ltn is s e s , und  vielleicht nächstens des R e ­
serv at-V erh ä ltn isse s  zu r G e ltu n g  gebracht w orden  ist.

D ie  F re ih e it des E ig en th u m s m uß g ew ah rt bleiben. 
W en n  d e rjen ig e , der eine V erp flich tung  d a ra u f  h a t ,  in  
allgem einer B ez iehu ng  d a fü r  eine Entschädigung  le is te t, so 
kann m an  d an n  m it dem selben eine solche D isp o s itio n  
tre f fe n , daß a u s  derselben ganz bestim m t und  ungeschm ä- 
lä r t  die E inkünfte fü r  die E rh a ltu n g  der Kirche zufließen. 
A lso eben a u s  diesem G ru n d e ,  a u s  welchem H e r r  M u lle y  
den A n tra g  des H e rrn  D r .  S u p p a n  bekäm pft, a u s  eben dem 
G ru n d e  sollte er denselben unterstü tzt haben.

W e n n  w ir  d a s  factische V e rh ä ltn iß , w ie H e r r  M u llcy  
gesagt h a t ,  respcctircn und  achten so lle n , d an n  können w ir  
eben jetzt nicht die P flichten  des P a tro n e s  hinsichtlich seines 
B e itra g e s  a b ä n d e rn , sondern  m üssen in  dem  M a ß e ,  a ls  
sic seither bestanden , e rh a lte n , d am it w ir  den gehörigen 
M a ß s ta b  bei der A blösung finden können.

Abg. M u l l e y :  D e r  u n m itte lb a re  H e r r  V o rred n e r
g la u b t , daß fü r  den P a t r o n  die w eitere T ra g u n g  der 
V e rp flic h tu n g e n , selbst nach den geregelten V erhältn issen  
eine unerschwingliche Last w äre .

D ie ß  ist eine F ra g e , welche er d urchaus nicht bewiesen 
h a t ,  und  welche füglich mid) nicht bewiesen w erden kann.

E ine  A b lö su n g , wie S e in e  fü rs tl. G n ad e n  bemerkt 
haben , ist eine so schwierige S a c h e , daß sich der W erth -  
messer zu derselben kaum  w ird  find en  lassen.

W e ite rs  spricht der H e r r  V o rre d n e r  von der B e fre iu n g  
des E ig en th u m s. N u n , frage ich, w a s  soll dann  m it der 
Last, die n u n  vom  P a tro n e  abgenom m en w erden soll, w eiter 
geschehen? D ie  A blösung w ird  schwerlich oder g a r  nicht 
eine erkleckliche. S ch ieb t er dadurch nicht eben diese Last, 
von  welcher er den P a tro n  befreit haben w il l ,  ans die 
S c h u lte r  eines A n d ern , — und  ans w e n , a l s  au f die der 
G em e in d e n ?

D ie  G em ein d en , g laube ich , w erden sich ebenso des 
E igenthnm rechtes und ih res Besitzes zu erfreuen  haben 
und denselben Anspruch zu stellen berechtigt sein. ( R u f : 
I s t  ja  nicht w ar.)

Fürstbischof D r .  W i d m e r :  Ic h  g la u b e , daß m a n  
bei dieser A b lösu ng sfrag e  doch zu sehr ans adstracten  P r i n ­
zipien v e rh a rrt.

E rs ten s  erlaube ich m ir d a ra u f aufm erksam  zu machen, 
daß zwischen A blösung  bei D o m in ica l-G ieb ig keitcn  und den 
P a tro n a ts le is tu n g e n  eine P a ra lle le  nicht zu ziehen ist.

B e i  den D o m in ic a l - Leistungen w aren  die Z ehenten . 
Ich  w erde mich bloß dieses A usdruckes fü r  alle an d ern  
Leistungen bedienen. E s  lä ß t sich genau schätzen und genau 
bestimmen, w a s  a ls  Ersatz fü r  diese G iebigkeiten h in au sg e­
zahlt, oder w enigstens au f d a s  G u t  versichert w erden soll. 
W o lassen sich bei den P a tro n a ts le is tu n g e n  oder V erpflich­
tungen gleiche B erechnungen  an ste llen ? E s  m ußte doch 
bestim m t w e rd e n , welche S u m m e n  der P a t r o n  fü r die 
ganze Z u k u n ft fü r  die Kirche auszubezahlen  hätte. D a s  
läß t sich d urchaus nicht bestim m en. S o l l te  m an  aber die 
jetzigen L eistungen , die gewiß stark sind und  d urchaus n icht 
in irgend einer historischen B erech tigung  lie g e n , so n d ern  
rein n u r  fü r  g u t befunden w urden , zum M aß s tab e  nehm en ? 
W ill m a n  nicht der B e v ö lk e ru n g , gerade w a s  d as  E ig en ­
thum  b e tr if f t ,  den A b so lu tism u s  a ls  d as  H a u p tp rin z ip  
aufstellen, so kann m an  unm öglich au f die jetzigen G iebigkeiten, 
wie die S ta a ts r e g ie ru n g  selbst cs nicht a ls  zulässig an er­
kannt h a t, die B erechnung  b a s ira t. S o l l te  m a n  aber die 
jetzigen Leistungen eines P a t r o n s  a ls  die Gew erkschaften, 
dann m einetw egen auch in  S te ie rm a rk  d as  M a te r ia le  rech­
nen und  an ssp rech cn : S o  viel ist bei dem B a u e  einer 
Kirche, eines P fa r rh o fc s  zu zah len ?

W ie  lange Z e it d auert eine solche Kirche und ein 
solcher B a u ?  D e r  P a t r o n  m u ß , wenn d as  zweite M a l ,  d a s  
dritte M a l  gebau t w ird , w ieder beitragen . D a  w ürden  die 
S u m m e n  h erauskom m en, daß der E ig e n th ü m e r, s ta tt ein 
freier H e r r  zu w erden, zum  B e t t le r  w erden m üßte.

Ic h  g laub e , w enn au f diese ganzen V erhältn isse  Rück­
sicht genom m en w i r d , so w ird  in  B ezu g  au f die P a t r o -  
n a tslc istuugen  im  A llgem einen die Entschädigung  durchaus 
fallen müssen.

A bg. D e s  chm  n u n :  E s  ist jetzt die G en era ld eba tte
über den G e s e tz -E n tw u rf  eröffnet w o rd e n ;  es w a r daher 
zu e rw a rte n , daß n u r  allgem eine G csichtspuncte hier her­
vorgehoben w ü rd e n ; indem  j a , w a s  die speziellen P u n c te  
der P a tro n a tsb e itra g s le is tu u g  der einzelnen K onkurrenzpflicht 
a n b e la n g t, ohnehin  die S p cz ia ld eb a tte  G elegenheit bieten 
w ird , d ieß fa lls  die betreffenden A n träge  einzubringen. W a s  
n un  die G en era ld eba tte  a n b e la n g t, so finde ich n u r  den 
einzigen A n tra g  des H e rrn  D r .  S u p p a n ,  welcher h ier ge­
stellt w u rd e , indem  sonst von keinem der H erre n  A bgeord­
neten, m it A u sn ah m e des H e rrn  D r .  T o m a n , welcher einen 
Z usa tzan trag  b ean tra g t h a t ,  ( R u f :  N e in ,)  d ieß fa lls  e tw as 
in  die G en era ld eb a tte  G eh ö rig es  vorgebracht w urde. N u n  
finde ich aber ein B edenken form eller N a tu r  gegen den 
A n trag  des H e rrn  D r .  S n p p a n .

D e r  A n tra g  des H e rrn  D r .  S n p p a n  la u te t:
E s  w äre  d as  M in is te r iu m  zu ersuchen, in der näch­

sten R e ic h s ra th s -S c ss io n  ein Gesetz über die A blösung des 
P a tro n a ts -V e rh ä ltn is s e s  vorzulegen.

J e d e n fa lls  soll nach der M e in u n g  und betn A u s- 
spruche des H e rrn  A ntragstellers dieser A n trag  schon jetzt 
nach der geschlossenen G eneraldebatte  zur A bstim m ung 
kommen.

H e rr  D r .  T o m a n  aber h a t die Consequcuzen eines 
solchen V o rg a n g e s  voraussehend  ganz richtig e r k lä r t , er



m e in e , es soll ü ber diesen A n tra g  erst zum  Schlüsse abge­
stim m t w erden. ^

A n s  der B e g rü n d u n g  des H e r rn  D r .  S u p p a n  g laube 
ich entnom m en zu haben , daß er nicht dagegen is t, daß in 
die S p e z ia lb e ra th u n g  dieses Gesetzes eingegangen w erde.

Jedoch  w ü rd en  w ir  durch die A n nah m e seines A n tra ­
ges u n m itte lb a r nach gepflogener G e n e ra ld e b a tte , nach 
m einer Ansicht einen B eschluß  fassen , daß eine S p e z ia l-  
D e b a tte  g a r  nicht zu pflegen w äre . (U n ru h e .) D a n n  sehe 
ich nicht e in ,  w a ru m  so llen , w ir  in  eine S p e z ia ld eb a tte  
noch eingehen, w enn d a s  M in is te r iu m  sich bewogen füh len  
d ürfte , fü r  die nächste R e ich s tag s  -  S essio n  ein Gesetz über 
die A b lösung  des P a tro n a ts -V e rh ä ltn is s e s  einzubringen.

W ir  haben  h ie r zu b erathen  über ein Gesetz zu r B e ­
stre itun g  der Kosten der H erste llung  und E rh a ltu n g  der 
katholischen K irchen- und P frü n d e n -G e b ä u d e . D a s  i | t  der 
G es ic h tsp u n e t, d a s  ist die F r a g e ,  die hier zu e rö rte rn  ist.

D e r  A n tra g  des H e r rn  D r .  S n p p a n  bezweckt e tw as 
ganz an d eres , näm lich die A ufhebung des P a t r o n a t s  - V e r ­
h ältn isses . E s  steht dasselbe w o hl in  einem  Z u sa m m e n ­
h ang e m it u nserm  G esetze, d a s  lä ß t sich nicht lä u g n e n ; 
jedoch dieser Z u sam m en h an g  ist ein zu e n tfe rn te r , und  ich 
gestehe es, daß ich die G rü n d e , welche H e r r  D r .  S n p p a n  
vorgebracht h a t ,  vollkom m en zu w ürd igen  w eiß. D a ß  ich 
auch ganz d am it einverstanden b in , daß d ießfalls ein W unsch 
des L an d tag es  ausgesprochen w erde. I n  welcher A r t  und 
W eise die A blösung  zn geschehen h ä t te ,  d a rü b er kann ich 
mich jetzt nicht anssprechen. Jedoch g laube ich , daß über 
den A n tra g  des H e rrn  D r .  S u p p a n  nach unserer G eschäfts- 
O rd n u n g  nicht jetzt abgestim m t w erden könne. E s  könnte 
n u r  d an n  d a rü b e r abgestim m t w e rd e n , w enn H e r r  D r .  
S u p p a n  ihn  a l s  einen solchen erk lärt hätte , der d a s  E in ­
gehen in  die S p e z ia ld eb a tte  überflüssig m ach t, w o m it w ir  
d a s  ganze Gesetz w erfen w ü rd en . D a s  ist jedoch nicht 
nach der ausdrücklichen E rk lä ru n g  des H e rrn  D r .  S n p p a n  
in  seinem A n tra g e  en thalten .

Ic h  g laube d aher, daß H e r r  D r .  S n p p a n  sich bew o­
gen füh len  d ü r f t e , diesen A n tra g  a ls  selbstständigen zu 
begründen , und  auch a ls  solchen in d a s  hohe H a u s  einzu­
b ringen .

B erich terst. K r o m  e r :  I c h  bitte doch die U n te r­
stü tzungsfrage ü ber diesen A n tra g  zu ste llen , d am it nicht 
die D e b a tte  sich n n n ö th ig  fortsp inne.

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  d a s  W o r t?
A bg. D r .  S u p p a n :  Ic h  bitte die U n terstü tzungs­

frag e  ü ber m einen A n tra g  zu s te llen , und w erde m ir  d an n  
erlau ben  zu sprechen.

P r ä s i d e n t :  Ic h  stelle demnach die U n terstü tzungs­
frag e  zum  A n tra g e  des H e rrn  A bg. D r .  S n p p a n ,  der 
d ah in  l a u te t :

„ E s  sei an  die R eg ie ru n g  d a s  E rsuchen zu stellen, in  
der nächsten R eichsrathssession  einen G esetzentw urf ü ber die 
A blösung  des P a tro n a tsv e rh ä ltn is se s  v o rzu leg e n /'

J e n e  H e r r e n , welche diesen A n tra g  zu unterstützen 
gedenken, w ollen  sich erheben. (G eschieht.) E r  ist u n ­
terstützt.

A bg. D r .  S u p p a n :  I c h  erlaube m ir  v o r A llem  
die B em erku ng en  fo rm eller N a t u r ,  welche w ider den A n tra g  
vorgebracht w u rd e n , zu erw ähnen.

H e r r  D r .  T o m a n  g laub te  v o r A llem , daß der hohe 
R e ich sra th  n u r  berufen se i ,  die allgem einen G ru n d zü g e  
hinsichtlich der A b lösung  der P a tro n a tsv e rh ä ltn is se  festzu­
setzen, und  daß die w eitern  D u rch fü h ru n g s-B es tim m u n g e n  
in n erh a lb  dieser G ru n d zü g e  dem h. L andtage zustehe.

D iese Ansicht theile ich v ollständ ig .

A llein eben ehevor der h. L andtag  die M o d if ie a tio n e n  
berathen  und  bestim m en k a n n , nach denen die A b lösung  
stattzufinden h a b e , m uß  d as  allgem eine Reichsgesetz v o r­
a u sg e h e n , und n u r  u m  die E in b r in g u n g  eines solchen 
Reichsgesetzes in  A nregung  zn b r in g e n , habe ich den A n tra g  

■ eingebracht.
D a ß  m ein A n tra g  m it dem vorliegenden Gesetzent- 

; w ü r f e , wie H e rr  D eschm ann  g la u b t ,  in  keinem Z u s a m -  
I m enhange stehe, und  a l s  selbstständiger A n tra g  eingebrach t 

w erden  m üsse , g laube ich n ic h t, und  ich h a lte  d aher d en ­
selben au frech t, b in  aber d am it e in v ers tan d en , daß er erst 
am  Schlüsse a ls  ein Zusatz zu dem g egenw ärtigen  Gesetze 

: zu r  A bstim m ung gebracht w erd e ; g laub te  jedoch ihn  in  der 
G en era ld eb a tte  einbringen zu so lle n , w eil eben nach der 
A n nah m e des Gesetzes eigentlich kein A n laß  m ehr dazu 
geboten gewesen w ä re ,  und derselbe n u r  a ls  selbstständiger 
A n tra g  hätte  eingebracht w erden können.

S e in e  fü rs tl. G n ad e n  haben im  A llg em ein en , wie ich 
a n s  der R ede entnom m en zu haben g la u b e , w ider die be- 

j a n tra g te  A blösung  des P a t r o n a ts - V e r h ä l tn i s s e s  n u r  die 
E in w en d u n g  v orgebrach t, daß sich nicht leicht ein M a ß s ta b  
fü r  die A b lösung  au ffinden  ließe. Ic h  g laub e jedoch, daß 
S e .  fü rs tl. G n a d e n  dadurch gew isserm aßen selbst in  einen 
W iderspruch  gerathen  s in d , indem  S i e  fü r  jene F ä l le ,  wo 
ein Akatholik in  dem Besitz eines G u te s  sich befindet, m it 
dem eine P a tr o n a ts la s t  verbunden  is t ,  ebenfalls eine solche 
A blösung  vorgeschlagen haben.

Läßt sich in  diesem F a lle  ein M o d u s  f in d e n , so w ird  
sich auch ü b e rh a u p t einer finden  la sse n , bezüglich a lle r P a ­
tro n a ts la s te n . (R u fe  im  C e n t r u m : B r a v o , sehr richtig .) 
Ic h  bin  auch der A nsich t, daß c8 d urch aus nicht so schwer 
w ä re ,  und  g la u b e , daß dieses gerade zu G u n s te n  der 

! P a tro n e  selbst e in gefü hrt w ürde.
D ie  P a tro n a ts la f te n  find so drückend , in  jenen F ä lle n  

eb en , wo gerade die B e itra g s le is tn n g  e in tr itt .
H ie r  m uß  au f e in m al eine große S u m m e  a n sg e zah lt 

w e rd e n , allein  m itte lt m a n  eine jährliche R en te  a u s ,  lä ß t 
m a n  es den P a tro n e n  fre ig este llt, dieß auch zu einem  
zwanzigfachen B e tr a g  a l s  C a p ita l  fü r  im m er abzulösen, 
so w ird  die ganze A blösung  nicht so viel b e tra g e n , a l s  
jetzt die einm alige B e itra g s le is tn n g  fü r  einen B a u  in  A n ­
spruch nehm en w i r d , eben w eil ein d e ra rtig e r  B e i t r a g  nicht 
jä h r lic h , sondern  n u r  in  einer lü n gern  P e rio d e  in  5 0  b is  
b is  6 0  auch 1 0 0  J a h r e n  wiederkehrt.

D ie  B em erku ng  des H e rrn  M n l l e y , g laube ich , ist 
ganz u n b e g rü n d e t, und  m ir  scheint so g a r ,  daß er den 
B erich t des (S o m ite 's , welchem er sich ansch ließ t, nicht 
gehörig au fgefaß t h a b e , denn der A usschußbericht e rw ä h n t 
ausdrück lich , daß die definitive R eg elun g  dieser A ngele­
genheit einem sp ätern  Z eitpunkte vorbehalten  bleibe.

E r  deutet d am it sicherlich ans eine d erartige  A b lösung  
h in . W en n  sich der H e r r  A bg. M u lle y  dem A usschuß- 
berichte angeschlossen h a t ,  so h ätte  er sich auch füglich 
m einem  A n tra g e  anschließen können. (A bg. D r .  T o m a n :  
S e h r  r ic h tig ! —  L a n d e sh a u p tm .-S te llv e r t. von W u rz b a c h : 
N e in !)

D e n n  w enn der H e rr  A bg. M n lle y  endlich g la u b t, 
daß m an  d am it die Last au f die G em einden  überw älze, so 
verm ag ich dieses durch aus nicht zu b egre ifen , denn die 
G e m e in d e n , die K irchengem einde näm lich e rh ä lt ja  eben 
die E n tsch äd ig u n g , toctcije die P a tro n e  d a fü r  zu leisten 
haben  w erd en , und in  dieser Entschädigung  lieg t aueh die 
V erm in d eru n g  der Lasten fü r  die G em einde.

G eg en w ärtig  sind w o h l a lle rd in g s die G em einden  in  
der L a g e , gerade w eil die P a tro n a ts -V e rh ä ltn is s e  bestehen, 
häufig  Kirchen au f ih re  eigenen K osten b auen  und  ringe-



achtet dieser gesetzlichen V erpflichtung  der P a tro n e  alle 
Lasten trag en  zn müssen. ( B r a v o , B ra v o .)

E ben  w eil sie ih re  Kirchen nicht verfallen  lassen w ollen, 
und  w eil die V e rh a n d lu n g  m it den P a t r o n e n ,  welche sich 
gegen diese Last s trä u b e n , J a h rz c h e n te ,  zw anzig J a h r e  und 
m e h r , d a rü b e r w ähren . (A bg. D r .  B le iw c is :  d o b ro .)

Fürstb ischof D r .  2B i b  nt e r :  U m  einen A usdruck der 
m ir  a l s  W iderspruch  g erü g t w i r d , in  gewisser B ez iehu ng  
zu rech tfe rtig en , sei m ir  e r la u b t ,  folgende B em erku ng  zu 
machen.

S o  w ie der H e r r  D r .  S u p p a n  jetzt die S ach e  a u s ­
ein and er gesetzt h a t ,  w ürde ich es in  gewisser B ez iehu ng  
a l s  A b lö su n g , aber nicht a ls  strenge A blösung  auffassen, 
und  w ie ich selbst bemerkt h a b e , daß gerade die P f a r r e r  
ans diese W e ise , info ferne sie Ueberschnß h a b e n , alljährlich  
einen B e itra g  zu le is ten , jeder nach V e rh ä ltn iß  gewisser­
m aßen  also bestreiten w ürde- W ird  Aculiches auch bezüg­
lich des P a t r o n s  b e a n tra g t ,  so daß er durch diese B e i-  
trag s le is tu n g  von den Kosten und  G icbigkcitcn B e fre iu n g  
e r la n g t ,  so w äre  ich in  dieser B ez iehu ng  m it dem A n trage  
des H e rrn  D r .  S u p p a n  sehr e in v ers tan d en , w eil er eine 
ebenso große E rleich te rung  fü r  die P a tro n e  a ls  eine E r ­
leichterung fü r  die G em einden  w äre . A uf diese W eise 
w ü rd e , wie ich erw äh n t h a b e , ein B a u fo n d  zu constitu iren  
se in , und  so g laube ich , w enn d a s  unparteiisch  betrachtet 
w i r d , kann m an  m it  dem A n trag e  des H e rrn  D r .  S u p p a n  
n u r  sehr zufrieden fein. ( B r a v o , B ra v o .)

Ic h  w a r  also zum eist bloß gegen die strenge A blösung , 
dagegen gelten m eine B em erku ng en  nicht jenem  M o d u s ,  
w ie ihn  jetzt der H e r r  D r .  S u p p a n  v orge tragen  hat.

P r ä s i d e n t :  I c h  schließe n u n m eh r die allgem eine 
D eb a tte .

S t a t t h .  F re ih . v. S c h l o i ß n i g g :  D a  der H e r r  
D r .  S u p p a n  die B i t te  geäuß ert h a t ,  daß ü ber seinen 
A n tra g  erst am  Schlüsse abgestim m t w erden s o l l,  so be­
h alte  ich m ir  auch d a s ,  w a s  ich d ieß fa lls  v orzubringen  
h a b e , fü r  diese D e b a tte  vor.

L an d csh an p tm . - S te l lv ,  v. W  u  r  z b a ch : Ic h  w ürde 
m ir  m ir  e r la u b e n , zn bem erken, daß  der H e r r  A bg. D r .  
S n p p a n  nicht d a s  Recht h a t ,  zu b eg eh ren , w an n  über 
seinen A n tra g  abgestim m t w erden soll.

D e r  § . 2 0  der G .  - O .  s a g t:  „ S t e h t  der N cben-
a n tra g  m it dem H a u p ta n tra g e  nicht in  wesentlicher V e r ­
b in d u n g , so ist ü ber seine u n m i t t e l b a r e  A blehnung 
ohne D e b a tte  B eschluß zu fassen."

E s  ist b ere its  von dem H e rrn  A bg. D eschm aun  be­
merkt iv o rd e n , daß der A n tra g  des H e rrn  D r .  S u p p a n  
ein s e l b  st st ä n d i g e r  s e i ,  d a ß ,  w enn er auch in  irgend  
einer V erb in d u n g  m it der V o r la g e ,  die w ir  zu berathen  
h a b e n , stehe, diese V erb in d u n g  au f keinen F a l l  e i n e  
w e s e n t l i c h e  g enan n t w erden kann. I c h  w ü rde  m ir  er­
la u b e n ,  so gar zn b eh au p te n , daß  der A n tra g  des H e rrn  
D r .  S u p p a n  in  dieser V erh an d lu n g  in o p p o rtu n  se i, indem  
durch denselben die V erh an d lu n g  ü ber den H a u p ta n tra g  
b e irrt w erden könnte. S o b a ld  w ir  beschließen, daß w ir 
eine A blösung  der P a tro n a ts re c h tc  bczielcn , daß w ir  d as  
M in is te r iu m  angehen w o lle n , d ieß fa lls  in der nächsten 
R cichsrathssession  ein Gesetz v o rzu leg en , so haben w ir  schon 
ausgesprochen, daß alle unsere Beschlüsse ü ber die in V e r­
h an d lu n g  stehende V o rla g e  n u r  provisorischer N a tu r  sind, 
indem  bei allen  P o s itio n e n , die in  der V o rla g e  beliebt 
w e rd e n , au f d as  bestehende P a tro n a ts re c h t Rücksicht genom ­
m en w ird .

Ic h  h a lte  d aher d a f ü r ,  daß dieser A n tra g  des H e rrn  
D r .  S u p p a n  ein selbstständiger, daher besonders v o rzu ­
b ringen  se i,  ich h a lte  w eiter d a f ü r ,  daß er h ie r nicht

o p p ortun  und  im  günstigsten F a lle  ein nicht in  w e s e n t ­
l i c h e r  V erb in d u n g  m it der V o rla g e  stehender ist. I n  
allen drei Rücksichten sam t daher ü ber denselben sogleich 
und zw ar ohne w eitere D eb a tte  abgestim m t w e rd e n , und 
zw ar nach § . 2 0  G .- O .

A bg. D r .  T o m a n :  D a r f  ich um  d a s  W o r t  b i t te n ?
Ic h  g la u b e , daß cs nicht angeht m it einer solchen 

S o p h is t ik ,  die a u s  der G esch ä fts -O rd n u n g  geschöpft w ird , 
so ernste m e n ta le  A n träg e  ü ber B o rd  zu werfen.

D e r  B e g rü n d u n g  wegen der Unzulässigkeit des D r .  
S u p p an 'sch en  A n tra g e s  a n s  der G . - O .  setze ich entgegen 
den § . 1 9 ,  welcher von Zusatz- und  A b än d eru n g s-A n träg en  
spricht. D e r  § . 1 9  sagt in  der zweiten A l in e a : „ W ird  
ein solcher N eb en an trag  erst nach erfo lg ter B erich tersta ttun g  
des Ausschusses gestellt und  gehörig  u n terstü tz t, so ist er 
in  die V erh an d lu n g  ü ber den selbstständigen A n tra g  einzu­
beziehen."

D a ß  der A n tra g  des H e r rn  D r .  S u p p a n  m it dem 
G egenstände der T a g e so rd n u n g  der gegenw ärtigen  F ra g e  im  
innigsten Z usam m enh ang e, ja , ich möchte nicht sagen, Z u s a m ­
m en h an g e , sondern in  W esenheit E in s  i s t ,  und  daß n u r  
an  diesem P la tze  der W unsch ausgesprochen w erden kann 
an  die hohe R e g ie ru n g , daß eine R eg ie ru n g sv o rla g e  zu r 
endlichen Lösung des P a tro n a ts - V e r h ä l tn i s s e s  im  R eich s­
rathe in t verfassungsm äßigen  W ege gebracht w erd e , d a rüb er 
glaube ich , ist doch kein Z w e ife l ,  und ich b in  überzeugt, 
daß der H e r r  D eschm ann sich m it der schließlichcn M o d i-  
ficirung des H e rrn  D r .  S u p p a n ,  daß der A n tra g  am  
Schlüsse zu dem A n trage  des Ausschusses zu r A bstim m ung 
gebracht w e rd e , gew iß confo rm iren  w ird .

L an d esh au p tin . - S te l lv ,  v. W  n r  z b a  ch : Ic h  habe 
den A n tra g  des H e rrn  D r .  S u p p a n  nicht ü ber B o r d  ge­
w o rfen , sondern  n u r  den geeigneten W eg gezeig t, in  w e l­
chem er denselben einzubringen h at ( R u f :  N e in ) ,  näm lich 
a ls  selbstständigen A n tra g .

H ie r  w ü rde  die D eb a tte  über d as  Gesetz n u r  ver­
zö g e rt, und  w enn w ir  beschließen w ü rd e n , daß diesem A n ­
trage des H e r rn  D r .  S u p p a n  F o lg e  gegeben w erden soll, 
so w äre  m einer M e in u n g  n ach , eine bedauerliche Ueber« 
ciluug und  der S p c c ia ld cb a tte  über d a s  Gesetz selbst die 
feste G ru n d la g e  entzogen.

A bg. D r .  S u p p a n :  Ic h  erb itte m ir  n u r  d as
W o r t  zu einer kurzen B e m e rk u n g , nachdem schon sehr viel 
über diesen G egenstand  gesprochen w orden  ist.

N u r  ü ber diesen P u n k t n ä m lic h , daß die S p e z ia l-  
dcbatte dadurch überflüssig w ü rd e , w ird  m ir  eine E rw id e ­
run g  e rla u b t fein.

D iese B em erku ng  ist nach m einer Ansicht ganz unrich­
t i g ,  denn d a s  gegenw ärtige Gesetz w ird  noch im m erhin  
die B e itra g s le is tu n g  der P a tro n e  b is  zu jenem  Zeitpunkte 
re g e ln , wo d a s  neue Gesetz in  K ra ft tre ten  w ird .

B i s  zu diesem Z eitpunkte w erden jedenfa lls ein b is  
zwei J a h r e  vergehen und noch län gere  Z e it b is  die A b­
lösung durchgeführt sein w ird ,  w ird  es noch im m er nicht 
überflüssig s e in , fü r  diesen Z w ischenraum  eine gesetzliche 
N o rm  zu haben. In sb e so n d e re  w ird  sich d a ,  w enn sei­
nerzeit d a s  P a t r o n a t  abgelöst i s t ,  nicht d as  ganze Gesetz 
beheben , sondern  cs w ird  einfach der ß . 8 a u s  dem Gesetze 
von selbst w egfallen  und a u s  diesem G ru n d e  glaube ich 
d a h e r , daß  die S p ezia ldeb atte , über den vorliegenden Gesetz- 
E n tw u rf  ganz ohne A nstand  vorgenom m en w erden könne.

B crich terst. K r  o m  e r : Ich  bitte m it d a s  W o rt  a ls  
B erich te rs ta tte r. D ie  G eneraldeba tte  ü ber einen a u s  m eh­
reren  P u n k ten  bestehendem A usschußan trag  hätte  sich led ig ­
lich d a ra u f  beschränken so llen , ob der vorliegende Gesetz-



entitmrf abzulehnen, ober ob in die Spezialdebatte über 
die einzelnen Punkte desselben einzugehen sei-

N un  keiner der H erren V o rred n e r, die bisher gespro­
chen h aben , hat den A ntrag dahin gestellt, daß dieser 
Gesetzentwurf abzulehnen, daß sohin in die Spczialbcra- 
thung nicht einzugehen sei, daher ich mid) jeder W ider­
legung der bisher vorgebrachten Aeußerungen vorläufig ent­
hoben erachte. Allein über den A ntrag  des H errn  D r . 
S u p p a n  mßdjtc id; doch bemerken, daß er nach dein W o r t­
laute des §. 2 0  heute in die D ebatte  nid)t einbczogen 
werden könne; denn w ir berathen heute ein Gesetz, welches 
das M a ß  und die Reihenfolge der Ivncurrenzpflicht der 
P sa rrh o s  und K irchcnbautcn, die N orm en der dießfälligcn 
Concnrrcnz - V erhand lung , endlich die Bestimm ungen über 
die A usführung  der Concurrcuzbautcn regeln soll.

D ie  B era th u ng  dieses Gesetzes und zugleich der B e ­
schluß, daß dasselbe S r .  M ajestä t dem Kaiser zur S a u c -  
tion irung  vorgelegt werden so ll, ist unsere heutige Ausgabe.

E s  ist aber doch etw as sonderbar zu behaupten , ein 
A n tra g , der dahin geht, das Gesetz unter einem über den 
B o rd  zu w erfen , stehe m it der Annahme des Gesetzes in 
unm ittelbarem  Zusam menhange. Id s  g laube, wenn w ir 
heute bcsd)licßen, das Gesetz sei anzunehmen und S r .  
M ajestä t zur S an c tio n irn n g  vorzulegen, so können w ir 
gleichzeitig bod) nicht beschließen, cs sei dasselbe unter 
citiern über den H aufen zu werfen ( O h o !) und die Ablö­
sung des P a tro n a te s  einzuleiten.

P r ä s i d e n t :  Id )  werde an das h. H au s  die A n­
frage stellen, ob der A ntrag des H errn  D r . S u p p a n  am 
Schlüsse der V erhandlung über dieses Gesetz zur Abstim­
mung kommen soll oder iiidjf.

W enn das h. H a u s  beschließen w ill, daß der A ntrag 
am Sd)lussc unserer D ebatte in B era thung  und zur Ab­
stimmung zn kommen habe , so bitte idj die H e rren , sick) 
zu erheben. (Geschieht.) I s t  m it M a jo r itä t angenommen.

B ev or w ir zur Spezialdebatte gehen, suspendirc id) 
die S itzung auf 5  M inuten .

(W ährend der Unterbrechung entfernt sid) Abg. v. Lan­
ger. ■—  Nach wiederaufgenommener S itz u n g :) W ir  be­
ginnen nunm ehr die S pezia ldebatte , und ich ersuche den 
H errn  Berichterstatter die P arag rap hc  einzeln vorzutragen.

Berichterst. K r o m  e r :  (L iest §. 1.)
D ieser P a rag rap h  wurde im Wesentlichen m it der 

R egierungsvorlage übereinstimmend angenommen, N u r  hat 
m an der K aplanei-G ebäudc deßhalb auSdrücklid) erw ähnt, 
w eil sie nach den bisherigen B estim m ungen, wenn eine 
sonstige Verpflichtung nicht v o rla g , gleichfalls im C oncnr- 
rcnzwegc zu erhalten waren.

P r ä s  i d e n t :  W ünscht Jem an d  über den §. 1 das 
W o r t?

Abg. Freih. v. A p f a l t r  c r  n : Id )  bitte die S ty -  
lisirung dieses P a rag rap h cs dürfte zu einer Zweideutigkeit 
führen. E s  hat mich eben die Lesung jetzt daraus auf­
merksam gemacht. Ich  w ill über das P a tro n a t jetzt nid)t 
sprechen, sondern werde m ir bei einer andern Gelegenheit, 
nämlich bei dem bezüglid)en §. 8 das W ort erbitten.

Jedoä) wie hier der §. 1 la u te t; er enthält nämlich 
die W o rte : „oder eines sonstigen RcchtStitcls" könnte wieder 
das P a tro n a t hineinkom men, denn dasselbe wird gewisser­
maßen a ls  ritt Rechtstitc! angesehen (m it metdjem Rechte 
darüber eben sp ä te r) , au s  meid)cm also an dieser S te lle  
des Gesetzes die B arzah lung  fü r die vcrsd)iedenen E rfo r­
dernisse hergeleitet werden könnte; daher id), wenn schon die 
Position  beliebt werden wollte, m ir den Zusatz zu beantragen 
erlaube, „die P atronatsp flich t ausgeschlossen", n u r m it 
dieser Beschränkung könnte dieser P a rag rap h  hineingcnom-

men w erden, wenn schon der §. 8  eine andere C on tribu ­
tion des P a tro n a ts  norm irt.

Berichterstatter K r  o m c r : Id )  bitte die D ebatte  zu 
eröffnen.

P  r  ä s i d e n  t : S ic  ist eröffnet. ( R u f e : die Unter« 
stützungsfragc!)

Abg. B  r o l i c h : Id )  werde bitten . . .
P r ä s i d e n t :  Ich  bitte und) der U nterstützungs­

frage. D ie  D ebatte kann fortgesetzt w erden , b is m ir der 
A ntrag überreicht wird.

Abg. D e  sch m a n n :  Ich  bitte H err Vorsitzender, es 
ist auf den T ite l des Gesetzes vergessen worden, indem m it 
§ . 1 begonnen w urde, ohne daß der T ite l zur Abstimmung 
gekommen wäre.

P r ä s i d e n t :  D e r  T ite l ist übersehen worden. Id )  
bitte denselben vorzulesen.

B crid jtcrstatter K r  o m c r : (L iest den T ite l.)
P r ä s i d e n t :  I s t  gegen den T ite l etw as einzuwenden? 

W enn die H erren m it betn T ite l einverstanden s in d , so 
bitte id) dieselben, sid) zu erheben. (Gcsd)icht.) E r  ist an ­
genommen.

B erid)terstattcr K r  o in c r : D ie  E inleitung ist ganz 
nach der R egierungsvorlage. „ M it  Zustim m ung des Land­
tages M eines H erzogthum es K rain  finde ich anzuordnen, 
wie fo lg t."

P r ä s i d e n t :  W enn  die H erren m it dieser E in le i­
tung einverstanden sind , so bitte id ) , sid) ebenfalls zu er­
heben. (Gcsd)icht.) S ic  ist angenommen. Id )  will später 
die Unterstützungsfrage über den A ntrag des H errn  B a ro n  
v. A pfaltrcrn  stellen. W enn Jem and  über §. 1 noch das 
W o rt zu ergreifen w ünsdst, so bitte id ), fid; dicßfalls zu 
melden.

Abg. B  r  o l i d ) : Id )  wollte n u r daS Einzige a n ­
führen , daß die B cfürd)tung des H errn  B a ra n  A pfaltrcrn  
keine gegründete ist.

D e r  §. 1 enthält n u r allgemeine B estim m ungen, wer 
zu einer solchen B eitragsle istung  verpflichtet is t ,  wer eine 
solche B eitragsleistung  auf sid) übernehmen so ll, nun aber 
zählt cs vor Allem diejenigen a u s , toeldje entweder nach 
einem Gesetze, oder aus einem andern T ite l diese B cr- 
pslid)tung haben , deßwegen aber kann m au den P a tro n  
nid)t in einer doppelten Beziehung zu einer B eitragsle istung  
verpflid)tcn; sondern die Verpflichtung des P a tro n s  w ird 
an dem bestimmten O rte  selbst zur S p rad )c  kommen, und 
dort dürfte dann die Z eit se in , näher zu präzisiren, w ann 
der P a tro n  eine B eitragslc istung  zu übernehmen habe.

P r ä s i d e n t :  D e r  A ntrag des H errn  B a ro n  A pfal- 
trern  geht d a h in , int §. 1 die W o r te : „ober eines sonsti­
gen R echtstitcls" durch Einschaltung des § . 8 innerhalb 
K lam m ern zu erläutern.

Abg. D e  sch m a n n :  Id )  bitte um  das W ort. D e r  
A ntrag des H errn  B a ro n  A p fa ltrc rn , oder vielmehr die 
E rlä u te ru n g , rocldjc H err B a ro n  A pfaltrcrn  hier eingefügt 
wissen w ill, ist ganz überflüssig. D en n  in den gesetzlichen 
B estim m ungen ist die Reihenfolge der zu Kirchcnbautcn 
concurrirenden eine foscfjc, daß zunächst diejenigen ange­
führt w erden , weldjc dnrd) privatred)tliche Verbindlichkeit 
verhalten sind, die Kirchen herzustellen, und diese Kosten 
zu bestreiten, diese werden im  §. 1 erw ähnt. D e r  §. 2 
geht nachdem auf das V erm ögen der Kirchen über. D ie  
weitern P arag rap hc  dann bis §. 8 besprechen die V er- 
pslid)tungen des P frü n d n e rs .

H err B a ro n  A pfaltrcrn  dürfte jcdod) wahrscheinlich auf 
das letzte Alinea dieses ersten P arag rap hcs zu wenig Gewid)t 
gelegt haben , indem es dort ausdrücklid) heißt: „A rt und 
M a ß  der Leistung richtet sid) nach dem besondern Vcrpflich-,



tu n g s titc l."  Nehmen w ir  nun das Patronat in 's  Auge, so 
ist dieses kein besonderer V erp flich tungstitc l, indem ja , wie 
w ir  wissen, nach dem bisherigen Gesetze der bestimmte aliquote 
T h e il festgesetzt war, den der Patron zu leisten ha tte ; auch 
dieses Gesetz bezeichnet cs nicht als einen besondern Vcrpflich- 
tu n g s tite l, sondern stellt nu r den aliquoten T h e il,  wodurch 
die Verpflichtung des Patrons bestimmt w ird , fest.

P r ä s i d e n t :  Ich  bringe den Antrag des Herrn 
B a ro n  A p fa ltrc rn  zuerst zur Unterstützungssrage. Jene 
H e rren , welche diesen Antrag unterstützen w o llen , belieben 
sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist abgelehnt.

Nunm ehr bringe ich den Antrag des Ausschusses in  
der ursprünglichen Fassung zur Abstimmung. Jene Herren, 
welche m it dieser Fassung des §. 1 einverstanden sind, be­
lieben sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen. 
Ich  bitte fortzufahren.

Berichterst. K r o m  e r :  (Liest den §. 2.)
B is h e r konnte das entbehrliche Vermögen der F i l ia l­

kirchen nur dann in  Anspruch genommen werden, wenn die 
M it te l der Mutterkirche nicht ausreichten, daher diese nur 
subsidiarische Beitragspflicht m it den W orten : „ fa lls  dieses 
nicht zureicht" genauer präcisirt wurde.

P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand das W o r t ?
Abg. D r .  T o m a n :  Ich  hätte ein ganz kleines B e ­

denken hinsichtlich eines W ortes. D a s  erste A linea dieses 
Paragraphes spricht davon, in  wie ferne man das V e r­
mögen der Filialkirche in  Anspruch nehmen kann, und das 
zweite, in  wieferne man cs veräußern und belasten kann. 
E s ist im  ersten A linea im  Regicrungscntwurse eine B e ­
dingung gesetzt, in  den W orten „und (wenn) kein beson­
deres Ucbereinkommen entgegen steht." I m  zweiten A linea 
ist eine Bedingung anders gestellt, „a ls  dasselbe weder 
bereits eine andere W idm ung hat." N un das W o rt 
„W id m u n g " entspricht auch als Bedingung in  dem ersten 
A linea vie l besser, als das W o rt „Uebereinkommen." Denn 
was ist das Uebereinkommen? M a n  weiß cS nicht, ob 
es das Ucbercinkommcn früherer Z e it is t, oder ob cs jetzt 
getroffen werden kann; doch das nu r ist maßgebend, was 
und w ofü r das bezügliche Vermögen gewidmet war. I n  
dem Ausdrucke „W id m u n g " liegt gewöhnlich die W idm ung 
des Vermögens der F iliglkirche hinsichtlich der Inanspruch­
nahme der Hauptkirche. Deßhalb substituire ich das W o rt 
„W id m u n g " statt des W ortes „Uebereinkommen", und 
stelle daher den A n tra g , daß dieser Paragraph so lau te : 
„und keine besondere W idm ung entgegen steht.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Abg. B  r  o l  i  ch; Ich  muß mich gegen diese Ausle­

gung des H errn D r .  Tom an aussprcchen. M a n  muß hier 
die beiden Absätze 1. und 2. A linea genau lesen und dann 
w ird  man sehen und finden, daß diese beiden Absätze ge­
rade von ganz andern Gegenständen sprechen.

I m  ersten Absätze heißt es : „zu r Bedeckung der Kosten 
ist zunächst das entbehrliche freie Einkommen des betreffen­
den Gotteshauses, und fa lls  kein besonderes Uebereinkommen 
besteht, auch jenes der dazu gehörigen Filialkirche zu 
verwenden."

D e r zweite Absatz aber handelt von der Belastung 
des Kirchcngutes des allgemeinen Stammvcrmögens der 
K irche, und das Stammvermögen der Kirche darf zum 
Bane der F ilialkirche nicht genommen werden, wenn das­
selbe eine anderweitige W idm ung hat.

H ie r ist es ganz in  der O rdnu ng , daß von „W id -  
ntm tg‘( gesprochen w ird , und dort von der Verwendung 
des Filialkirchenvermögens, dann, wenn kein besonderes 
Uebercinkommcn dagegen steht.

Ich  finde es natürlich , daß ein Uebercinkommcn statt­
finden könne, wenn eine Filialkirche gebaut w ir d ; ich 
nehme a n , daß bei dem Baue der F ilialkirche zwischen der 
Mutterkirche und der Filialkirche oder der dießbezüglichen 
Insassen ein Uebereinkommen getroffen worden is t, wenn 
das Vermögen der Filialkirche zur Mnttcrkirchc verwendet 
werden sollte; daher ich im  ersten Alenea ganz gut finde, 
daß das „Uebereinkommcn" gesetzt w ir d , in  der zweiten 
aber „W id m u n g ."

Abg. D r .  T o m a n :  Ich  bitte doch noch ein W ort.
Berichterst. K  r  o m c r : Ich  bitte die Unterstützungs- 

frage zu stellen.
Abg. D r .  T  o nt a u : Ich  werde den Antrag stellen.
W er diese zwei Absätze zu einander vergleicht, der 

w ird finden , daß ich ohnehin jeder Erwiderung gegen 
die Bemerkung des H errn  Vorredners B ro lich  enthoben 
bin. Ich  habe nu r die B ed in gun g , die im  ersten und 
zweiten A linea gestellt is t, besser stylis irt haben wollen, 
und zweifle gar nicht, wenn ich auch nicht auf das zweite 
Alinea gesehen hätte, wenn das erste fü r  sich hier allein 
stünde, gewiß besser getroffen is t, was der S in n  beab­
sichtiget, durch „W id m u n g " als durch „Uebercinkommen."

D ießfallS  habe ich schon die Bemerkung gemacht, als 
ich die Ehre gehabt habe, in  das bezügliche Comite in 
W ien von betn H errn  StaatSminister berufen gewesen zu 
sein und hat selbst der Referent diese W orte genehmiget. 
W arum  in  der Regierungsvorlage dieses W o rt nicht hieher 
gekommen is t ,  weiß ich nicht.

Ich  bitte übrigens die Untcrstützungsfrage zu meinem 
kleinen Amendement zu stellen.

P r ä s i d e n t :  H e rr D r .  Tom an hat das Amen­
dement gestellt, daß im  ersten A linea statt des W ortes 
„Uebereinkommen" das W o rt „W idm u ng" zu setzen wäre. 
Jene H e rren , welche diesen Antrag unterstützen wollen, 
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist unterstützt.

S ta tth . Freih. v. S c h l o i ß n i g g :  Obgleich alle 
und die höchste Achtung verdienenden S ty lis tike r fü r  diese 
Aenderung sich erklärt haben, erlaube ich m ir  doch eine 
Bemerkung zu machen; ich meine, daß dieses W o rt ganz 
gut und richtig gewählt ist. E s spricht das erste A linea 
von dem freien Einkommen, und das zweite vom S tam m - 
vermögen.

D ie  Idee des freien Einkommens schließt, glaube ich, 
nach der bisherigen gesetzlichen Uebung die Idee einer 
W idm ung aus. Es besteht eben darin das freie Einkom­
men, daß cs keine W idm ung hat.

W idm ung ist im  gesetzlichen S in n e , und hier können 
w ir nu r den annehmen, dasjenige, was durch S tiftungen  
v in cu lirt und gewidmet ist. D a s  kann also bei dem ersten 
Alinea gar nicht stattfinden, und kann hier nur die Rede 
sein von einem Uebercinkommen, welches zwischen den 
Vertretern der M u tte r und der F ilialkirche gepflogen 
worden ist.

W ir  sehen späterhin, daß die Filialkirchen gar keinen 
Anspruch auf eine Unterstützung von der Mutterkirche haben, 
dagegen die Mutterkirche unterstützen müssen.

E s kann nun ganz wohl sein, daß bei einer F il ia l­
kirche zur Erleichterung des Gottesdienstes und zur V cr- 
mttibertrag der Ausgaben der Haüptkirche, gewisse Einrich­
tungen getroffen werden, wogegen die Vertreter der F ilia le  
das Uebereinkommcn m it den Vertretern der Mutterkirche 
treffen, daß ih r  Vermögen niemals fü r  die Mntterkirche 
darf verwendet werden. Und das ist hier der S in n . W enn 
w ir sagen würden „W id m u n g ", so würde dieß den ganzen 
Zweck dieses A linea aufheben.



Abg. D r .  T o m a n :  M ich haben die klaren G ründe 
S r .  Excellenz des H errn  S ta t th a l te rs  belehrt. Ich  ziehe 
den A ntrag zurück. (B r a v o , B ra v o .)

P r ä s i d e n t :  Ich  bringe demnach den §. 2 in der 
Fassung, in der er vom Ausschüsse gestellt w orden, zur 
Abstimmung. Jene H e rre n , welche m it dieser Fassung des 
§. 2 einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) 
E r  ist angcnominen.

Berichterstatter K r  o m  e r : (Liest §. 3 .)
H ier wurde lediglich das W o rt „H ausgenossen" und 

zw ar deßhalb eingeschaltet, weil m an angenommen hat, daß 
der P frü n d n e r , wenn er schon fü r das Verschulden seiner 
D ienstleute haften m u ß , fü r die ihm leichter entbehrlichen 
H ausgenossen um  so m ehr haftend erklärt werden müsse.

P r ä s i d e n t :  W ünscht Jem and  zu §. 3 daö W ort 
zu ergreifen? (E s  meldet sich N iem and.) Nachdem sich N ie­
m and zum W orte m eldet, so bringe ich den §. 3 zur Ab­
stimm ung.

Abg. D r .  S u p p  a n :  Ich  w ürde m ir erlauben zu 
beantragen, daß der Beisatz, welchen das (Somite hier der 
R egierungsvorlage beigefügt h a t, nämlich die W orte „ober 
H ausgenossen" wegbleiben möchten. E s  ist w a h r , daß der 
P fründner für die Schuld und Nachlässigkeit seiner D ienst­
leute und aller solcher H ausgenossen, die er selbst in den 
P fa rrh o f hinein n im m t, zu haften hat und haften so ll; 
allein die P frü n d ner haben auch theilweise derartige H a u s ­
genossen, welche sie sich nicht selbst ausw ählen, großentheils 
wohnen auch Kapläne int P fa rrg ebäu d c , und es ist da 
doch einigermaßen h a r t ,  daß m an den P fründern  fü r eine 
B eschädigung, welche durch derartige von ihm nicht ge­
wählte Hausgenossen verursacht w ird, verantwortlich machen 
soll. D eßhalb  würde ich beantragen , daß es bet dem 
Texte der R egierungsvorlage sein Verbleiben haben m öge.

Fürstbischof D r .  W i d m e r :  Ich  bitte n u r eine B e ­
merkung zu machen.

S o  sehr ich das achte, muß ich doch a ls Bischof mich 
gegen diese Bemerkung erklären, denn ich wünsche, daß die 
K apläne gerade un ter recht ordentlicher Aufsicht sind ( B r a v o ! 
H eiterkeit!), wenn also die Kapläne in der W ohnung etwas 
beschädigen, so ist es die Pflicht, den Schaden zu ersetzen 
(B ra v o ,  B ra v o !  Heiterkeit!)

Abg. B r o l i c h :  Ich  muß in der Beziehung noch 
etw as weiter gehen; der P fründner könnte ja  auch einen 
V ate r oder einen B ru d e r haben , deren Aufführung eben 
nicht die solideste is t ,  diese gehören nicht zu den D ienstbo­
te n , und würde die Entschädigung von diesen erfolgen, so 
m uß er umsomehr die Entschädigung für die leisten, die 
seine eigenen Leute verursachen. Ich  unterstütze den A ntrag 
des Ausschusses.

Abg. D r .  S u p p  a n :  Ich  ziehe meinen A ntrag
zurück. (Heiterkeit.)

Berichterstatter K r  o m e r : Ich  bitte abstimmen zu lassen.
P r ä s i d e n t :  Nachdem Niem and das W ort ergreifen 

w ill , und der A ntrag des D r .  S u p p a n  zurückgezogen ist, 
so bringe ich den §. 3  der Fassung des Ausschusses zur 
Abstimmung. Jen e  H e rre n , welche m it dieser Fassung ein­
standen sind , mögen sich erheben. (Geschieht.) D e r  An­
trag  ist angenommen.

B erichterstatter K r  o m e r : (Liest §. 4 .)
D ieser P a rag rap h  wurde lediglich stylistisch geändert, 

und darin  der S a tz  „die jedem M iether aus Eigenem zu 
tragen ob liegen", au s  dem G runde weggelassen, weil nach 
dem et. b. G . B .  derlei A uslagen der M iether in der 
R egel nicht zu bestreiten hat.

P r ä s i d e n t :  W ünscht Jem and  über diesen P a r a ­
graph etw as zu bemerken.

Abg. Dechant T o m a n :  Ich  würde hier um  eine 
Aufklärung bitten. D ie  meisten P frü n d n er, welche G ru n d ­
stücke haben , haben die O bliegenheit, jährlich ein gewisses 
Q u a n tu m  auf die Verbesserung der W irthschaftsgebäude, 
überhaupt des P fa rrh o fcs der sogenannten sa r ta  tecta , zu 
verwenden. D a  werden aber Gegenstände berührt, welche 
er aus Eigenem zu bestreiten h a t, Fenster, B ö d en , D ächer, 
Schlösser re. Jetzt frage ich, ist dieser B e tra g , den er 
jährlich fassionsmäßig zu verwenden h a t ,  auch auf diese 
genannten Gegenstände zu verw enden? O b  z. B .  K leinig­
keiten, Fensterscheiben? für diese versteht cS sich selbst, w ird 
der P frü n d ner sich nicht eine Q u ittu n g  ausstellen lassen, 
aber die W irthschaftsgebäude sind meistens m it S tro h  ge­
deckt, und cs ergibt sich jedes J a h r  die Nothwendigkeit, 
daß m an einen T heil des D aches m it S tro h  neu eindecken 
m uß. N un  frage ich, kann er diesen B e t r a g , bett er aus 
die Eindeckuug der H älfte des D aches verwendet h a t, m it 
der Q u ittu n g  ausw eisen, daß er denselben rechtmäßig a u s ­
gewiesen h a t,  oder werden diese Sachen  gar nicht berücksich­
tig t?  W enn er beim Abtritte von der P fründe mehrere 
Q u ittu ng en  a u sw e is t, die auf den R eligionssond fallen, 
und der Commissär könnte vielleicht einw enden, daß der 
P fa rre r  ohnehin vermöge des P arag rap hes die A uslagen 
zu bestreiten habe. E s  ist hier einer willkürlichen A usle­
gung R au m  gegeben, und ich würde daher beantragen, daß 
cs heiß t: „Kleinere A uslag en , die Rauchfangkchrcrbcstcl- 
lu n g , dann die gewöhnliche Ausbesserung der Bedachung, 
der B öden , O cfcn, T hüren , Fenster, Schlösser u. f. w., hat 
der P fründner bei P sa rrho f und W irthschaftsgebäuden m it 
dem fassionsmäßigen, fü r die sogenannten sa r ta  tecta jährlich 
zu verwendenden B etrage gleichfalls allein zu bestreiten", 
also m it diesem B e tra g e , der ih r ohnehin schon zur B e -  
streituug der sa r ta  tecta schon vorschriftsmäßig angewiesen ist.

P r ä s i d e n t :  Ich  stelle vor Allem die Untcrstützuugs- 
frage. Jen e  H e rre n , welche diesen Zusatzantrag des H errn  
Dechant T om an  zu unterstützen wünschen, bitte ich , sich 
zu erheben. (E s  erhebt sich N iem and. R u fe : Versteht sich 
von selbst.) E r ist nicht unterstützt. Ich  bringe den A n­
trag  des Ausschusses zur Abstimmung. W enn die H erren 
m it der Fassung des §. 4  einverstanden s in d , so bitte ich 
dieselben, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen.

Berichterstatter K r o m  e r :  (Liest §. 5 .)
H ier wurden statt des in  der R egierungsvorlage vor­

handenen W ortes „fassionsm äßig" die W orte eingeschaltet: 
„L aut der von der Concurrenz richtig befundenen, oder 
über allfällige Einsprache richtig gestellten F ass io n ,"  und 
zw ar aus dem G ru n d e , weil die nach dem P frü n d ner zur 
Concurrenz B erufenen zu begehren berechtiget sind, daraus 
zu d ringen , daß vorerst der P fründner jenen B e itrag  leiste, 
welchen auch sein wirkliches Einkommen enthält. D ieses 
ih r Recht w ird jedoch ganz illusorisch, wenn sie die R ichtig­
stellung einer wie imm er oberflächlichen Fassion gar nicht 
anfordern dürfen.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jem and  das W ort zu 
ergreifen?

Abg. Dechant T o m a n :  Jeden fa lls  hat die Concur- 
renz das Recht, Einsicht zu nehmen in  die Fassion des 
P frü n d ners  und auch Anstand zu erheben, Einwendungen 
zu m achen, vielleicht auf gewisse Gegenstände aufmerksam 
zu m achen, von denen die Concurrenz vielleicht in Zw eifel 
is t , ob dieser Gegenstand in der Fassion sich befindet oder 
nicht. Allein hier heißt e s , daß die Fassion von der Cou- 
currenz richtig zu befinden sei, ober daß die Concurrenz das 
Recht habe , die Fassion richtig zu stellen. Ich  würde 
g lauben , daß die Coucurrenzmitgliedcr nicht das Recht 
haben , die Fassion richtig zu stellen, und ich würde die



Einschaltung dcs W ortes beantragen, zu den übrigen B a u ­
gebühren fü r dieses Gebäude haben die Kirchenpfründner 
dann beizutragen, wenn ihre Pfründe la u t der Don der 
Concnrrenz richtig befundenen oder über allfä llige Einsprache 
„von  der competent«! Behörde" richtig gestellten Fassion 
cut jährliches Einkommen von mehr als 500  f(. öst. W . 
abw irft.

P r ä s i d e n t :  W ird  das Amendement dcs H errn 
Abg. Dechant T om an , welches dahin geht, daß im  §. 5 
vor bett W orten „richtig gestellt" die W orte „von  eompe- 
tenter Behörde" eingeschaltet werden, unterstützt? (G e­
schieht.) E s ist hinlänglich unterstützt. Wünscht Jeinand 
der Herren noch das W o rt zu ergreifen?

Abg. B  r  o l  i ch : Ich  wollte nur eine kleine Berich­
tigung bezüglich des Antrages des H errn  Dechant Tom an 
anbringen.

Dechant Tom an meint das W o rt „richtig befunden" 
zu beanständen; allein dieser Ausdruck ist ganz in  der 
O rd n u n g , denn cs heißt h ie r : „W enn  ihre Pfründen laut 
der von der Coneurrenz richtig befundenen oder richtig ge­
stellten F a s s i o n d e n n  die Coneurrenz kann die Fassion, 
welche der P fa rre r oder der P fründner vo rleg t, richtig finden, 
das ist ganz in  der O rdnung. Es heißt „rich tig  befunden," 
dann braucht es wohl keiner weiteren E rö rte rung , wenn 
die Coneurrenz selbst es richtig findet. D en ersten A us­
druck hat der Dechant Tom an schon nicht in  der O rdnung 
gefunden. (R u fe : N e in .) N un  den zweiten; ich komme 
schon da ra u f: „O d e r über a llfä llige Einsprache richtig ge­
stellten Fassion;" es versteht sich von selbst, wenn die 
Coneurrenz gegen die Fassion Einsprache erhoben h a t, so 
hat dann dieser Widerspruch oder diese Einsprache beur­
the ilt und die Fassung richtig gestellt zu werden. I n  jeder 
Beziehung aber muß man annehmen, daß die Einschaltung 
„von der eompetenten B e h ö rd e ", wenn nicht ganz über­
flüssig, so dach der Kürze wegen nicht recht passend wäre, 
da eine Fassion nur denjenigen Behörden und jenen Herren 
vo rlie g t, welche dazu berufen sind, dieselbe richtig zu stellen, 
und es w ird  Niemand bezweifeln, daß die Fassion von 
denjenigen geprüft w ird ,  welchen die P rü fung  zusteht.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Abg. Dechant T o m a n :  Wenn die Fassion richtig 

befunden w ird ,  dann ist es natürlich nicht nothwendig, sie 
zu ändern und sie w ird  natürlich als Grundlage der B e i-  
tragsleistung angenommen; allein wenn der geehrte H err 
Vorredner m e in t, daß es sich von selbst verstehe, daß die 
Fassion von der eompetenten Behörde als richtig gestellt 
erklärt werden m uß , so sehe ich nicht e in , warum dieses 
W o r t ,  welches allen zweideutigen Erklärungen vorbeugt, 
nicht aufgenommen werden könnte. Verschiedene Ausleger 
konnten auch verschieden auslegen.

P r ä s i d e n t :  H e rr Berichterstatter!
Berichterstatter K r  o m e r :  B e i derlei Coneurrenz- 

verhandlungen w ird  in  der Regel auch die Fassion den 
Coneurrenten zur Einsicht vorgelegt. N u n  diese, glaube 
ich, sollten das Recht haben, entweder die Fassion als 
richtig zu erklären, oder aber a llfä llige Einsprachen vorzu­
bringen. W enn sie die Einsprache vorbringen, so ist es 
selbstverständlich, daß sie nicht auch berechtiget sein können, 
die Fassion nach eigenem Ermessen endgiltig richtig zu stellen, 
sondern daß hiezu eine andere Behörde nothwendig sei. 
M e ine r Anschauung nach ist es also nicht nothwendig, daß 
die W orte „von  eompetenter Behörde" eingeschaltet würden, 
w e il es sich von selbst versteht, daß in  solchen Fä llen , wo 
Cinwendungeu gegen die Richtigkeit der Fassion sich ergeben, 
dieselbe immer der competent«! Behörde zur Richtigstellung 
vorzulegen ist.

X X II I .  Landtags - Sitzung.

S ta tth a lte r Freiherr v. S  ch l  o i  ß n i  g g : W er die 
Fassion richtig zu stellen hat und wie diese bisher geschehen 
is t, ist den Herren ohnehin zur Genüge bekannt. Nachdem 
der Ausschuß, wie der H e rr Berichterstatter gesagt hat, 
durchaus daran keine Aenderung vornehmen w i l l ,  so glaube 
ich, daß es sich in  diesem Falle gerade nur um einen sty li- 
stischen Zusatz handeln dürfte. D e r Zw eife l ist allerdings 
und ich glaube, er w ird  Jedem auffa llen, der den P ara ­
graph liest. H e rr Dechant Tom an hat ihn erhoben und 
er kann sich bei andern auch erheben. Deßhalb glaube ich, 
daß auf irgend eine Weise, und wäre es die Einschaltung 
der W o rte , wie sie H e rr Dechant Tom an angetragen hat, 
die Sache zweifellos zu stellen wäre. W ie das hier sty li- 
sirt is t, könnte man wirklich glauben, daß die Coneurrenz 
die Fassion richtig zu stellen hat.

Fürstbischof D r .  W  i  d m e r : I m  muß mich der Aeuße­
rung S r .  Excellenz um so mehr anschließen, da ich aus 
Erfahrung weiß, was gewisse Rechtsgelehrte in  P atronats­
sachen fü r Einwendungen machen (H e iterke it); es ist am 
Besten, daß man die Behörde kennt, welcher die R ichtig­
stellung zukömmt. (B e ifa ll;  R u fe : S eh r gut.)

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Berichterstatter K r o m  e r :  W enn es zur K larhe it 

der S ty lis iru n g  d ient, dann habe ich im  Namen des A us­
schusses nichts dagegen; Gesetze sollen klar fein. ( B r a v o !)

P r ä s i d e n t :  Nachdem der Ausschuß durch den 
Herrn Berichterstatter erk lä rt, daß er gegen den Zusatz- 
antrag des H errn  Dechant Tom an nichts einzuwenden habe, 
so begibt sich die Abstimmung über das Amendement des 
Herrn Dechanten von selbst. (R u fe : Z u r  Abstim m ung!) 
Nachdem der Ausschuß selbst a n n im m t. . .

Abg. D r .  T o m a n :  Ueber den ganzen §. 5 muß 
abgestimmt werden.

P r ä s i d e n t :  Natürlich. Ich  bringe also den P ara ­
graph in  der neuen Fassung zur Abstim m ung, daß nämlich 
vor bett W orten „rich tig  gestellt" die W orte „von  der eom- 
petenten Behörde" eingeschaltet würden.

Jene H erren, welche m it dieser Fassung einverstanden 
sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist an­
genommen.

Berichterstatter K r o m  e r :  (Liest §. 6 .)
Dieser Paragraph wurde nämlich nur stylistisch geän­

dert, w e il eS nach dem Entwürfe des Ausschusses schneller 
klar stehen dü rfte , wie viel der P fründner je nach dem 
Maße seines Einkommens in  jedem einzelnen Falle beizu­
tragen hat.

P r ä s i d e n t :  I s t  über diesen Paragraph etwas zu 
bemerken ? (E s meldet sich N iemand.) Wenn nichts da­
gegen bemerkt w ir d , so bringe ich den Antrag zur Abstim­
mung. Jene H erren , welche damit einverstanden sind, 
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) D e r Paragraph ist 
angenommen.

Berichterstatter K  r  o m e r : (Liest den §. 7.)
I n  der Regierungsvorlage wurde fü r den F a ll ,  daß 

der P fründner in  Ratenzahlungen seine Tangente zu leisten 
sich erbietet, die Ausstellung eines Baubrieses vorgeschrieben; 
der Ausschuß war jedoch der Ansicht, daß die Verpflichtung 
des Pfründners zu Ratenzahlungen auch im  Coneurrenz- 
VerhandlungS-Protoeolle aufgenommen werden könne. Daher 
der Schlußsatz der Regierungsvorlage, betreffend die E r ­
richtung eines Baubriefes als eine unnothwendige Cautele 
hier weggelassen wurde. Dagegen hat der Ausschuß statt 
dieses Schlußsatzes die mehr wesentliche Bestimmung auf« 
genommen, daß die Verpflichtung zu obgedachten Raten­
zahlungen, so weit sie der Pfründner nach der genehmig­
ten Zufristung nicht selbst zu leisten hatte , auch auf das



Jnterculare und auf den Nachfolger im  Pfründengenussc 
übergehe, denn selbstverständlich w ird  hier nu r fü r  die vor­
aussichtliche Fruchtnießung ein B e itra g  angesprochen, daher 
letzteren jeder Frnchtuicßcr nu r nach der D auer seines w irk­
lichen Genusses zu leisten hat.

P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand über diesen P a ra ­
graph daS W o rt zu ergreifen? (Nach einer Pause.) Nach­
dem Niemand zum W orte sich ine ldct, bringe ich den §. 7 
zur Abstimmung.

Jene H e rre n , welche m it der Fassung dieses P ara - 
graphcs einverstanden s ind , bitte ich, sich zu erheben. (G e­
schieht.) §. 7 ist in  der ursprünglichen Fassung ange­
nommen.

Berichterstatter K  r  o m e r : (Liest den §. 8.)
I m  ersten Absätze dieses Paragraphcs wurde das W o rt 

„A us lagen" durch das mehr einschränkende und näher be­
zeichnende W o rt „B anaus lagen " ersetzt, w e il der P atron 
fü r  die Kircheneinrichtnng und fü r  sonstige Kirchcnersorder- 
nisse auch bisher nichts beizutragen hatte. Dagegen wurde 
im  zweiten Absätze die BcitragSquotc des P atrons statt 
im  sechsten The ile , wie diese die Regierungsvorlage bean­
tra g t,  auf den fünften T h e il des noch unbedeckten A u f­
wandes festgestellt, indem er bisher den dritten T h e il zu 
leisten hatte , daher durch die Rcducirung dieses Beitrages 
auf den fünften T h e il die eingetretene Aenderung der V e r­
hältnisse zureichend berücksichtiget erscheint.

P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand über §. 8 daS W o rt 
zu ergreifen ?

Abg. D r .  S  n p p a n : Ich  habe bereits in  der Ge­
neraldebatte bemerkt, daß ich zu §. 8 den Zusatzantrag 
dahin einbringen werde, daß die gesetzlich bestehende V e r­
pflichtung des P atrons einstweilen noch weiterhin fortzu­
bestehen habe. Ic h  berufe mich im  Allgemeinen darauf, 
was ich in  der Generaldebatte gesagt habe, insbesondere 
auf den Um stand, daß ich es nicht fü r  zweckmäßig halte, 
daß die Lasten des P atrons von der Ablösung bereits ge­
setzlich vermindert werden, und stelle demnach den Antrag 
dah in , daß im  §. 8 in  der ersten A linea zwischen den 
W orten „P a tro n "  und „ in  Anspruch zu nehmen" einge­
schaltet werde „ in  dem bis jetzt gesetzlich bestehenden A us­
m aß e," so daß also der Satz lauten w ürde : „ Z u r  B e ­
streitung der durch die Anwendung der voranstehenden B e ­
stimmungen (§§. 1 — ■ 7) nicht bedeckten Bauauslagen ist 
zunächst der P a tron  in  dem bis jetzt gesetzlich bestehenden 
Ausmaße in  Anspruch zu nehm en," und daß dann die 
zweite A linea wegzubleiben hätte.

Abg. D r .  T o m a n :  Ich  stehe auf demselben S ta n d ­
punkte, wie H e rr D r .  S u p p a n ; doch möchte ich eine andere 
Aenderung dieses Paragraphes beantragen. D e r P a tron  
hatte , wie selbst der Berichterstatter in  der M o tiv irn n g  
gesagt h a t, bisher den dritten T h e il zu leisten, und nach 
dem Berichte sollte er n u r wegen maßgebender geänderter 
Verhältnisse jetzt ein Fünfte l, nach der Regierungsvorlage sogar 
ein Sechstel leisten. M i r  scheint vor der Hand fü r  die 
Patrone genug Rücksicht genommen zu sein, wenn der 
W erth  der Handlanger- und Zugarbeitcr abgerechnet w ird , 
welcher bisher auch selbst die Patrone tragen mußten. 
( R u f : D a s  ist nicht richtig.) D aher beantrage ich , daß 
der ursprüngliche M aß stab , der ursprüngliche B e itra g  der 
Patrone auch aufrechterhalten werde, so zw ar, daß ledig­
lich statt des W ortes % gesetzt werde V3.

A u f diesen Boden stelle ich mich deßhalb, wie ich 
anfangs erklärt habe, w e il das den rechtlichen Maßstab, 
die juridische Richtigkeit in  sich enthä lt, und auf G rund ­
lage dessen endlich auch die Ablösung geschehen soll.

W enn nun hinsichtlich des Maßstabes eine so wesent­
liche Aenderung gemacht w ird ,  so weiß ich n icht, wie ans 
G rund eines unrichtigen veränderten Maßstabes die E n t­
schädigung zu treffen w ä re ; ich beantrage daher, daß statt 
des W ortes 7$ gesetzt werde 7S.

P r ä s i d e n t :  Ich  bitte, die Anträge m ir  schriftlich 
zu übergeben.

D e r Antrag des H errn  D r .  S uppan lautet dah in :
„D e r  h. Landtag wolle beschließen: E s werden im  

ersten A linea des §. 8 zwischen den W o rte n : „P a tro n "  
und „ in  Anspruch zu nehmen" die W orte  e ingefügt: „ in  
dem bis jetzt gesetzlich bestehenden Ausmaße" und es habe 
die zweite A linea des §. 8 wegzubleiben."

Ic h  stelle die Uuterstützungsfrage. Jene Herren, welche 
diesen Antrag zu unterstützen gedenken, bitte ich , sich zu 
erheben.

(E in ige M itg lied e r erheben sich.) E r  ist beseitiget.
D e r Antrag des H errn  D r .  Tom an lautet dah in :
„D e r  hohe Landtag wolle beschließen: I m  §. 8, 

A linea 2 scl statt des W ortes fü n f t e n  zu setzen: d r i t t e n . "
W enn die Herren diesen Antrag zu unterstützen w illens 

s ind , bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist ge­
hörig unterstützt, ich eröffne die Debatte hierüber.

LandcShauptm.-Stellv. v. W  n r  z b a ch : Ich  bitte m it 
das W o rt.

W enn ich mich gegen den Antrag des H errn  Abg. 
D r .  Tom an ausspreche, so erlaube ich m ir  nu r vorläu fig  
zu bemerken, daß ich wohl Gutsbesitzer aber kein P a tron  
b in , daher ich nicht p ro  domo mea spreche. (Heiterkeit.) 
E s ist uns hier von S r .  fürstbischöflichen G naden, welche 
dießfalls im  Hanse wohl die kompetenteste Persönlichkeit 
sein dü rfte , gesagt worden, daß kraft der kanonischen Ge­
setze und kraft des kirchlichen Herkommens seit dem B eg inn  
der Ausbreitung des Christenthums bis gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts dem Patrone rechtsverbindlich keine 
Lasten obgelegen sind. Es ist uns ferner von der nä m li­
chen hohen Seite gesagt w orden, daß in den 80ger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts zwar durch kais. Verfügungen, 
jedoch ohne die betreffenden Persönlichkeiten, welchen neue 
Verpflichtungen auferlegt w urden, zu hören, den Patronen 
neue, jeden Rechtsgrnndes entbehrende Lasten von der Re­
gierung aufgebürdet wurden.

M eine Sache ist cs hier n icht, zu untersuchen, ob 
die Regierung berechtigt war, seinerzeit, wenn auch ein ab­
solutes Regime bestand, Personen Lasten aufzulegen, die 
ihnen rechtlich nicht obgelegen sind.

Ich  würde es in  Abrede stellen.
M a n  un te rw irft sich einer solchen V e rfü gun g , behält 

sich jedoch den im  Natnrrechte gegründeten Protest auf 
bessere Zeiten vor.

D ie  Domänen-Besitzcr haben, so weit sie Patrone 
w aren, die dießfälligcn Lasten getragen; allein es gab 
dieß fa lls, wie bekannt, ewige Streitigkeiten und die ver­
schiedenartigsten Entscheidungen sind dießfalls gefüllt worden. 
Ich  glaube, daß in  dem Verhältnisse zwischen deut P a tro ­
na ts-Inhaber und der Kirche einzig und allein das kano­
nische Recht maßgebend sei. Ich  bin in t kanonischen Rechte 
genug erfahren, daß ich hier meine Zustimmung zu dem, 
wie Se. fürstl. Gnaden geäußert haben, ans voller Ueber­
zeugung anssprcchcn kann. N irgends ist in  den kanonischen 
Rechten den Patronen irgend eine rechtliche Verpflichtung 
zu Beiträgen bei kirchlichen Bauten auferlegt worden. D a  
ich von dem Grundsätze ausgehe, daß in dem Verhältnisse 
zwischen P a tron  und Kirche nur die kirchliche Gesetzgebung 
maßgebend fe i, so kaun ich die dießfälligeu politischen V e r­
fügungen rücksichtlich der P a tronate , welche bereits vor



b e ra t E rlassu n g  b estan d en , in  E rw ä g u n g  des G ru n d sa tzes , 
daß  Gesetze nicht zurückw irken , a l s  zu Recht bestehend nicht 
anerkennen. ( R u f e : O h o !)

D iese  Ansicht w ird  auch gerechtfertigt durch die in  der 
neuesten Z e it in  dieser R ich tu ng  von der hohen R eg ie ru n g  
beliebten V erfü g u n g en .

W e n n  ich w eiter den A usschnßbericht in 's  A uge fasse, 
so h a t derselbe a l s  M o t i v ,  daß er die jetzige B e la s tu n g  
des P a t r o n s  bei B a u te n  au f den fünften  T h e il  herabgesetzt 
h a t ,  insbesondere die geänderten  Z e itverh ältn isse  an gefü hrt.

Ic h  g la u b e , w enn m a n  der B illig k e it irgendw ie Gehör- 
geben w il l ,  so w ird  m an  sa g e n , daß die P a tro n a tsb esitze r, 
welche in  der R e g e l ,  m a n  kann sa g e n , a u s n a h m s lo s ,  zu 
gleicher Z e it  G u ts h e r re n  w a r e n , in  u nserer Z e it, nach dem 
J a h r e  1 8 4 8  w o h l einige M i ld e , einige B erücksichtigung 
anzusprechen berechtiget sind. (H eiterkeit.)

Ic h  habe h ier v e rn o n n n e n , daß die G ru u d e n tla s tu n g  
ausschließlich n u r  zum  V o rth e ile  der G u tsh e r re n  und  zum 
N achtheile der gewesenen U n te rth an en  durchgeführt w urde. 
N u n  dieß ist der gewöhnliche G esang  J e n e r ,  welche die 
im  J a h r e  1 8 4 8  verfüg te A u flö su ng  des v era lte t gew orde- j 
t r a t  U n te r th a n s  - V erh ä ltn isses  b e d a u e rn , gerade J e n e r ,  
welche w ünschen , daß die V erh ältn isse  v o r dem J a h r e  1 8 4 8  
w ieder zu r G e ltu n g  käm en. I c h  aber w erde stets jenen 
T a g  einen glücklichen p re ise n , an  welchen dem leidigen, 
durch den Z eitge is t v e rn rth e ilte n  F e u d a l - V erh ältn isse  ein 
E nd e gemacht und  d a s  U n te rth a n sb a n d  g e lö s t w urde. O b  
die G u ts h e r re n  oder die gewesenen U n te rth an en  dabei p ro -  
sp e rir t h a b e n , dieß zu e rö r te rn ,  ist h ier w eder der O r t  
noch die Z e it. S o l l te  ich mich aber d ieß fa lls  aussprechen, 
so w ü rde  ich sa g e n , daß  jener G r u n d h e r r ,  welcher seine 
G ü te r  g u t v e rw alte t h a t ,  durch die G ru u d e u tla s tu u g  S c h a ­
den gelitten . J e n e r  G ru n d h e rr  a b e r ,  der schlecht ver­
w a lte t h a t te ,  durch die E n tla s tu n g  doch gewiß nichts ge­
w onnen  hat.

W en n  der in  G o t t  ruh en de M arsch a ll G r a f  N u g en t 
bei der G ru n d e n tla s tu u g  bei seinen G ü te rn  R osiljevo  und  
K ostel g u t durchgekommen i s t ,  so kaun ein G leiches von 
den ü b rig e n  G utsbesitzern  im  Laude w ahrlich  nicht behauptet 
w erden . I h r e n  sichtlich verschlim m erten V e r m ö g e n s - V e r ­
hältn issen  R echnung t r a g e n ,  befü rw o rte  ich den A usschuß- 
A n tra g .

A bg. D e r b i t s c h :  Ic h  bin  ganz der Ansicht des 
H e rrn  V o r re d n e r s ,  daß die v o rm a lig en  D o m in ie n , in  so 
ferne sie auch P a tro n e  w aren  und  noch s in d , einige B erück­
sichtigung anzusprechen berechtiget s e in , w ie sich der H e rr  
V o rre d n e r  ausgedrückt h a t. N u n  g laube ich , daß in  dem 
A n trag e  des H e rrn  D r .  T o m a n  diese B erücksichtigung 
b ere its  ausgesprochen w orden  ist. E s  ist zw ar der A n tra g  
allgem ein h in geste llt, daß der P a t r o n  m it V8 T h e il  eon- 
eurrenzpflichtig  se i; es i s t ,  so viel ich mich e r in n e re , in  
der V o rla g e  ü ber die R eg e lu n g  des S c h u lp a trv n a te s  und 
ü b e r die C oneurrenzpflich t zu r H erste llu ng  und  E rh a ltu n g  
der S ch u lgebäu de in  dem ersten P a ra g ra p h  der G rundsatz  
au sgesp ro ch en , daß die S c h u lp a tro u a te ,  in  so ferne sie tut 
Gesetze gegründet s in d , zu entfallen  h aben . M e in e s  W is ­
sens g laube ich nicht zu i r r e n ,  daß in  K ra m  alle Schutz- 
p a tro n a te  im  Gesetze gegründet s in d ; sie beruhen  nicht au f 
privatrechtlichem  T i t e l ,  sie sind, so z u s a g e n ,  ein A ppendix 
des K irch eup atrou ates . ( R u f :  I m  S chuleodex .)

B ek an n t ist e s ,  daß  die E rrich tu ng  der S c h u le n  in 
unserem  L an d e , ein wirklich n o thw end iges und  ersehntes 
B e d ü rfn iß  is t ,  u nd  daß die P a tro n e  fü r  die H erste llung  
der S ch u len  in  der letzten Z e it  am  m eisten in  A nspruch 
genom m en w orden  sind und  noch in  A nspruch genom inen 
werden.

W e n n  n u n  die S c h u lp a tro n a te  ganz e n tfa lle n , so ist 
eine C oneurrenzpflich t des P a tro n e s  ohnehin  auch en tfallen . 
W e r h a t die Kosten fü r  die H erstellung  und  E rh a ltu n g  
der S ch u lg eb äu d e  zu b estreiten? O ffe n b a r  die G em einde, 
w eil kein an dere r w eiterer P a t r o n  besteht.

H ie d u rc h , daß  d a s  S c h u lp a tro n a t  e n tfä llt ,  daß die 
Kosten fü r  die H erstellung  und  E rh a ltu n g  der S c h u lg e ­
bäude ohnehin  der G em einde allein  au fgebürdet w erden, 
daß sohin der P a t r o n  von dieser Last ganz befreit i s t ,  ist 
er m einer Ansicht n ach , so ziemlich von der H ä lf te  der 
b ish e r üblichen Lasten befreit w o rd e n , und  ich kann a u s  
dieser Rücksicht den A n tra g  des H e rrn  D r .  T o m a n  n u r  
befürw orten .

A bg. A n t. G r a f  v. A u e r s p e r g :  O b  ich P a t r o n  
oder nicht P a t r o n  b in ,  w erde ich h ier im  H ause nicht zu r 
E rö r te ru n g  b ringen .

Ic h  h a lte  m ir  n a h e , daß ich h ie r L a n d ta g s -A b g e o rd ­
neter b in  ( B r a v o ,  B r a v o ! ) ,  u nd  a ls  solcher werde ich 
m eine P flich t zu erfü llen  trachten.

E in  von  m ir  sehr geehrtes M i tg l ie d ,  dessen gem ein­
nützige T h ä tig k e it zu beobachten ich b ere its  vielfache G e ­
legenheit g ehab t habe, h a t in  der G en era ld eb a tte  ein S t r e i f ­
licht au f  den G e g e n s ta n d , der u n s  beschäftigt gew orfen, 
ein S t r e i f l ic h t , welches aber zweckmäßiger u nd  passender au  
diesem O r te  bei § . 8 geleuchtet hätte . E s  ist B ezu g  ge­
nom m en w o rden  au f eine im  H e rra th  arise gesprochene R ede 
des verstorbenen greifen  u nd  eh rw ürd igen  Feldm arschallö  
N u g en t. A ls  A u g e n -  u nd  O hrenzeuge erlau ben  S i e  m it  
I h n e n  d a rü b e r einige Aufschlüsse zu geben.

Ic h  b in  überzeugt, daß der erste H e r r  R ed n e r, w enn  er 
sich den G eis t g egenw ärtig  gehalten  h ä t te , der d a m a ls  den 
greifen  M arsch  a ll e r fü ll te , vielleicht dieses B esprochene nicht 
angezogen h ätte . G r a f  N u g en t h a t d a m a ls  d as  W o r t  ge­
n o m m e n , m it zu p ro te s tira t  gegen die A bänd eru ng  der 
Lehengesetze und  gegen die A uflösung  des Lehebaudes V e r ­
w ah ru n g  e in z u le g e n , und  er h a t hingew iesen au f die 
G ru n d en tla s tu n g  nicht a ls  ein lockendes, sondern  a ls  ein 
abschreckendes B e is p ie l ,  indem  er sagen w o llte : „ S e h e t ,  
w a s  ih r  d o rt g ethan  h a b t ,  ih r  geht in  derselben W eise in  
der Lehenangelegenheit v o r ."

U eb rigeu s h a t er ih n  persönlich berührende Ergebnisse 
der G ru u d e n tla s tu n g  an g efü h rt. I c h  m u ß  n u r  s a g e n , es 
ist ein a lte s  S p rü c h w o r t :  „ E in e s  M a n n e s  R ede ist keine 
R e d e , m a n  m u ß  die T h e ile  h ö ren , b e id e " , näm lich beide.

N u n  in  dieser A ngelegenheit h an d e lt es sich nicht 
d a ru m , n u r  zwei T h e ile  a ls  v ie lm ehr nebst dem E in en , 
der gesprochen h a t ,  noch so viele andere B e th e ilig te  zu 
hören. D a s  W a h re  an  der S a c h e , m eine H e r r e n , aber ist, 
e tw as an d eres . B e i  so großen tie f eingreifenden M a ß r e ­
g e ln , w ie es die G ru n d en tla s tu n g  w a r ,  d a  g ib t es G e ­
w in n  u nd  S ch ad en  ans der einen, w ie au f  der an d e rn  S e i te ,  
und  J e d e r  sp ü rt d a s , w a s  er davon  zu trag en  h a t, sow ohl 
G u te s  a ls  U e b le s , selbst am  nächsten. E in  G e w in n ,  ein 
großer G e w in n  ist a u s  der G ru n d en tla s tu n g  fü r  A lle h e r­
vorgegangen  ; es ist aber kein b loß  m a te r ie lle r , sondern  ein 
großer sittlicher und  politischer G e w in n , eS ist d e r , daß 
u n h a ltb a ren  Z u s tä n d e n , welche selbst den B erech tig ten  a ls  
solche k la r w a r e n , ein E nd e gemacht und  angeb ah n t w orden 
is t ,  daß S tä n d e  und  K lassen der Gesellschaft, welche früh er 
getrenn t w aren , durch ererbte U ebelstände n u n  sich vereinigen 
k ön n en , u nd  g rö ß e re n , edlern Zwecken vereinig t nachkom­
m en ( B r a v o ! )  E s  ist bei dem P a tro n a te  hingew iesen 
w o rd e n , von  einem  gleichfalls von m ir  hochgeehrten V o r ­
redner ans die A n alog ie  zwischen dem P a tro n a tS rech te  u n d  
den au fg e lö sten  U nterthan sverhältn isse . E s  ist bei dieser 
G elegenheit gesagt w o rd e n , m an  habe B ez ü g e , V erh ältn isse



entschädigt, die zwar nach Gesetzen zu Recht bestanden, in  
der T ha t aber ein Unrecht waren.

M eine H e rren , hüten w ir  uns, den Maßstab der Ge­
genwart an die Vergangenheit in  dem S in ne  anzulegen, 
daß w ir  die Bedeutung der historischen Entwicklung des 
Lebens verläugnen! M anches, was uns Unrecht scheint, 
schien jenen A lten , welche die Ins titu tio nen  geschaffen haben, 
die jetzt nicht mehr als Recht bestehen können, als Recht; cs 
waren vielleicht damals zweckmäßige In s titu tio n e n , die ihre 
M ission zu erfüllen hatten, die aber erst dann vielleicht ein 
Unrecht w urden, oder wenigstens das Recht ans gesetzliches 
Fortbestehen einbüßten, als sie ihre Bedeutung und A u f­
gabe verloren hatten. Hüten w ir  uns, diesen Maßstab der 
Gegenwart an die Vergangenheit anzulegen, dam it die Z u ­
kunft nicht auch den gleichen Maßstab an unser W irken an­
lege. Denn wer die Entwicklung der Menschheit in  großen 
Umrissen vor Augen hat, der w ird  auch wohl sagen können: 
E s ist denn doch m öglich, daß auch w ir  Blanches schaffen, 
was den RcchtSanforderungcn einer spätern Zukunft nicht 
volle Rechnung trägt. Ich  möchte in  dem Patronatsrechte 
die betonte Analogie aber insoferne festhalten, als ich in  
Rücksicht des einzuhaltenden Verfahrens dieselben in  einer 
Richtung zutreffend finde. Ich  glaube näm lich, daß sich 
recht wohl vorläu fig  Bestimmungen treffen lassen, welche 
die bestehenden Patronatslastcn erleichtern, und doch nicht 
ausschließen die Möglichkeit eines künftigen Reichsgesetzes, 
welches die Ablösung derselben anbahnen kann, und in  
dieser Beziehung schließe ich mich auch vollkommen dem 
Antrage des H errn  D r .  S nppan a n , diese Frage zum 
Schluffe unserer Berathung zur Erörterung zu bringen.

Aber ich glaube, daß man recht gut schon vorläufig 
die Lage der Patrone m it Rücksicht aus die geänderten V e r­
hältnisse erleichtern kann und so ll, wenn auch ein späteres 
Reichsgesetz das Fortbestehen der Patronate beseitiget, denn 
man kann ja  die Lasten erleichtern, und doch die Ablösung 
derselben in  Aussicht stellen, wie man ja  auch die A b lö ­
sung Bei der Grundentlastung durchgeführt ha t, nachdem 
man schon mehrere Jahre hindurch früher die Lasten der 
Verpflichteten erleichtert, ja , Jahre hindurch von ihnen Nichts 
gefordert hat. I n  der Behandlung der Frage aber glaube 
ich mich allerdings jener Ansicht anschließen zu sollen, na­
mentlich im  concrete« F a lle , welche von den gegebenen Ge­
setzen und thatsächlichen Grundlagen ausgeht. V on  Haus 
aus bin ich der Anschauung, welche in  S taa te n , wo das 
Leben der verschiedenen Kirchen ein freies und ein frucht­
bares is t ,  in  Geltung und Ausübung besteht.

Ich  führe beispielsweise Nordamerika an , wo das 
religiöse Leben sehr entwickelt ist. E s ist das P rin c ip  der 
F re iw illig ke it, der O p fe rw illigke it, des freien Zusammen­
thuns der verschiedenen Religiousgeuosseuschaften fü r ihre 
kirchlichen Zwecke, darunter in erster Linie fü r  die B auten. 
Sehen w ir  in  die ferne Vergangenheit zurück, meine H e rre n ! 
W er hat die M ünster von K ö ln  und S tra ß b u rg , und um 
näher zu gehen, den W iener D o m ; wer ha t, um in  sla­
vische Länder hinüber zu gre ifen, den Prager und den 
Agram er D o m  gebaut? D ie  Concurrenz? N e in , der 
G laube ! M a n  hat an die S te lle  des werkthätigen G la u ­
bens Verordnungen gesetzt, w e il eben der Glaube nicht
mehr von jener T hä tig ke it, von jener K ra ft is t , wie er
einst gewesen. Diese gesetzlichen Wege sind vielleicht ein­
geschlagen worden aus hier nicht weiter zu erörternden 
politischen Rücksichten; diese sind eben das T e rra in , auf
dem w ir  uns jetzt bewegen; es ist an uns, diesen Boden
neu zu gestalten, auf diesem in  eine bessere Zukunft über­
zugehen. Nicht in  Sprüngen gelangen w ir  dahin, sondern 
nur durch angemesfenes Fortbauen, nicht durch das Fest­

ha lten , nicht durch die S tagna tion  und S ta b ilitä t,  sondern 
in  einer der Fre ihe it angemessenen Entwicklung und F o r t­
bildung dieser gesetzlichen Grundlagen —  auf dem Wege 
der Reform. A u f diesem Wege, glaube ich, ist ein S c h ritt 
gethan worden durch den Antrag der R egierung, m od ifi- 
c irt durch unsern Ausschuß-Antrag. Ich  erlaube m ir  nach 
diesem Gesichtspuncte im  großen Ganzen dem Antrage des 
Ausschusses mich anzuschließen. O b ein F ün fte l oder, wie die 
Regierung meint, ein Sechstel, das ist fü r mich eine Frage 
von untergeordneten B e lange; ich glaube n u r , daß, indem 
man die Lasten der Patrone thuulichst erleichtert, ohne ihre 
Pflichten zil verlängnen, man dadurch künftige Zustände 
anbahnt, welche höchst wahrscheinlich erträglichere, den 
Frieden und das einträchtige Zusammenleben mehr fördernde 
sein werden, als die bisherigen.

Abg. K a p e l l e :  Ich  möchte nu r auf den Umstand 
aufmerksam machen, daß die Aeußerung des H errn  D r .  
Tom an eine Unrichtigkeit und eine Unwahrheit enthalt. E r 
sagte näm lich, daß früher die Z ug - und Handarbeiter die 
Patrone allein zu bezahlen hatten; das w ar niemals der 
F a l l ; die Z ug - und Handarbeiten sind immer von den be­
treffenden Gemeinden geleistet worden und den P a tron  
haben nu r die sogenannten Meisterschastskosten getroffen; 
insofern ist ihm  also nicht eine Erleichterung zugegangen, 
bezüglich dieser auszuzahlenden A rbe ite r, weil er sie nie­
m als zu bestreiten gehabt hat.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Abg. D r .  T o m a n :  Ich  muß trotz den gegen meinen 

Antrag gemachten Einwendungen meinen Antrag aufrecht 
erhalten. W as der H e rr Abgeordnete v. Wurzbach gesagt 
h a t, das ist nicht eine gerade Bekämpfung meines A n ­
trages, es ist eilt A n g riff auf die Gesetzgebung hinsichtlich 
des Patronatsrechtes.

D a s  ist ein positives F e ld , auf welchem ich gar nichts 
anderes respectiren kann, als das vorhandene Gesetz, als 
den durch dasselbe hervorgerufenen factischen gegenwärtigen 
Zustand.

Ich  glaube, daß es sich bei keinem der hochverehrten 
M itg lie d e r darum handelt, wenn er fü r  ober gegen den 
P u n c t, oder in t Allgemeinen dieses Gegenstandes spricht, 
ob er P atron oder nicht P atron is t ,  aber jedenfalls ist der 
H e rr Abgeordnete v. Wurzbach ein starker P a tron  der 
Patrone gewesen. (Heiterkeit, v. W urzbach: Ich  danke 
verbindlichst.)

D a  H e rr v. Wurzbach eine besonders große W ichtig­
keit auf die Aeußerung seiner fürstbischöflichen Gnaden ge­
legt h a t, die sich den B e ifa ll des HauseT e rw arb , so er­
laube ich m ir ,  w e il es in  meiner Aufgabe lie g t, meinen 
Antrag zu unterstützen, nu r dahin zu bemerken, daß seine 
sürstbischöfliche Gnaden auch in  doppelter Eigenschaft, in  
einer Eigenschaft als P atron, in  der andern als Kirchenfiirst 
heute das W o rt geführt haben.

Es liegt m ir o b , alle gegen meinen Antrag gemachten 
A ngriffe  zurückzuweisen, weil ich gerade im  Interesse der 
Gemeinden, im  Interesse der Gemeinsamkeit, ohne das 
Recht zu verletzen, diesen Antrag gestellt habe.

D e r Antrag basirt sich auf das Gesetz und wenn dieses 
Gesetz der bisherigen Beitragsleistung jetzt auf eine w il l­
kürliche Weise abgeändert w ird ,  so w ird  den Gemeinden 
ein großer E in trag  geschehen. D ie  Gemeinden werden so 
vie l selbst leisten müssen, was sonst die Obliegenheit des 
Patrons war. D aß  aber die P atrone, in  welcher Eigen­
schaft sie immer als solche w aren, schon bedeutend gewon­
nen haben durch die Frage der Schuleoncurrenz, hat der 
H e rr Abgeordnete Derbitsch nachgewiesen.



D ic  F ra g e  ü ber die G ru n d e n tla s tu n g  gehört nicht hie- 
h e r ,  w erde mich auch in  dieselbe nicht e in la ssen ; n u r  den 
E in e n  S a t z ,  den der hochverehrte G r a f  A u ersp erg  a u s g e ­
sprochen h a t ,  w ill ich acc ep tircn , daß durch die G ru n d e n t-  
la s tn n g s  - A blösung  einem  u n h a ltb a re n  Z u s ta n d e  ein E nde 
gem acht w orden  is t ;  ich g la u b e , daß  ein solches V e rh ä ltn iß  
oder ein noch u n h a l tb a re re s ,  ein noch u n n a tü rlich e res  d as  
des P a t r o n a te s  ist. A u s  diesem G ru n d e  g laub e ich auch, 
w ie w ir  am  A nfange gesprochen h a b e n , daß  die cndgiltige 
A b lösung  des P a tro n a te s  eine N o th w en d ig k e it, ein G eb o t 
der R e fo rm en  unseres S t a a t e s  ist. E in e  w eitere B e m e r ­
kung des hochverehrten G ra fe n  A u e rs p e rg , daß  der G la u b e  
so schöne K irch en , so schöne D o m e  g ebau t h a b e , daß der 
G la u b e  aber schwächer gew orden is t , w ill ich eben benützen, 
u m  zu m o tiv ire n , daß die V e rtra g s -V e rh ä ltn is s e , daß die 
V erp flich tu ng en  zu B e itra g s lc is tu n g e n  g e n a u , p räcise im  
Gesetze ausgesprochen sein m ü sse n , und  daß eben a n s  diesem 
G ru n d e  n u n  die K irch en , entw eder schöne D o m e ,  oder 
auch einfache Kirchen zu e rh a lte n , oder neue nothw endige 
zu s tif te n , unum gäng lich  n o thw end ig  i s t ,  daß b is  zu r cnd- 
g iltigen  Lösung die B e iträ g e  der P a t r o n e ,  näm lich ein 
D r i t t e l ,  aufrecht e rh a lten  w erde.

D ie  G em eind en  h aben  so viel zu t r a g e n ,  daß sie in  
dieser R ich tu ng  selbst bei starkem G la u b e n  nichts zu th u n  
v e rm ö g e n , daß  demnach die Kirchen v erfallen  w ü rd en . D ie  
B em erk u n g  des H e r rn  A bgeordneten  K apelle m ag  zum  T h e ile  
richtig  se in ; ich w ill mich d ah in  c o r r ig ire n , daß die P a ­
tro n e  die M eisterschaft zu besorgen h atten .

N ach d iesem , fü r  d a s  In te re sse  der G em eind en  G e ­
s a g te n , ohne d as  R echt zu verletzen, w eil die b ish erig e  
B c itra g s le is tn n g  durch d a s  Gesetz anerkann t i s t ,  bleibe ich 
bei dem gestellten A n tra g e ; ich em pfehle ih n  w a rm  zu r 
A n n ah m e des hohen H a u s e s ,  m it dem B e m e rk e n , daß dieser 
G egenstand  ein sehr w ichtiger is t, und  daß es nicht so ganz 
unbedenklich i s t ,  heute den M a ß s ta b  fällen  zu lassen und  
sich m it der H o ffn u n g  zu trö s te n , daß bei der endg iltigen  
A blösung  dennoch dieser M a ß s ta b  w ieder angenom m en  w ird . 
D ie se s  bezweifle ich , u n d  a u s  diesem V o rsich tsg ru n d e  be­
so nd ers m o tiv ire  ich noch m einen  A n tra g .

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  d a s  W o r t? .
A bg. F re ih . v. A p f a l t r e r n :  M e h re re  der H erre n  

V o rre d n e r  haben  mich dessen e n th o b en , ü b er einige P u n c te  
zu sprechen, welche au f die gegenw ärtige F ra g e  von  E in ­
fluß  sind. Jedoch blieb m ir  E in ig e s  ü b r ig ,  welches ich, 
nachdem  der G egenstand  wirklich von  ziem licher T ra g w e ite  
i s t ,  v o rzu bring en  m ir  erlau ben  m uß.

E s  w u rd e  zuerst d a ra u f  aufm erksam  g em acht, daß die 
Geschichte dein B es tä n d e  des P a tro n a ts r e c h te s , richtiger 
g e sa g t, der P a t r o n a t s l a s t ,  nicht zu r S e i t e  s te h e , daß die 
Geschichte d a s  Zustandekom m en einer rechtlichen V erp flich ­
tu n g  des P a t r o n s  zu diesen B e itra g s le is tu n g e n  nicht aus­
weisen k a n n , es w äre  d e n n , m a n  finge die Geschichte vom  
J a h r e  1 7 8 2  a n , d a  a lle rd in g s  b eg in n t die Geschichte des 
P a t r o n a t s ,  des R e c h te s , oder der P flich t des P a tro n e s .

Ic h  m uß  gestehen , daß ich e rs tau n t b in , zwei H erre n  
a l s  die w ärm sten  V e rtre te r  dieser L a s t, u nd  zw ar einer 
V e rg rö ß e ru n g  derselben, ü ber die h in a u s ,  w ie sie die R eg ie ­
ru n g  selbst b ean tra g t h a t ,  au ftre ten  zu seh en , welche durch 
ih ren  B e ru f  die M iss io n  h a b e n , V e rtre te r  des R echtes zu 
sein. (U n ru h e  im  C e n tru m , B r a v o !  link s.)

Recht i s t ,  w a s  au f rechtm äßigem  W ege zu S ta n d e  
gekommen i s t ,  und  es p a ß t n ich t, heute e tw as a ls  Recht 
zu finden u nd  m o rgen  d a s  näm liche a ls  U nrecht zu be­
zeichnen.

M e in e  H e rre n !  S i e  rü tte ln  an  Z u s tä n d e n , welche 
u n s  die V erg an g en h e it der letzten 8 0  J a h r e  ü b e ran tw o rte t

h a t ,  S i e  rü tte ln  an  solchen Z u s tän d en  und  arbeiten  con- 
tinu irlich  an  deren V erb esse ru n g , und  h ie r w ollen  S i c  fest­
ha lten  a n  d e m , w a s  die R eg ie ru n g  8 0  J a h r e  hindurch 
gesündiget h a t , indem  sie Unrecht zum  Rechte stem pelte. 
( B r a v o ! lin k s .)

D ie  V e ro rd n u n g e n , welche erflossen s in d , sind erstens 
e in m al kein allgem ein g iltiges G esetz; cs sind V e ro rd n u n ­
gen , welche zum  großen T h e ile  in  speciellen F ä lle n  fü r  
einzelne P ro v in z e n  erflossen s in d , denen aber n ie zugestan­
den w erden  k a n n , daß sie in  der A r t ihre  E ntstehung  ge­
funden h a b e n , w ie Gesetze entstehen sollen. M e in e  H e r re n !  
S i e  legen m it vollem  G ru n d e  ein g ro ßes G ew icht d a ra u f, 
daß die Gesetzgebung jetzt in  jene F a c to re n  zerlegt w o rden  
is t ,  welche den N aturgesetzen entsprechen, und  S i e  so llen  
heute einem  Z u s ta n d e  I h r  W o r t  le ih e n , welcher eben dieser 
E ntstehung  am  allerw enigsten  n ahe  steht. D a s  P a t r o n a t s ­
rech t, oder die V erp flich tung  des P a tro n e s  zn den Lei­
s tu n g en , welche dem  P a tro n e  au fe rleg t w erden  w ollen, 
g rü nd et sich au f so p a r tic u lä re  E n tsch e id u n g en ; cö ist richtig , 
diese V erfü g u n g en  der B e h ö rd e n  bestehen so. I c h  frag e 
a b e r ,  w ü rden  sie so bestehen , w enn  d a m a ls  O esterreich  die 
W o h lth a ten  einer R eichs -  und  einer L a n d e sv e rtre tu n g  ge­
habt h ä t te ?

E s  w are n  S t ä n d e ;  h a t m a n  diese S tü n d e  ab er ge­
f r a g t ,  ob m a n  ihnen  die P a tro n a ts la s te n  au ferlegen  d a rf , 
h a t m a n  sie g e frag t u m  ih re  M e in u n g , w a s  in  d ieser 
Rechtssache wirklich R echtens se i?  N e in !  M a n  h a t dccre- 
t i r t ,  m a n  h a t bestim m t und  h a t dadurch e tw as zum  fo r ­
m ellen Rechte geschaffen, w a s  ans m ate rie llem  Unrechte 
beruht.

N achdem  u n s  n u n  gegenw ärtig  die M ach t in  die H an d  
gelegt w o rden  i s t ,  derlei U eb elstän de , derlei zum  form ellen  
Rechte gew ordenes U nrecht zu re p a r i r e n ,  so kom m t m ir  
v o r ,  ist cs u n p assen d , ist es nicht der gehörige G ebrauch  
des constitn tionellen  P r i n c i p s ,  w enn  m a n  n u r  eben d o rt 
davon  G ebrauch  m ach t, wo cs dem E in en  contien irt und  
dem A n dern  schadet. M e in e  H e r re n !  E s  w urde w ied er­
ho lt h ie r an  den S a tz  a p p e llir t :  „ u m  frei zu se in , m uß 
m a n  zuerst gerecht s e in ,"  so seien w ir  d a s ,  m eine H e r r e n !  
und  lad en  w ir den P a tro n e n  nicht P flich ten  a n s ,  welche 
ihnen  n ie m it R echt z u e rk a n n t, n ie  m it Recht von  ih n e n  
gefordert w o rden  sind. E s  w ird  h erv o rg eh o b en , den P a ­
tron en  w erde schon dadurch eine E rle ich te ru ng  zu T h e il  
w erd en , daß die S ch n lco n cu rren z  ihn en  nicht w eiterh in  a u f ­
erlegt w erden  soll. F ü r 's  E rs te re , m eine H e rre n !  ist dieses 
Gesetz noch nicht v o t i r t ;  cs kann se in , daß dieses M o tiv  
heute h ie r dnrchgreift und  in  einer der nächsten S itz u n g e n  
w erden w ir  d a s  Schulconcurrcnzgesetz v o tircn  und  ab e r­
m a ls  die P a tro n e  zu Z a h le rn  machen — ■ diese M öglichkeit 
steht noch im m er offen.

Ic h  sage a b e r ,  dieß ist ein F a c to r ,  welcher aus die 
Entscheidung der heutigen  F ra g e  g a r  keinen E in flu ß  n im m t, 
d e n n , w enn  ich b e h a u p te , daß d as  P a t r o n a t ,  wie cs der­
m a len  gesetzlich n o rm ir t  i s t ,  nicht ans einer rechtlichen 
G ru n d la g e  b e ru h t , so ist dieß u m  so m eh r bei dem Schutz­
p a tro n e  der F ä l l ;  denn dieses w urde ebenso und  noch m it 
viel m ehr W illk ü r dem betreffenden P a tro n e n  au foctro h irt.

E s  w ird  h erv o rg eh o b en , daß die G em einden  ohnedem  
viele Lasten h a b e n ! M e in e  H e r r e n ! W e r h a t nicht Lasten 
in  O es te rre ich , w er fü h lt  nicht deren D ru c k ?  D ie  G ro ß ­
g rundbesitzer, füh len  sic ihn  n ic h t? !  S i c  f ü h l e n  ih n  
eben s o ,  in  dem selben M a ß e ,  wie ihn  der kleinste K aischler 
fü h l t ;  w er m ehr h a t ,  m uß m ehr z a h le n , w er w en iger h a t, 
zah lt w en iger und  d a s  V e rh ä ltn iß ,  in  dem J e d e r  zah lt, 
ist d a s  gleiche. W en n  den H e r r e n ,  welche einer h öh eren  
B e itra g s q u o te  dcö P a tro n e s  d as  W o r t  r e d e n , w enn  diesen



Herren eine Gesetzgebung als maßgebend erscheint, welche 
seit dem Jahre 82 des vorigen Jahrhunderts sich bntirt, 
so muß ich m ir erlauben, daraus aufmerksam zu machen, 
daß jene Gesetzgebung eben keinen anderen Grund hatte, 
als die Patrone m it den betreffenden Lasten zu beglücken, 
als den, weil sie bei den Patronen am ehesten, am leich­
testen , am bequemsten zur Zahlung kommen konnte.

D ie  Regierung wollte ihre Kassen nicht erschließen, 
die Unterthanen, wußte die Regierung, haben ohnehin die 
betreffenden Herrschaftsbesitzer in  ihren Händen, folglich 
sollen die Herrschaften zahlen!

Meine Herren! jetzt exislirt dieß Verhältniß nicht mehr, 
und wenn auch einerseits das behauptet worden ist, daß 
die Lösung dieses Verhältnisses fü r die bishin Berechtigten 
so Vortheilhast ausgefallen sei, so ist die Thatsache eben 
doch eine zu allbekannte, daß die pecuniären Verhältnisse 
der ehemaligen Dominien sich seit jener Zeit n ic h t  ge­
bessert haben. Ich w ill da nicht weitere Gründe fü r eine 
Ansicht aussprechen , welche in der allgemeinen Meinung, 
in  der Ansicht jedes Unbefangenen sich ohnedem schon fest­
gestellt ha t; jedoch aus solchen Verhältnissen eine Begrün­
dung fü r eine höhere Beitragsquote herleiten, heißt denn 
doch ein schreiendes Unrecht noch in einer eonstitutionellen 
Versammlung zum zweiten M ale  zum Rechte stempeln. 
Meine Herren! das Mindeste, was S ie  nach meiner An­
sicht thun können, is t, wenn S ie  gerecht sein wollen, wenn 
S ie  diesen richtigen Gebrauch ihrer Freiheit machen wollen, 
daß S ie  dem Antrage des Ausschusses beipflichten,

Abg. D r . S u p  p a n :  Ich hätte nicht gerne die D e­
batte über diesen Gegenstand noch weiter verlängert. Allein, 
nachdem der geehrte Herr Vorredner sein Erstaunen darüber 
ausdrücken zu müssen glaubte, daß ich und der Herr D r. Toman 
ein Unrecht vertheidigen, indem w ir darauf bestehen, daß das 
Patronatsverhältniß bis zur gesetzlichen Regelung sich mög­
lichst den gegenwärtigen Normen entsprechend verhalten solle, 
so fühle ich mich doch genöthiget, einige Bemerkungen zu 
machen. W ir  vertheidigen kein Unrecht, sondern w ir  ver­
theidigen das, was gegenwärtig Recht ist. Recht ist im 
Staate dasjenige, was das Gesetz als Recht erklärt. Und 
bei uns ist durch das Gesetz eben das Patronatsverhältniß 
in  dieser Weise festgestellt worden; dadurch, daß w ir von 
diesem gesetzlichen Boden ausgehen; dadurch, daß w ir den­
selben festhalten wollen, bis eine Aenderung e in tritt, bis 
eine Lösung dieser Frage angebahnt w ird, dadurch verschließen 
w ir uns noch nicht der Ueberzeugung, daß eine Reform in diesem 
Gegenstände nothwendig is t; w ir wollen diese Referm; aber 
w ir wollen nicht eine Reform, welche bloß eine willkürliche, bloß 
eine arbiträre Herabminderung der Patronatspflichten in sich 
schließt (B ravo im Centrum), sondern eine definitive Re­
form , die gänzliche Ablösung dieses Verhältnisses —  nach 
einem gerechten und auch billigen Maßstabe (B e ifa ll im 
Centrum.)

Wenn w ir dieses anstreben, so müssen w ir uns con- 
sequenterweise an das gegenwärtig bestehende Gesetz mög­
lichst anschließen, indem nur dann die Ablösung seinerzeit 
erleichtert w ird. Ich war auch daher nicht der Ansicht, daß 
in  dem Gesetze m it Bestimmtheit ausgesprochen werden soll, 
der Patron hat ein D ritte l beizutragen, sondern ich hätte 
es fü r entsprechend gehalten, wenn das gegenwärtig gesetz­
lich bestehende Ausmaß auch fü r die Zukunft, nämlich bis 
zur seinerzeitigen Regelung bestimmt worden wäre.

Nachdem jedoch mein dießfälliger Antrag nicht Unter­
stützung gefunden hatte, so mußte ich mich demjenigen an­
schließen, welcher meiner Absicht am nächsten kam.

Nach der Ansicht des Herrn Abg. Baron Apfaltrern, 
daß das Patronatsverhältniß, wie es dermal besteht, nichts

als ein Unrecht sei, hätte er weder fü r Regierungsentwnrf 
sprechen, noch fü r den A n trag , wie ihn der Ausschuß ge­
stellt hat, sondern einfach nur beantragen müssen, daß die 
großen Patronatslasten unentgeltlich aufgelassen werden sollen. 
Von welchem GesichtSpnucte die Regierung in Krain ausge­
gangen ist, als sie den sechsten Theil der Last propouirte, 
als sie proponirte, daß der Patron nur ein Sechstel der 
bestehenden Kosten zu tragen habe, ist m ir nicht bekannt. 
S ie  scheint jedenfalls in diesem Puncte ziemlich willkürlich 
vorgegangen zu sein; sie hat in Kärnten V3 , in  Is trien  
Vs, warum also in K ra in V6 proponirt. D as ist nicht 
ersichtlich, es ist eben nichts als eine arbiträre, w illkür­
liche Herabmiuderung der Patronatslasten, und die sollten 
w ir vermeiden. M au sollte sich den gegenwärtig bestehenden 
Normen anschließen, indessen habe ich den Antrag des Herrn 
Abg. D r . Toman unterstützt und empfehle ihn sehr dem h. 
Hause zur Annahme.

Abg. v. S t r a h l :  A ls  Obmann der bestehenden Com­
mission muß ich m ir erlauben, in einer Richtung ein Paar 
Bemerkungen zu machen, in welcher Richtung bisher noch 
keine Erwähnung geschehen ist. Ich w ill nicht eingehen in 
alle die Fragen des Rechtes, allein ich w ill mich auf dem 
Boden der Z iffern bewegen, ich w ill annäherungsweise eine 
Statistik derjenigen Lasten geben, die die Patrone und die die 
Gemeinden voraussichtlich zu übernehmen haben werden. 
Es bestehen in Krain 228 Kirchen, die sich des Schutzes 
der Patrone erfreuen. Unter diesen Patronen ist das Aerar 
m it 27 Kirchen, der Religionsfond m it 119 Kirchen, das 
Kapitel von Neustadtl m it 11 Kirchen, seine fürstb. Gnaden 
m it 3 Kirchen, der Probst von Laibach m it 2 Kirchen, der 
Probst von Straßbnrg m it 1 Kirche, der Maltheserorden 
m it 1 Kirche, der P farrer von S te in  m it 5 Kirchen, der 
P farrer von Mannsburg m it 1 Kirche, der P farrer von 
Haselbach m it 1 Kirche, der P farrer von Gutenfeld m it 
2 Kirchen, der P farrer von Vac m it 1 Kirche, und der 
P farrer von Moräutsch m it 1 Kirche, die Herrschaften 
Auersperg m it 4 ,  Lack m it 10, Veldes m it 5, Radmanns­
dorf m it 2 ,  Neumarktl m it 1, Freudeuthal m it 3, Thurn- 
lack m it 1 ,  Haasberg m it 1 ,  Nadlischek m it 2 ,  Sauen­
stein m it 1 , Aiuöd m it 1 ,  Reifniz m it 2 ,  Sava m it 1, 
Oberburg m it 1 , Münkendors m it 1 ,  Gerlachstein m it 1, 
Weixelstein m it 1 , Grünhof m it 1 ,  Slatenek m it 1, und 
Nassenfuß m it 1 ; endlich die Cvmunitäten Laibach, S te in  
und S t.  Ve it m it je 1 ; die Familien Fürst Auersperg m it 
6 , Fürst Porcia m it 2 ,  Baron Apfaltrern m it 1 , und 
Baron Rastern m it 1 Kirche. Es gibt in  Krain 1480 
Kirchengebäude, die zu erhalten sind. W ird  das durchschnitt­
liche Erforderniß nur m it 100 st. angenommen, so gibt 
dieß eine Last von 148000 fl. jährlich.

Ich glaube, das ist eine Z if fe r, die allerdings der 
Frage eine große Wichtigkeit beilegt, ob man diese Last 
am letzten Ende nur auf die Gemeinde wälzen w il l ,  oder 
ob man die übrigen Faetoren, die bisher gesetzlich ver­
pflichtet waren, in 's M itle id  ziehen w ill (B e ifa ll und 
R ufe: sehr richtig, im  Centrum.)

Diese Patronatslasten, insoweit sie auf Herrschaften haf­
ten, sind größtentheils schon bei den Preisen dieser Herrschaften 
escomptirt worden. Ueberall hat man die Patronatslasten 
bei den Preisen in Anschlag genommen. Ich sehe nicht ein, 
warum man nun die Patronats - Herrschaften entlasten, und 
ihnen ein Geschenk machen, ihre Last aber aus fremde überwälzen 
solle, welche bisher in solchem Maße beizusteuern nicht ver­
pflichtet waren (B e ifa ll und R u fe : „sehr richtig im Cen­
trum " , und Ruse: „das ist nicht wahr" links.)

Abg. Freih. v. A p a l t r e r n :  Ich muß m ir schon 
zu einer factischen Berichtigung das W ort nochmals erbitten.



Es ist nach meiner Ansicht vor allererst nicht richtig, 
wenn behauptet w ird , daß eine Regulirung dieses Verhält­
nisses dadurch angebahnt werde, daß man eine m it dem 
Rechte nicht übereinstimmende Bestimmung im  constitutionellen 
Wege zum Gesetze stempelt. Dieses in  der einen Richtung.

Nach der Ansicht des Herrn D r. Suppan hätte ich 
consequent meiner Erörterung fü r gar keinen Beitrag des 
Patrons stimmen sollen. D as ist nicht richtig, darum, 
weil ich mich nicht entschließen w il l ,  das bisher Bestehende 
ohneweiters über B ord zu werfen, aber ich habe, wie ich 
glaube, dedncirt, daß es nicht angemessen is t, ein bisher 
bestandenes Unrecht im  vollen Ausmaße dieses Unrechtes 
jetzt neuerdings zum Gesetze zu machen.

Dieses die zweite Bemerkung, die ich vorzubringen habe.
Was übrigens das Patronatsverhältniß selbst anbelangt, 

so muß ich berichtigend erwähnen, daß ich für meine Person 
nur als Besitzer der Herrschaft Münkendorf Patron bin, 
und in dem betreffenden Schätzungswerthe dieser Herrschaft, 
wie ich sie eben im Nachlasse übernommen habe, nicht eine 
Idee von einem Abzüge in  Betreff der Patronatslasten ge­
macht worden is t, obwohl ich als Patron dieser Herrschaft, 
den dortigen Meßner ans meinem Sacke bezahlen muß. Quo 
ju re , das weiß der liebe G o t t , ich n icht!

Es war erwähnt worden, daß die Familie Apfaltrern 
noch ein Patronat ha t, das führt mich eben dahin, der 
hohen Versammlung ein Exempel vorzuführen, wie diese 
Patronate an die einzelnen Familien gelangt sind; es be­
zieht sich wahrscheinlich diese Bemerkung des Herrn V o r­
redners v. S tra h l ans das Patronat der Localie Z o ll im 
Wippacher Thal. I n  dieser Hinsicht wurde an mich vor 
mehreren Jahren das Ansinnen gestellt, fü r die erledigte 
Pfründe Z o ll einen Vorschlag fü r einen Geistlichen, der 
dorthin ernannt werden sollte, zu machen, nachdem der 
dort Gewesene zur Cholerazeit im Jahre 1855 gestorben 
war. Ich habe nachgesehen, ans was sich der Anspruch 
gründe, daß ich Patron von Z o ll sein soll, darauf habe 
ich endlich herausgebracht, daß die Familie der Freiherren v. 
Flachenfeld in irgend einer Urkunde uns, der Familie Apfal­
trern, die Ehre erwiesen hat, zu sagen: „F a lls  die Familie 
Flachenfeld erlischt, soll die Familie Apfaltrern das Pa­
tronat von Z o ll haben." S o  sind die Patronate entstanden, 
meine Herren! Glauben sie, daß das Recht ist, daß ich 
Patron von Z o ll sein sollte? Ich habe mich wohlweislich 
gewehrt dagegen und durchgegriffen. Aber so sind andere 
P a t r o n a t e  ohne Zweifel entstanden. Und nun, meine 
H erren! votiren sie immerhin den Betrag fü r die Beitrags­
pflicht des Patrons, wie es Ihnen gefällig ist.

Abg. D r . T o m a n :  D ie  Abhandlung, die der Herr 
Abg. B aron  Apfaltrern jetzt gesprochen ha t, ist nicht im 
S tande, im  geringsten etwas an der Frage zu alteriren. 
Specielle Familienverhältnisse werden bei den wichtigen an­
dern Thaten nicht so sehr in  die Wagschale fallen.

Ich möchte vor allem Andern, nachdem der Herr Abg. 
D r .  Suppan seine und meine Ehre gewissermaßen verthei­
digt ha t, nur noch anführen, daß ich wenigstens dasselbe 
Recht fü r mich in Anspruch nehme, Vertheidiger freiheit­
licher Institutionen zu sein, wie der Herr Vorredner Freih. 
v. Apfaltrern. Und ungeachtet dessen, und gerade deßhalb 
mußte ich in der Richtung sprechen, und den Antrag stellen, 
weil ich darin das Recht erblicke; in politisch freiheitlicher 
Beziehung aber waren gerade w ir zwei, nämlich Herr D r. 
Suppan, der den Antrag gestellt, und ich, der ich ihn un­
terstützt, der Ansicht, daß endlich eine Lösung dieses V er­
hältnisses herbeigeführt werde; dieß zur Zurückweisung des 
Anwurfes des Freiherrn v. Apfaltrern.

I n  Beziehung der Daten aber, warum sich vielleicht 
die Regierung bewogen gehalten ha t, dem Landtage in 
Krain den 6. Theil vorzuschlagen, möchte ich zur E rwä­
gung hervorheben, die D aten, daß es in unserm Lande 
ärarische Patronate 27 g ibt, dann der Religionsfonds- 
Herrschaften 2 8 , des S tiftes S ittich 3 1 , des S tiftes 
Landstraß 6 ,  und wenn ich die Staatsherrschast Lack m it 
10 dazu rechne, so ergibt sich, daß für die ärarischen öffent­
lichen Patronate 2 4 6 , und m it Einrechnung aller andern 
nur noch 61 verbleiben; dieses Uebergewicht mochte die Re­
gierung bewogen haben, daß sie die Patronate schützen 
wollte gegen den allgemeinen Wunsch, w ir aber sind eben 
für's Allgemeine hier und werden das Allgemeine gegen 
die Regierungsvorlage schützen.

Fürstbischof D r. W i d m  e r :  Ich glaube uoch auf 
einen Umstand aufmerksam machen zu müssen, ans den der 
Herr Vorredner seine Aufmerksamkeit nicht gerichtet hat.

B e i dem Patronate sind wesentlich in K rain die Re- 
ligionsfondsverhültnisse in Betracht zu ziehen. W eil w ir 
schon ohnedieß lange genug gesprochen haben, so werde ich 
auf den Ursprung des Religionsfondes nicht hinweisen, aber 
seine Verhältnisse sind jedenfalls zu berücksichtigen.

Nach dem Voranschläge der Auslagen, welche der 
Religionsfond jährlich zu bestreiten hat ,  fehlt fü r die kirch­
lichen Bedürfnisse, die gerade auch durch die Einführungen 
des Kaisers Josef größtentheils bestimmt sind, wo insbe­
sondere auch die vielen Localien angeführt wurden, die 
Hälfte dessen, was der Religionsfond besitzt. Diese Hälfte, 
woher soll man sie nehmen. D as Aerar muß fie liefern, 
und wer muß dazu zahlen? D ie  Bevölkerung. Wenn w ir 
also die Lasten des Religionsfondes mehren, so werden w ir 
wieder indirect die Bevölkerung höher besteuern. D as mag 
also die Regierung geleitet haben, als sie nur % be­
stimmte , weil das dann auf friedlichem Wege, wie w ir  
durch die 17 Jahrhunderte gesehen haben, sich viel besser 
machen läß t, als durch das M itte l der Verhandlungen. 
Der Religionsfond Krains hat jetzt 2 M illionen Schulden, 
die ad calendas graecas gezahlt werden. Aus das, meine 
Herren, wolle Rücksicht genommen werden.

W eil bemerkt wurde, daß ich hier in doppelter Person 
spreche, so habe ich zu erwiedern, daß ich für Krain nur 
3 Patronate habe, diese kann der Bischof von Laibach sehr 
leicht bestreiten, bei den übrigen ist er nur Collator.

Was namentlich Neustadtl be trifft, so ist durch allerh. 
Gewährung jenes Capital bestimmt worden, welches auf 
die Bauten verwendet werden soll.

Was das Laibacher Capitel b e tr ifft, welches mehrere 
Patronate ha t, so sind dieß P farren, welche nicht immer­
fort besetzt sein müssen, und m it Genehmigung des B i ­
schofs können diese Pfründen so lange unbesetzt bleiben, bis 
die Auslagen fü r die Bauten hereingebracht sind.

S o  kommt also die Last insbesondere auf den Reli- 
gionssond. Demnach glaube ich, wäre es einstweilen am 
gerathensten, bei der Regierungsvorlage zu bleiben, und 
wenn es auch zu einer Ablösung des Patronates in der 
Weise käme, wie früher angedeutet wurde, so würde doch 
in Bezug auf den Religionsfond von einer Ablösung durch­
aus keine Rede sein; bleiben w ir also einstweilen beim 
Ansschußantrage oder der Regierungsvorlage, denn am 
Ende beträgt der Unterschied zwischen einem Fünftel und 
einem Sechstel eben nicht so viel.

Landeshauptm. - S tellv, v. W  u r z b a ch: D a rf ich 
m ir noch ein Paar Worte erlauben? D ie beiden rechts­
kundigen Herren, welche den Antrag gestellt haben, die 
Beitragspflicht m it einem D ritte l festzustellen, fußen den­
selben hauptsächlich darauf, daß man bei den gegenwärtig



bestehenden Gesetzen beharren müsse. N u n , wenn ich 
S ic  dicßfalls beim W orte nehmen d a r f, so würde ich m ir  
nur erlauben, auf das Patent vom 7. September hinzu­
deuten. Nach meiner Auslegung dieses Patentes sind alle 
Verpflichtungen, die die Patrone als solche in Beziehung 
auf die Herstellung und E rha ltung der kirchlichen Gebäude 
hatten, aufgehoben und in dieser Auslegung des bezogenen 
Patentes bestärkt mich die M in is te ria l-B e ro rdnung vom 10. 
J u n i 1 8 4 9 , da heißt cs w ö rtlic h :

„Dagegen steht das P atronats-V erhä ltn iß  nach seiner 
historischen und rechtlichen Entwicklung m it dem durch das 
Patent vom 7. September 1848 aufgehobenen Untcrthans- 
verbande in  keiner V e rb indung , denn cs beruht auf S t i f ­
t u n g e n  oder V e r t r ä g e n ,  und selbst bei den soge­
nannten neuen P farren ans der f r e i w i l l i g e n  A n ­
n a h m e  der ehemaligen O brigkeiten."

Also in  so ferne das P a tro n a ts -V e rh ä ltn iß  auf 
S t i f t u n g e n  oder V e r t r ä g e n  b e r u h t ,  fä llt  es 
unter §. 1 dieser Vorlage. Jusofcrne es aber auf V e r­
trägen und S tiftu ng en  n ic h t  beruht, insofcrne die P a ­
trone in  diesen Urkunden "eine Last, eine Verpflichtung nicht 
übernommen haben, so besteht keine dießfällige Verpflich­
tung und cs g ilt nu r die Rechtsfolge des Patentes vom 
7. September 1848.

D a s  in  Beziehung auf den Rcchtspunkt.
W as  aber den Umstand b e tr iff t ,  daß man sich doch 

herbei lä ß t, E in  F ün fte l der Kosten den Patronen aufzu­
lasten, so glaube ich, daß das ganz in der O rdnung sei, 
denn wenn die Patrone nebst den Ehrenrechten auch pecu- 
niärc Rechte, nämlich das Recht aus Versorgung in  ih rer 
Nothlagc ansprechen, so sollen sie dieselben nicht umsonst 
haben.

S ta tth . F rc ih . v. S c h l o i ß n i  g g : Ich  muß das 
W o r t  ergreifen, um die in  vielen Beziehungen hart e rg rif­
fene Regierungsvorlage zu rechtfertigen.

Ich  schicke den Umstand vo raus , daß gesagt wurde: 
„E s  ist ganz w illkü rlich , daß man fü r  K ra in  ein Sechstel 
angenommen ha t, und anderwärts einen andern B e tra g ." 
D avon  is t ,  glaube ich, die Verschiedenheit der Patrouats- 
verhältuisse der G rund.

E s hat namentlich in  Kärnten der P atron nicht bloß 
die Meisterschaften, sondern auch die M ate ria lien  beizu­
tragen. D ie  Gemeinden haben dort die Fuhrkosten allein 
zu tragen, während sie zu den M a te ria lien  beizutragen 
verpflichtet sind.

I n  Kärnten also ist der P atron mehr verpflichtet 
gewesen, als H ierlands, daher ihm  auch dort jetzt ein 
größerer aliquoter T he il aufgebürdet w ird ,  als in  K ra in . 
D ieß zur sactischen Berichtigung.

W as die Sache selbst b e tr iff t ,  so hat schon in  der 
Generaldebatte und auch in  der Spezialdebatte —  ich 
möchte sagen, das Hauptobject der verschiedenen M e in u n ­
gen das abgegeben, daß der P a tron  ein großer und reicher 
Grundbesitzer sei und ganz gut dasjenige tragen kann, was 
er bisher getragen hat.

M a n  hat die Grnndentlastung herbeigerufen und hat 
eine Analogie zwischen dem Untcrthänigkcitsverbande und 
dem Patronatsrechte gefunden. Nach meiner unvorgrcif- 
lichen individuellen Ansicht ist zwischen dem Untcrthänig- 
keitsverbande und dem Patronatsverhältnisse gar keine an­
dere Sache gemein a ls ,  daß w ir  beide aus dem grauen 
A lterthum e erhalten haben.

Ich  würde von der Grnndentlastung gar nicht mehr 
reden, wenn nicht auch das hervorgehoben worden wäre, 
daß e ein Unrecht sei und ich nicht wohl zugeben kann,

als wenn die Regierung irgend etwas, was unrechtmäßig 
is t, geschützt hätte.

M a n  stellt sich immer vo r, daß daö Untcrthänigkeits- 
verhältuiß von einem glücklichen gcwnltthätigcn Eroberer 
aufgebürdet worden ist den freien B ew ohnern , welche von 
ihm  und seinen Schaarcu überschwemmt worden sind. 
Historische Forschungen zeigen w oh l etwas ganz anderes. 
G rund und Boden wurde von mächtigen und siegreichen 
Fürsten an ihre Heerführer v e rth e ilt, diese vertheilten ihn 
wieder an ihre Genossen m it Lasten, welche nach der da­
maligen Z e it sohin leicht zu leisten w aren ; es w ar ein 
beiderseitiges Einverständniß. N un  das haben alles die 
Wogen der Z e it begraben. Ich  glaube, cs ist ein über­
wundener S tandpunkt und daher überflüssig noch todter 
über dieses Verhältn iß  zu reden.

W as nun das Patronatsrecht b e tr iff t ,  so ist gesagt 
und nicht widersprochen worden, daß aus den älteren 
Zuständen und namentlich auö dem canonischcn Rechte sich 
das Bestehen einer Verpflichtung der Patrone in  einem 
solchen M a ß e , wie w ir  eö in  den jetzigen Zeiten vorfinden, 
nicht herleiten lasse. D a s  ist allgemein zugegeben worden. 
A lle in  es ist auch gesagt worden, daß das , was bisher in  
Oesterreich besteht, Unrecht sei, und daß cs ungesetzlich 
herbeigeführt wurde.

Ich  glaube, meine Herren, cs wäre zu weit gegangen, 
wenn w ir  sagen w o llten , daß dasjenige, was eine vor 
Zeiten zu Recht bestandene und anerkannte S taa tsgew a lt 
nach den damaligen gesetzlichen Formen verfügt h a t, daß 
das unrecht gewesen ist. Es ist einmal ein Gesetz —  w ir  
können über die A r t  und W eise, wie vor Zeiten die Ge­
setzgebung und ihre F orm  angeschaut w urde , nicht rechten. 
Z u  jenen Zeiten w ar das Gesetz unter den herkömmlichen 
Formen von demjenigen, der dazu berechtiget w ar, gegeben 
worden und das Gesetz besteht.

D a s  schließt nicht aus, daß cs jetzt geändert werden 
kaun und eben die Regierung ist so gut als die Bevölke­
rung zur Erkenntniß gekommen, daß, so wie andere Zweige 
der Gesetzgebung, auch dieser durchaus eine Aenderung ver­
langt und in  dieser Beziehung ist die heutige Regierungs­
vorlage zur Verhandlung gekommen.

Ich  komme nun wieder auf das zurück, daß die P a ­
trone eine Verpflichtung nicht haben, d. h. nicht aus älte­
ren Zeiten he r; das, was sie jetzt leisten müssen, zu leisten. 
D a ö  ist auch schon vielfach erörtert worden und es hat 
sich die Nothwendigkeit und auch von vielen Seiten die 
Neigung gezeigt, sie zu erleichtern. Ich  nehme an , daß 
auch die H erren, welche sagen, daß ein D r it te l gegeben 
werden m uß , doch auch eine Erleichterung fü r  die Patrone 
im  Auge haben (R u fe : Ganz r ich tig !) und frage nun, 
warum  ein D r i t t e l? warum  nickst, wie die Regierungs­
vorlage sagt, ein Sechstel?

Ich  glaube, meine H e rren , daß cs darauf ankommt, 
daß w ir  bei Verfassung eines neuen Gesetzes auch das­
jenige in 's  Auge fassen, was opportun und durchführbar 
ist. W arum  zeigt sich die Patronatsverpflichtnng nicht 
mehr ha ltba r?  W e il sie durchaus unerschwinglich is t!

E s ist früher gesagt w orden, daß alle größeren K ir -  
chcnbautcn in 's  Stocken gerathen s ind , durch lange Jahre 
bis zum Jahre 1848 und endlich schwer durchgeführt 
w urden, eben w e il man nu r sehr schwer den P a tron  zu 
einer Leistung verhalten konnte, die m it seinem Besitze in  
keinem Verhältnisse war. I m  Jahre 1849 is t, wie we­
nigstens V ie len aus Ih n e n  w ohl bekannt sein w ird ,  eine 
M in istcria lweisung erschienen, welche gesagt h a t, daß das 
Patrouatsrccht und alle damit zusammenhängenden V erb ind­
lichkeiten im  Wege der Gesetzgebung werden geregelt wer-



den. M ittle rw e ile  sei bei den größeren Kirchen- und 
Pfründengebäuden ein Uebereinkommen zwischen der bishe­
rigen Concurrcnz anzustreben, und wenn ein solches Uebcr- 
cmfommen nicht im  gütlichen Wege durchzusetzen sei, so 
sei geradezu die Sache liegen zu lassen.

D a s  ist die Ursache warum  seit dem Jahre 1849, 
soviel m ir bekannt is t, eine größere Kirchcnbanlichkcit im  
Lande nicht geführt w urde, außer durch fre iw illige  B e i­
träge, welche der fromme S in n  dcö Landes noch immer 
reichlich aufgebracht h a t, wo cs Noth th a t, oder gerade 
an solchen N a tionen , wo der Laudcsfürst oder der S ta a t 
P atron w a r , welcher am Ende die M it te l dazu fa n d ; von 
größeren Bauten bei P rivatpatroncn ist m ir  seit langer 
Z e it schon nichts bekannt.

W ir  sehen also, daß die Sache nun in  eine Stockung 
gerathen is t, w e il die Patrone cs wirklich nicht erschwingen 
konnten. Es sind ja die Patrone nicht immer große und 
vermögliche Grundbesitzer, es ist das Patronatsrecht oft m it 
kleinem Besitzthnme verbunden und in  den Händen solcher, 
welche, beinahe möchte ich sagen, darben.

D e r größere T he il der Patronate ist dem Relig ions- 
fonde zuständig und andern Staatssonden. Ueber die V e r­
hältnisse des Religionsfondcs hat der H e rr Fürstbischof 
schon Aufschluß gegeben, w ir  können also weder auf die 
Länge erwarten, daß der Rcligionsfond seinen Verbind­
lichkeiten nachkommen kann, wie sie ihm das Patronats- 
rccht aufbürdet, noch können w ir  es von vielen Privaten 
erwarte». Es muß also ihre Schuldigkeit, ihre Verpflich­
tung durchaus erleichtert werden.

Es frag t sich, warum  m it einem Sechstel? W e il 
man annehmen konnte, daß die Meisterschaften beiläufig 
E in  D r it te l der ganzen Kosten betragen werden; E in  
D r it te l entfällt auf die M ateria lien  und ungefähr E in 
D r it te l ans die andere Zubehör. Es handelt sich also 
da rum , das D r it te l von den Patronen einzubringen. Ich 
glaube eben gezeigt zu haben, wenigstens habe ich die A n­
sicht ausgesprochen, daß dieses D r it te l unerschwinglich ist; 
wenn man also weiter kommen w i l l ,  so muß man dieses 
D r it te l herabsetzen, von einem D r it te l ans ein Fünftel, 
das möchte ich beinahe sagen, ist gemäkelt.

E in  Sechstel macht die H ä lfte  der bisherigen Schul­
digkeit und man kann voraussetzen, der Patron werde, da 
er das Ganze nicht zu entrichten im  Stande w a r , m it der 
H ä lfte  wenigstens aufkommen.

WaS ich aber besonders den Herren an daö Herz 
legen möchte, is t, daß das Zustandekommen der Vorlage 
fü r  das Land unendlich dringend is t ; ich w ill ans den 
weitern A n tra g , die gänzliche Auflösung des Patronates 
beim Rcichsrathc zu beantragen, jetzt nicht eingehen, aber 
cö ist schon ganz richtig bemerkt worden, daß die Entschei­
dung oder gänzliche Erledigung eines solchen Antrages, der 
das ganze Reich um faß t, wenigstens ein P aar Jahre er­
fo rde rt, unter dieser Z e it geschehe hier im  Lande gar Nichts 
und cs sind doch viele und sehr dringende B a u te n , wenn 
auch nicht von besonders großem Umfange nothwendig, so 
daß w ir  zu einer Jn tc rim a l - Verfügung kommen müssen, 
selbst wenn der Antrag seinerzeit beim Reichsrathe die Ab­
lösung des Patronates zu befürworten vorbehalten bliebe. 
A lle in  w ir  müssen fü r  die Zwischenzeit O rdnung machen, 
und ich glaube, das Ordnungmachcn muß dadurch ge­
schehen, daß w ir  etwas Ausführbares anordnen, nämlich 
daß w ir  den gegenwärtig bestehenden Patronen eine fü r 
sie erschwingliche Last aufbürden und deßwegen empfehle 
ich die Annahme der Regierungsvorlage m it dem Betrage, 
der in dieser angesetzt ist.

X X III.  Landtags - Sitzung.

P r ä s i d e n t :  D e r H e rr Berichterstatter hat nun 
das letzte W ort.

Berichtcrst. K r o m  e r :  Ich  kann der mehrseitig aus­
gesprochenen Ansicht, daß der P atron nach kirchlichen S a t ­
zungen zu einer Beitragsleistung fü r Kirchen- und P fa rr -  
hofbauten im  Allgemeinen nicht verpflichtet sei, keineswegs 
beitreten; denn die dießfälligen Beschlüsse dcö tridcn tin i- 
schcn Concils werden von den Einen so, von den Andern 
anders ausgelegt. D ie  einen Canonisten behaupten, daß 
der P atron zu Bcitragslcistungen nur dann verpflichtet sei, 
wenn er von der Pfründe einen Nutzen zieht; Andere 
wieder behaupten, daß jeder Patron zu Bcitragsleistnngen 
fü r die Kirche verpflichtet sei.

Ebensowenig könnte ich der Ansicht des H errn Abg. 
B aron  A pfa ltrern beitretcn, daß nämlich eine gesetzliche 
Verpflichtung des Patrons erst im  Jahre 1782 begründet 
wurde. —  Es ist allerdings rich tig , ursprünglich war der 

: Patronatsbeitrag meist eine D ona tion  zu Gunsten der 
! Kirche; Jemand hat sich zu dem oder jenem B etrage, zu 

dieser oder jener Leistung f re iw ill ig , geschenkweise erboten. 
A lle in hat er diese Schenkung fü r sich und seine Nachfolger 
zugesichert, so ist schon ans der ursprünglichen Schenkung 
eine Verpflichtung erwachsen. Diese Verpflichtung hat der 
eine Besitzer des m it dein Patronate belasteten Gutes auf 
den zweiten, dritten u. s. f. übertragen und nach dem Ge­
wohnheitsrechte hat sich die Perflichtung von dem einen 
auf den andern Besitzer des betreffenden Gutes überwälzt.

Natürlich bestanden damals keine so festen Bestim ­
mungen darüber, wie eine Patronatslast rechtsverbindlich 
von dem Einen auf den Andern übergehen könne, deßwe­
gen eben war das Gewohnheitsrecht maßgebend. A lle in 
als nach und nach die Patronatslastcn immer größer w u r­
den, da erhoben sich, und zwar m it Recht, die Patrone 
und machten gewöhnlich die E inwendung: N u r zu B e iträ ­
gen in diesem oder jenem geringeren Umfange, nicht aber 
zu B e iträgen , wie sie von Jahrzchcnt zu Jahrzehcnt immer 
größer werden, und unsere Cvncnrrenzpflicht in  ganz an­
dern Dimensionen stellen, haben w ir  uns verpflichtet. —  
Und damals erst fing die Regierung a n , die Concnrrcnz- 
pflichtcn des Patrons anfangs durch P a rticu la r - Entschei­
dungen, später durch Gesetze zu regeln.

A lle in  seit der Ze it sind wieder 70 bis 80 Jahre 
verflossen und die Lasten des Patrons stiegen auch seither 
m it der Zunahme der Bevölkerung. Anfänglich waren 
die Pfarrhofbautcn nur fü r  Einen Bcnefizia tcn, und cS 
waren nur kleinere Kirchen nothwendig; nach und nach hat 
sich m it Zunahme der Bevölkerung die Erweiterung der 
P fa rrhö fe , die Erweiterung der Kirchen als nothwendig 
herausgestellt. Späterhin hat die Vorliebe der P farrbe- 
völkerung fü r schönere P fa rrho f- und Kirchenbanten gleich­
fa lls größere Beiträge erheischt, und wenn w ir  die Sache 
so fortgehen lassen, so w ird  von Jahrzehcnt zu Jahrzchcnt 
die Bcitragspflicht des Patrons eine immer größere.

Ich  frage n u n , ob das im  Rechte gegründet is t, daß 
w ir auf die ursprüngliche Verpflichtung und auf bereit 
Dimensionen gar keine Rücksicht nahmen, daß w ir  aus der 
anfänglichen W oh lth a t, die den Kirchen und Pfarren zu­
gewendet werden w o llte , eine Verpflichtung in immer grö­
ßeren Dimensionen herausholen wollen.

Eben weil die Regierung im  Jahre 1848 erkannt hat, 
daß die derzeitigen Patronatslasten, m it den ursprünglich 
übernommenen Verpflichtungen schon in gar keinem V e r­
hältnisse stehen, daß sic von den Patronen nicht leicht ge­
tragen werden können, hat der M in is tcria l-G rlaß  vom Jahre 
1849 angeordnet, cs sei den geänderten Zcitvcrhältnissen 
Rechnung zu tragen und die bisherige Patronatslast in



einem billigen Verhältnisse zu regeln. DaS billige V e r­
hältniß aber kann doch nicht dieses fe in , daß den Patronen 
immer größere Vcrpslichtnngcn auferlegt werden, sondern 
daß m it Rücksicht ans die geänderten Zeitverhältnisse die 
Beitragslast des P a trones, welche schon seit vielen J a h r­
zehenten aus einem D r it te l stand, b illig  rebucirt werde.

Dieser Rücksicht hat der Ansschnß dadurch Rechnung 
getragen, indem er die B e itragslast von einem D r it te l auf 
ein Fünfte l herabgesetzt hat. Es war dieß keine w illkü r­
liche Annahm e, keine Schenkung fü r  den P a tro n , sondern 
eine billige Ansgleichnng zwischen der gegenwärtig großem 
B eitragslast und der ursprünglich übernommenen V e r­
pflichtung.

D ie  Herren Abgeordneten D r .  Tom an und D r .  Suppan 
sind zwar der Anschauung, daß in diese billige Ausg le i­
chung so lauge nicht einzugehen sei, bis die Ablösung der 
Patronatslast zur Sprache kom m t; allein nach meiner A n ­
schauung muß der Ablösung die Richtigstellung der B e i­
tragspflicht vorangehen. (Abg. D r .  T o m a n : D a s  ist es 
eben.) Es ist nothwendig, daß w ir  schon derzeit bestim­
m en, wer als erster, zweiter, dritter die Last zur Last zu 
tragen und in  welchem Verhältnisse Jeder zn concurriren 
habe, denn sonst würde seiner Z e it die Ablösung so viele 
Conflicte hervorrufen, als Patronatspfarren bestehen. Und 
wer steht denn d a fü r, daß das Gesetz wegen Ablösung der 
Patronatslast auch w irk lich , und daß es in  Kürze erfolgen 
werde? Gesetzt n u n , daß das Gesetz nicht erlassen w ird , 
wer kann dann b illiger Weise verlangen, daß eine ans 
einer ursprünglichen D ona tion  übernommene Leistung in  das 
Unendliche steigen, und daß den Patronen nie eine Erleich­
terung gewährt werden solle? Ich  kann daher, so sehr 
ich den Gemeinden jede Last, die sie ungebührlich treffen

so ll, von Herzen abzuwenden bereit b in , dem Antrage der 
Herren D r .  Tom an und D r .  S uppan nicht beipflichten. 
Denn ein Unrecht, es geschehe dem Einen oder dem A n ­
dern, bleibt ein Unrecht, und wenn w ir  hier fortgesetzt den 
D ritte l-B e itra g  beschließen würden, so würden w ir  dem 
Patronate ein Unrecht zufügen. (R u fe : O h o ! im  Cen­
trum  , u n d : ja w o h l! links).

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte über §. 8 ist geschlossen, 
ich bringe den Antrag des H errn  D r .  Tom an zur Abstim­
mung (Abg. Kapelle verläßt den S itzungssaal), welcher 
in t zweiten Alinea des §. 8 statt des W ortes „F ü n fte l"  
das W o rt „ D r i t te l"  substitnirt haben w ill.

W enn die Herren m it diesem Antrage einverstanden 
sind, so wollen sie sich erheben. (Geschieht. R u fe : Es 
ist die M in o r itä t.)

Abg. D r .  T o m a n :  Ich  bitte die Abstimmung zu 
eonstatiren.

P r ä s i d e n t :  Ich  bitte stehen zu bleiben. Nach
der Abzählung sind 13 S tim m en d a fü r, es ist also die 
M in o r itä t .

Abg. D r .  T o m a n :  Ich  bitte um  die Gegenprobe.
P r ä s i d e n t :  Wenn die Gegenprobe gewünscht w ird , 

so bitte ich jene Herren s itz e n  zuble iben, welche m it dem 
Antrage einverstanden sind. (Geschieht.) D ie  M a jo r itä t  
gegen den Antrag ist evident.

Ich  bringe nunmehr den Antrag in  der Fassung des 
Ausschusses zur Abstimmung. Ich  bitte jene Herren, welche 
m it dieser Fassung des §. 8 einverstanden sind, sich zu er­
heben. (Geschieht.) §. 8 ist in  dieser Fassung angenommen.

Ich  schließe die heutige S itzun g , die nächste S itzung 
findet morgen 10 U h r V orm ittags S ta tt.  Tagesordnung : 
Fortsetzung der Heutigen.

(Schluff der Sitzung halb 3  Uhr.
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Druck von Jgn. v. Äleinmayr und F. Bamberg.


